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"Helfen macht Freu(n)de" . Treffender als 
mit dem bekannten Slogan ließe sich das 
Engagement von Jakob und Karin Berg nicht 
umschreiben. Denn bei den bereitet das Hel­
fen auch nach vielen Jahrzehnten im MHD, 
wie sie übereinstimmend betonen, "immer 
noch Freude wie in der ersten Stunde" . Zum 
anderen brachte der humanitäre Einsatz eine 
Reihe echter Freundschaften, die sich auch 
in späteren schweren Stunden bewährt 
haben. 

Es war 1955, als sich der MHD-Ortsver­
band Porz zu formieren begann. In dieser 
Anfangsphase bereits dabei: Jakob Berg . 
Gefunden hatte er den Weg in die junge 
Hilfsorganisation durch Schulfreunde, die 
wie er selbst bereits in der katholischen 
Jugendbewegung aktiv waren. Ein ortsan­
sässiger Mediziner übernahm die Grundaus­
bildung der jungen Helfer und bald schon 
konnte sich die neue Hilfsorganisation mit 
der Übernahme des Sanitätsdienstes bei ört­
lichen Veranstaltungen der Öffentlichkeit 
präsentieren. 

Schwerpunkt Ausbildung 

Doch dabei blieb es nicht, neue Aufgaben 
kamen hinzu. Für Jakob Berg hieß das, 
nunmehr in den Abgangsklassen der Schulen 
in der Erste-Hilfe-Ausbildung mitzuwirken. 
Das fachliche Rüstzeug dafür hatte er vorher 
in einem Sanitätskursus erworben. Einmal in 
die Ausbildung eingebunden, brachte er hier 
sein gesamtes Engagement ein. Deutlich 
wird das auch durch den Besuch eines 
Lehrgangs für Häusliche Krankenpflege, der 
sich bald darauf anschloß. Jakob Bergs Fazit 
heute: "Die Ausbildung bleibt der wichtigste 
Bereich des gesamten Sanitätsdienstes. 
Denn mit dem sorgfältig ausgebildeten Helfer 
steht und fällt doch die gesamte Konzeption ." 

Nicht nur als Ehepaar harmonisieren sie. Auch als Helfer des 
Malteser-Hilfsdienstes sind Jakob und Karin Berg meist zusammen 
im Dienst. Insgesamt über 50 Jahre weist die Bilanz ihrer MHD­
Aktivitäten aus. Zu Führungsaufgaben hat es sie nie hingezogen -
gut ausgebildete und stets einsatzbereite Helfer braucht eine 
Hilfsorganisation schließlich nicht weniger. 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Jakob und Karin Berg aus Köln-Pon 

Auch privat hat der Bereich Ausbildung für 
Jakob und Karin Berg eine besondere Bedeu­
tung . Denn es war einer der angesprochenen 
Erste-Hilfe-Lehrgänge an den Schulen, bei 
dem sie sich kennenlernten . Die damals 
15jährige kam durch einen Selbstschutz­
Grundlehrgang des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz zum ersten Male mit den Be­
griffen Zivil-, Katastrophen- und Selbst­
schutz in Verbindung. Im Rahmen des Lehr­
gangs übernahm der MHD den Bereich Erste 
Hilfe. Einer der Ausbilder: Jakob Berg. 

Schnell ließ sich Karin Berg von ihrem 
späteren Ehemann von den Zielen und Idea­
len des MHD überzeugen, so daß sich der 
Ortsverband Porz 1972 über ein neues Mit­
glied freuen konnte. Doch nicht nur in der 
Bejahung des MHD waren sich beide einig. 
Auch im fachlichen Bereich vollzog Karin 
Berg exakt die gleiche Ausbildung wie ihr 
Partner, nämlich Grund- und Sanitätsausbil­
dung sowie Häusliche Krankenpflege. 

Ständige Fortbildung 

Für den Sanitätsdienst ausreichend aus­
gebildet, lassen es Jakob und Karin Berg 
aber nicht bei den einmal erworbenen Kennt­
nissen und Fähigkeiten bewenden. Auch 
heute noch nehmen sie regelmäßig an Auffri­
schungslehrgängen teil. Karin Berg dazu: 
"Weil auch der Sanitätsdienst einer ständi­
gen Wandlung unterworfen ist, kann man auf 
aktuelles Wissen nicht verzichten. Denn das, 
was ich heute lerne, kann morgen schon 
keine Gültigkeit mehr haben." 

Jeden Dienstag heißt es für das Helfer­
Ehepaar: MHD-Gruppenabend. Bei diesen 
Treffen der insgesamt etwa 20 Mitglieder des 
Ortsverbandes werden die Pläne für die 
nächsten Einsätze und Übungen besprochen, 
werden Lehrgänge festgelegt oder den 

Dienst betreffende Hinweise gegeben. Aber 
auch die gesellschaftliche Seite kommt nicht 
zu kurz. Auf einen Nenner gebracht: Der 
Dienstagabend ist der Mittelpunkt des Zu­
sammenlebens im Ortsverband. 

Solidarität bewiesen 

Und daß das Zusammenleben im MHD 
Miteinander statt Nebeneinander beinhaltet, 
bewies sich in der Zeit, in der Karin Berg 
lebensbedrohlich erkrankte. Über die Solida­
rität, die den bei den in jenen schweren Tagen 
entgegengebracht wurde, sagt Karin Berg 
heute: "Es wäre uns wahrlich schwerer ge­
fallen, das Schicksal zu meistern, hätten 
nicht die Freunde im MHD hinter uns gestan­
den." Und bis zum heutigen Tag hat niemand 
an der Gehbehinderung, die die Erkrankung 
zurückließ, Anstoß genommen. Im Gegenteil: 
Der MHD ist stets bemüht, Einsatzbereiche 
zu finden, die Karin Berg trotzdem überneh­
men kann. Für die Helferin Freude und 
Motivation zugleich . 

Unter den gegebenen Umständen ist es 
schon bemerkenswert, daß die Einsatzbe­
reitschaft des Ehepaares ungebrochen ist. 
Immer noch steht an mehr als jedem zweiten 
Wochenende der MHD in ihrem Terminkalen­
der. Und dazu kommt oft nicht nur der 
Dienstagabend, an dem der 13jährige Sohn 
auf die Eltern verzichten muß. Da drängt sich 
die Frage auf, wie lange die beiden noch aktiv 
bleiben wollen. Wie ihr gemeinsames Han­
deln ist auch die Antwort einmütig: "Solange 
es noch Freude macht." - cl -
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Ehrenkreuz der Bundeswehr für 
französische Feuenvehrmänner 

Im ZeIChen der deut>ch-franzö>i­
schen FreundIChaft stand der Be;uch 
einer Delegation des Münsteraner 
Lufttransportkommandos in Borde­
au,. Anlaß .. ar die Auszeichnung 
franzö,ischer Feuerwehnnänner mn 
dem Ehrenkreuz der Bundeswehr in 
Gold. dem höchsten militärilChen Or­
den. den der Bundesminister der Ver­
teidigung \Crleihen kann. 

Bürgern Ion Bordeau,. die die Gene­
senden am Krankenbett besucht und 
ihre Glückwün\Che fUr die am Ende 
doch gelungene Notlandung ausge­
drückt hätten. General Malljuitan ler­
wies darüber hinaus auf die bereit> 
lang währende besondere Freundschaft 
zwischen den Transportfliegern beider 

ationen. die ihren sichtbaren Aus­
druck auch in gemeinsamen humanuä­
ren Einsätzen gefunden habe. zuletzt 
bei den Hi lfsflügen zur Linderung der 
Hungerlnot im Sudan. 

Am 2. Juli 1988 hatte die Besatzung 
einer Tranl3ll des Lufttransportge­
schwade", 61 aus Penzing bei einer 
Notlandung auf einem Feld nahe Bor­
deaux teil .. eise erhebliche Verletzun­
gen d3\ongetragen. Den bereits nach 
wenigen M muten an der UnglückssteI­
le eingetroffenen Rettungsmannschaf­
ten der französischen Feuerwehr war 
e; durch beherzte; Eingreifen ohne 
eigene Schonung gelungen. die Luft­
waffen-Soldaten aus den Trümmern 
ihres Flugzeuges zu bergen und rur 
den schnellen Transport in das Hospi­
tal nach Bordeau, zu sorgen. Der 
per>Önliche Einsatz dieser Männer. so 
der Penzmger Geschwaderkommodo­
re Oberlt Bernd Puhl in seiner Dankes­
rede. M!I au~schlaggebend für die ra­
",he Genesung der Besatzungsange­
hörigen gewesen. 

Freuen sich mit den Kindern eines fra nzösischen Feuen\ ehrmannes Ober 
die gerade erfolgte Auszeichnung: der deutsche Militü raltache in I'nris. 
Urigadegenerül I-Iernumo Fraidel (rechts) und der Kommandeur des Lufl­
Iransportkommandos. Generalmajor Hubert Manlu ilan (zweiter , on 
rechts). 

Anschließend überreichte Genernl­
konvul Dr. Georg Sperl den Ausge­
zeichneten die Verleihungsurkunden. 
Die anwesende komplene Crew des 
Unfallflugzeuges. mittlerweile längst 
wlCder im fllCgerischen Ein,,". nutz­
te die Gelegenheit. sich bei ihren Ret­
tern perlÖnlich zu bedanken. Die 
Franzo ... n lobten den Kommandan­
tcn. Hauptmann Klaus-Friedrich 
Baasch. fur bewie ... ne Kaltblütigkeit 
und fliegen\Ches Können. sem Flug­
zeug im Gleitflug noch auf ein wmzi­
ges unbebautes Stück Land gesteuert 
7U haben. Hauptmann Baasch schrieb 
dies. iederum vor allem den gutmuti­
gen Flugeigenschaften .. seine(· T rans­
all zu. Der g .... lIige Abend endete für 
liele dann mit ncu geschlossenen 
Freundschaften. 

Vor den 300 geladenen Gästen .er­
tete der Oberbürgermeister von Borde-

THW-Helfer bei 
Hochwasser und 

Unwetter im Einsatz 

In den erlten Monaten des Jahres 
wurde da; Technische Hilf""er, 
mehrfach bundes .. it eingesetzt. 
Nach starKen Regenfallen bedrohte ein 
extremes Hochwa;ser vom 14. bis 17. 
Februar 1990 die Menschen in ler­
\Chiedenen Kreisen der Regierungsbe­
zirKe Karlsruhe und Freiburg. Das 
THW in Baden-Württemberg fUhrte 
Sicherungsarbeiten durch. pumpte 
Keller auv und barg Seh .. mmgut. 
Alle ,erf.gharen Pumpen des Ber­
gungs- und Instandsetzungsdienstes 

au, und ehemalige Ministel]lräsident 
Frankreichs. Jacques Chaban-Del­
mas. den Verlauf der Rettungsaktion 
und die nun erfolgte Auszeichnung als 
sichtbares Zeichen der deutsch-fran­
zösischen Kooperation und Freund­
schaft; diese sei angesichts der umwal­
zenden EreignISse im Herzen Europa; 
gerade jetzt I'on besonderer Bedeu­
tung. 

lO.ie der Notstrom-Pumpengruppen 
• urden tiberortlich eingesetzt. 

Nach mehreren Unwettern am 26. 
27. Januar und 3./4. Februar richteten 
'or allem die Stunne vom 26. Februar 
bi, 3. März großen Schaden an. In 
Schieswig-Hoistein. Hamburg und 
Bremen • urde das THW gemäß 
Hochwasseralarmplan in Bereitschaft 
"""tzt. 010 THW-Helfer schlossen 
Fluttore. SICherten und befestigten 
Deiche. 

In allen Bundesländern beseitigten 
THW-Helfer Stunnschäden. Zu den 
Hauptaufgaben gehörten die Beseiti­
gung von Windbruch. Räumarbeiten 
in Onschaftcn. Sichern und Eindecken 
Ion Dächern und Tünnen mit Planen. 
Berdumen von Bahnlinien und Slra-
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Der Kommandeur des Lufnrans­
ponkommandov. Generalmajor Hu­
bert M3lIjultan. überbrachte den Feu­
erwehnnännern in seiner Dankesrede 
die Glückwünsche des Bundesmini­
sters der Verteidigung und der Trans­
portflieger der Luftwaffe. Er dankte 
allen. deren Hilf,bereitschaft die Fol­
gen des Unglücks gemildert haben. 
insbesondere auch den zahlreichen 

ßen. Untellitützung der Elektro-Ver­
IOrgungsunternehmen bei Instandset­
LUngsarbeiten, Bergen umgestürzter 
Lkw IOwie die Einspeisung von Not­
strom. Durch ihren Einsatz noch m 
den ersten Nächten haben dlC Helfer 
aktiv zur Aufrechtcrhaltung de; Ver­
kehrlnetzCl beigetragen. 

Insgesamt. urden bunde .. eit mehr 
als die Hälfte aller THW-Ort.\I'erbän­
de eingesetzt. Dabei leisteten 19987 
Helfer 132192 Einsatzstunden. Dies 
.. r der bisher größte bunde",eite 
Einsatz des Technischen Hilfs .. r". 

Seit Anfang März wird das THW. 
teils in Zu<amnlenarbeit mit der Bun­
de~wehr. zur Beseitigung ... on Sturm­
schäden in den FOrlten eingesetzt: 
Umgestürzte Baume .. rden beseitigt. 

Wald .. ge berdUmt. um sie für Forlt­
fahrzeuge, Brandschutzkr'dfte und Er­
holungvsuchende wieder passierbar zu 
machen. Alleronen wird nach dem 
milden Winter in den Wäldern ein 
starker Befall mit BorKenkäfern er­
"artet. Dieser schädigt nicht nur be­
reits liegendes Holz. sondern befa llt 
teils auch gesunde Bäume. Die Arbeit 
der THW-Helfer soll der Natur den 
Einsatz von Chemikalien zur Schäd­
lingsbekämpfung e"'paren. Beim Be­
rdumen von Wegen und Wegrücken 
'on großen Stämmen hat sich das neue 
Bergungsräumgemt des Bergung,­
dien,tes bewährt. Zwischen THW. 
Feueruehr. Polizei und FOrltbehörden 
wurde erneut effektiv zusammcngcar· 
beitet. 



Deutsch-deutsche 
Kontakte 

Wie bei vielen bundesdeutschen Or­
ganisationen gibt es in diesen Tagen 
auch bei den Feuerwehren verstärkt 
deutsch-deutsche Kontakte und immer 
öfter kommt es zu gegenseitigen Besu­
chen. 

So waren erst kürzlich drei Feucr­
wehrnlänner aus der sächsischen Stadt 
Meerane (Kreis Glauchau) für fUnf 
Tage bei der Freiwilligen Feuerwehr 

in Gelsenkirchen zu Gast (Foto). Be­
sonders interessant sind rur die Ange­
hörigen der Feuerwehren aus der DDR 
vor allem die modernen Einsatzmillel, 
die den Feuerwehren in der Bundesre­
publik zur Verfügung stehen. 

Die Besucher in Gelsenkirchen 
zeigten sich bei der Besichtigung einer 
Einsatzleitzentrale begeistert von der 
modemen Technik. Die Berufsfeuer­
wehr Gelsenkirchen lud die Gäste zu 
einer EinsatzstellenbesiChtigung ein, 
wo sich die Besucher aus Sachsen ein 
Bild über Einsatztechnik und Ausrü-

stungsgerät der bundesrepublikani­
schen Feuerwehren machen konnten. 
In Zukunft ist überall in Deutschland 
mit ähnlichen Kontakten zu rechnen. 

Hamburger Feuer­
wehr in Dresden 

Mitglieder der Freiwilligen Feuer­
wehr Hamburg besuchten vor kurzem 
die Stadt Dresden in der DDR. Der 
DirektionsbereichsfUhrer West, Win­
fried Reicheil. BereichsfUhrer Eims­
bÜllel, Fritz Bahlo, Wehrführer Hans­
Joaehim Ebeling und Brandinspektor 
Dieter Frommer beide von der Freiwil­
ligen Feuerwehr Lokstedt, hallen als 
erste offizielle Delegation der Ham­
burger Feuerwehr zwei Tage lang die 
Gelegenheit, die Brandschutzeinrich­
tungen der Stadt Dresden zu besichti­
gen. Als Gast bei der Betriebsfeuer­
wehr "VEB Robotron" wurden die 
Betriebsfeuerwehr der Semperoper. 
die Berufsfeuerwehr Dresden und Tei­
le der historischen Innenstadt besich­
tigt. Die Hamburger Gäste wurden 
vom Leiter der Berufsfeuerwehr emp­
fangen. 

Wiederaufbau der DLRG 
in der DDR beschlossen 

Die Deutsche Lebens-Rellungs-Ge­
seilschaft (DLRG) wird in der DDR 
wiederaufgebaut. Das beschlossen 
Präsidium und Landesverbandspräsi­
denten der DLRG auf einer Sondersit­
zung in Hannover. Sie vereinbarten, 
alle in der DDR entstehenden Initiati­
ven zur Gründung gemeinnütziger, 
privater Wasserrenungsgruppen unter 
dem Namen DLRG zu fördern. 

Die erste DLRG-OrtSgruppe wurde 
Anfang Februar in Stralsund ins Leben 
gerufen. DLRG-Präsident Hans-Joa­
chim Bartholdt erwartet, daß in näch­
ster Zeit in zahlreichen Städten und 
Gemeinden weitere DLRG-Gruppen 
entstehen. 

"Mit dem Wandel in der DDR zu 
einem demokrntischen pluralistischen 
System ist es auch notwendig, im 
Sinne der Subsidiarität, die Entwick­
lung staatlich unabhängiger humanitä­
rer Vereine und Organisationen zu 

unterstützten. Die DLRG hält es fUr 
ihre Pflicht, auch in der DDR am Ort 
ihrer Gründung 1913 (Leipzig) die 
Wasserfreizeit aller deutschen Bürger 
abzusichern und dies durch den Wie­
deraufbau von DLRG-Gliederungen 
LU ermüglil:hen" I sagte Bartholdt. 

Für die Sommersaison erwartet der 
DLRG-Präsident einen Ansturm west­
deutscher Wassersportier auf die viel­
fach noch unberührten Sportreviere 
der DDR, insbesondere die Ostseekü­
ste. Um die Sicherheit der Segler, 
Surfer und Urlauber zu gewährleisten 
wird die DLRG die neugegründeten 
DDR-Ortsgruppen beim Aufbau des 
dringend benötigten Wasserrellungs­
dienstes unterstützt. 

Bisher war die Wasserrellung struk­
turell in das alte System eingebunden 
und trotz staatlicher Führung waren 
und sind die Wasserrenungsgruppen 
personell und materiell unzureichend 

ausgestanet, erläuterte Hans-Joachim 
Bartholdt die Lage. Deshalb habe das 
Präsidium alle bundesdeutschen Glie­
derungen aufgerufen, durch Paten­
schaften und personelle wie sachliche 
Hilfe die wiedergegründeten DLRG­
Gruppen in der DDR zu unterstützen, 
um sichere und ungetrübte Wasserfrei­
zeit zu garantieren. 

Er forderte Bund und Länder auf, 
umgehend öffentliche Minel zum 
Wiederaufbau eines selbständigen pri­
vaten Wasserrettungswesens in der 
DDR bereitzustellen. 

Da eine optimale Infrastruktur im 
Wasserrenungsdienst nicht aus dem 
Stand realisierbar sei, riet Bartholdt 
allen Wassersportlem in der DDR. in 
besonderem Maße Risiken zu meiden 
und die Verhaltensregeln der DLRG 
rur Wassersportier in jedem Fall zu 
beachten. 

Europäisches Film­
festival in Frankreich 

Vom 21. bis 25. Juni 1990 findet in 
ToulonIFrankreich das "Festival Eu­
ropecn du Film de Defense Militaire -
Securite Civile et Protection Indu­
strielle". ein Europäisches Filmfesti­
val zu den Themen Verteidigung. Zi­
vilschutz und Werkschutz, stall. 

Das Festival, das mit Zustimmung 
des französischen Premierministers 
unter Mithilfe von verschiedenen Mi­
nisterien und Staaten organisiert wird, 
findet im Kino Gaumont in Toulon 
stall. Die besten Filme werden von der 
Jury. die sich aus neun europäischen 
Teilnehmerstaaten zusammensetzt, 
mit dem "Goldenen Drachen" ausge­
zeichnet. 

Wie im Vorjahr unterliegt die lei­
tung der Festspiele dem General de 
corps aerien, Alain Suquet. Doch 
während sich das Filmfestival 1989 
nur auf Verteidigungsthemen bezog, 
wurde die Festival-Thematik in die­
sem Jahr um den Werk- und Zivil­
schutz erweitert. 

Die Länge der 35-mm- und Video­
Filme liegt zwischen sieben und zwan­
zig Minuten. Ziel der Festspiele ist es, 
die Öffentlichkeit auf die verschiede­
nen Gefahren aufmerksam zu machen 
und ihre Verhinderung und Verhütung 
im militärischen. zivilen und indu­
striellen Bereich zu suchen. 

Ein detailliertes Festspielprogranml 
lag bei Redaktionsschluß noch nicht 
vor. Nähere Informationen erteilt das 
Auswärtige Amt. Referat 513, Ade­
nauerallee 101,5300 Bonn. 

Arbeitsgemeinschaft 
Frankfurter 

Hilfsorganisationen 
gegründet 

Am 2. Juni 1975 wurde in Frankfurt 
am Main vom damaligen Oberbürger­
meister Rudi Arndt der Katastrophen­
schutzstab der Stadt Frankfurt einge­
richtet. Für einen effektiven Schutz 
der Frankfurter Bürger bei Unglücks­
rallen und Katastrophen wurden alle 
Frankfurter Einheiten sämtlicher 
Hilfsorganisationen, einschließlich 
der Berufsfeuerwehr und sonst iger 
wichtiger städtischer und öffentlicher 
Institutionen, für den Einsatzfall unter 
eine einheitliche Leitung gestellt. 

Die Zusammenarbeit in der Füh­
rung und in den Katastrophenschutz­
einheiten wurde geübt und hat sich in 
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STELLENAUSSCHREIBUNG 

Wir suchen für die Mitarbeit im Wamamt VI in 6390 Usingen als SachgebielsleiteriniSachgebielsleiter 

eine Regierungsinspektorin/einen Regierungsinspektor 

Gesucht wird eine Mitarbeiterinlein Mitarbeiter mit der Befähigung für den gehobenen nichttechnischen VelWaltungsdiensl. 

Aufstiegsmöglichkeiten sind gegeben. 

Senden Sie bitte Ihre Bewerbung unter Angabe der Kennzahl A 7/90 an das 

mehreren Einsätzen hervorragend be­
wähn. Dieses gute Miteinander hat 
Modellcharakter und findet im gesam­
ten Bundesgebiet Anerkennung. 

Die Frankfuner Venreter der Hilfs­
organisationen haben nun eine ge­
meinsame Arbeitsgemeinschaft ge­
gründet. In dieser Arbeitsgemein­
schaft Franktuner Hilfsorganisationen 
(AGFH) arbeiten Verneter des Arbei­
ter-Samariter-Bundes. des Deutschen 
Roten Kreuzes, der Johanni ter-Unfall­
Hilfe, des Malteser·Hilfsdienstes, der 
Deutschen Lebens-Rellungs-Gesell· 
schaft, der Freiwilligen Feuerwehr, 
des Technilchen Hilfswerks sowie des 
Vereins Rellungswache Bergen-Enk-

Bundesamt tür Zivilschutz 

- Personal referat -
Deutschherrenstraße 93 

5300 Bonn 2 

heim mit. Diese Organisationen verei­
nen in Fwnkfun rund 3200 Helferin­
nen und Helfer sowie etwa 80000 
Mitglieder. 

Die Arbeitsgemeinschaft soll hel­
fen, die Zusammenarbeit der Hil fsor­
ganisationen in Frankfun zu verbes­
sem und die Interessen der ehrenamtli­
chen Helfennnen und Helfer zu wah­
ren. Auch sollen die gemeinsamen 
Interessen der angeschlossenen Orga­
nisationen im Katastrophenschutz der 
Stadt Frankfun venreten werden. 

Zum Sprecher der AGFH wurde der 
Kreis- und Onsbeauftragte des Tech­
nischen Hilfswerkes in Frankfun, Jür­
gen Maier, gewählt. 

Empfehlungen für 
den Einsatz von 
Wasserlöschem 

Die Arbeitskreisc "Vorbeugender 
Br.mdschutz'· sowie .,Grundsatzfra­
gen" der Arbeitsgemeinschaft der lei­
ter der Berufsfeuerwehren (AGBF) 
verabschiedeten jetzt gemeinsame 
Empfeh lungen rur den Einsatz von 
Wasserlöschem. So empfehlen die 
Expenen rur Wohnhäuser und Hotels, 
Geschäftshäuser und Verkaufsstätten. 
Krankenhauser, Alten· und Pflegehei­
me. Entbindungsheime, Säuglingshei­
me, Kinder- und Jugendställen, Uni-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

versiiälen, Schulen und Sponställen 
sowie Camping- und Zeltplätze grund­
sätzlich Wasserlöscher. 

Dieser Empfehlung liegt die Erfah­
rung zugrunde, daß die typischen Ent­
stehungsbrände in den vorgenannten 
Nutzungen Brände von Stoffen der 
Brandklasse A sind und daß das best­
geeignete Löschmittel rur deranige 
Entstehungsbrände das Wasser ist. 
Ausnahmen sind nur rur Räume oder 
Anlagen notwendig, wo mit Entste­
hungsbränden von Stoffen der Brand­
klasse B, C oder, in ganz seltenen 
Fallen, der Brandklasse D gerechnet 
werden muß. 

Das Bundesamt für Zivilschutz, eme Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innem, sucht 

Beamtinnen/Beamte des gehobenen nichttechnischen Dienstes CA 9) 

Wenn Sie an der Mitarbeit in unserem Haus In Bonn-Bad Godesberg, in der Leitung der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk oder in einem 
Wamamt interessiert sind und zur Lösung der dort anfallenden vielseitigen und anspruchsvollen Aufgaben beitragen wollen, senden Sie uns 
bille Ihre Bewerbungsunterlagen unter der Kennziffer A 13/90 zu. 

Wir werden Ihre Bewerbung prüfen und Sie im Falle der Eignung - auch vor Ablegen der Laufbahnprüfung - einplanen und Ihnen 
Perspektiven mit günstigen Aufstiegsmöglichkeiten aufzeigen. 

Eine ehrenamtliche Tätigkeij im Zivil- und Katastrophenschutz wäre von Vorteil. 
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Luftrettungsstaffel Bayern legt Jahresbericht 
1989 vor 

6386 Beobachtungsflüge mit einer 
Dauer von 4797 Stunden absolvierten 
im letzten Jahr die ehrenamtlichen Pi­
lotinnen und Piloten der Luftrettungs­
staffel Bayern (LRST). Die dabei zu­
rüCkgelegte Strecke entspricht etwa 20 
Erdumrundungen. Hauptaufgabe der 
LRST auch im letzten Jahr: die Suche 
nach Waldbränden und Fällen von 
grober UmweltverSChmutzung. 

Bei den Beobachtungsflügen konn­
ten vier Wald- und vier Rächenbrände 
entdeckt und unverzüglich an die Feu­
erwehren weitergemeldet werden. Im 
Auftrag des Bayerischen Innenmini­
steriums starteten Maschinen der Staf­
fel in den besonders waldbrand gefahr­
deten Zeiten 140mai zu gezielten 
Suchflügen. Dabei waren wieder 
Rugbeobachter der Feuerwehren. der 
Forstverwaltung. des Katastrophen­
schutzes und des Technischen Hilfs­
werks mit ihren Spezialfunkgeräten an 
Bord. 

Größter Einsatz der Staffel war im 
vergangenen Jahr der Abwurf von 
9600 Tollwut-lmptKödern aus der 
Luft. Bei insgesamt drei Rügen mit 
einer Dauer von knapp sechs Stunden 
konnte arn 20. September ein fastlOOl 
Quadmtkilometer großes Gebiet zwi­
schen Günzburg und Babenhausen ab­
geflogen werden. Aus 80 Metern 
Rughöhe warf ein Flugzeug des 
LRST-Stützpunktes Donauwörth im 
Sekundenabstand die aus Fett. fisch­
mehl und dem Tollwutimpfstoffbeste­
henden Köder über den Landkreisen 

Zum Kindersitz gibt 
es keine Alternative 

Selbst der schlechteste Kindersitz 
im Auto ist um vieles besser als gar 
keiner. Diese Erkenntnis bestätigte 
sich erneut bei einem ADAC-Kollo­
quium mit 50 Experten aus Deutsch­
land. Schweden, Österreich und den 
Niederlanden. 

Immer noch werden in der Bundes­
republik rund 50 Prozent der Kinder 
im Auto falsch oder überhaupt nicht 

Untemllgäu und DillingenlDonau ab. 
Bei dem Einsatz wurden besonders 
sumpfige Rächen. Dickichte und tiefe 
Waldungen, die vom Boden aus nur 
schwer bzw. gar nicht zugänglich 
sind. ausgewählt und in I-km-Abstän­
den abgeflogen. Die Aktion erfolgte 
auf Anregung der Regierung von 
Schwaben in Zusammenarbeit mit 
dem WHO-Tollwutzentrum Tübingen 
und dem Veterinämmt GÜnzburg. Ei­
ne Erlaubnis zum Unterschreiten der 
Mindestflughöhen und zum Abwerfen 
von Gegenständen lag vor. 
Im Landkreis Weißenburg-Gunzen­
hausen kontrollierten Piloten der Luft­
rettungsstaffel Bayern das Einhalten 
der Schutzbestimmungen im Rahmen 
des Wiesenbrüterprogramms des Frei­
staats Bayern. Im oberen Altmühltal 
zwischen Herrieden und Treuchtlin­
gen liegt die größte noch relativ unge­
störte Rußaue Nordbayerns. In ihr 
leben verschiedene höchst gef.hrdete 
wiesen brütende Vogelarten, wie sie 
heute im gesamten Bundesgebiet nicht 
wieder zu finden sind. Zum Schutz 
dieser bedrohten Vögel hat die Bayeri­
sehe Staatsregierung mit den dortigen 
Landwirten eine Reihe von Natur­
sehutzprogmmmen abgeschlossen. 
Wenn sich in diesem ökologisch hoch­
wertigen Lebensraum Landwirte ver­
pflichten. ihre Wiesen erst im Juli zu 
mähen. erhalten sie von der Regierung 
einen finanziellen Ausgleich rur den 
entgangenen landwirtschaftlichen 
Nutzen. Die LRST half den zuständi-

mit einem Kindersitz gesichen. Dieser 
Fehler der Eltern hängt möglicherwei­
se mit der Angst zusammen. daß die 
Kinder durch Sitzsysteme verletzt 
oder gar getötet werden könnten. Die­
se Angst ist jedoch übertrieben: Nach 
Erkenntnissen der europäischen Un­
fallforscher ist das Risiko, bei einem 
Unfall schwer verletzt oder getötet zu 
werden, ftir ungesicherte Kinder sie­
benmal so hoch. 

Dennoch sind die Experten mit dem 
ADAC einig. daß die derzeit erhältli­
chen Sitzsysteme noch verbessen wer-

gen Behörden bei der großflächigen 
Kontrolle dieser Vereinbarungen. Für 
die Rüge wurden besonders leise Mo­
torsegler eingesetzt. 1990 will die 
Staffel auch bei der Kartierung bzw. 
Überprüfung von ökologischen Fisch­
teichen und Stillgewässern aktiv wer­
den. Auch bei der kanhographischen 
Darstellung von Naturschutzgebieten 
mit ihrer Vielzahl unterschiedlichster 
Vegetationstypen bietet die Luftbeob­
achtung große Voneile. Sie hilft dem 
Planer rasch weiter, indem sie ihm im 
wahrsten Sinne des Wortes einen 
.. Überblick" verschaffen kann. 

Weitere Einsätze der LRST galten 
im letzten Jahr der Suche nach Fall­
schirmspringern (Stützpunkt Charn). 
der Suche nach vermißten Schafen im 
Gebiet um Oberstdorf (Stützpunkt 
Kempten) und der Luftbild-Dokumen­
tation der DRK-Zeltlmr ftir DDR­
Übersiedler in Passau". Tiefenbach. 
Hengersberg und Vilshofen (Stütz­
punkt Passau). 

Im Aultrag des Bayerischen Innen­
ministeriums wickelte die Luftret­
tungsstaffel an der Feuerwehrschule 
Würzburg den fliegerischen Teil eines 
Rugbeobachterlehrgangs ab und ver­
anstaltete in Bayern sechs Weiterbil­
dungslehrgänge für diese Spezialisten. 
Für ihre eigenen Führungskräfte orga­
nisiene die Staffel einen Lehrgang an 
der Katastrophenschutzschule in Ge­
retsried und besuchte Einheiten des 
österreichischen Katastrophen­
schutzes. 

den müssen. Häufig sind die Sitze im 
Fahrzeug ungenügend vemnkert und 
können sich dadurch gefahrlieh ver­
drehen oder. beim rückwärtsgerichte­
ten System. sogar nach hinten kippen. 
Viele Sitze lasscn sich zu schwer 
handhaben und verführen deshalb zu 
mehr oder ,,,niger schweren Bedie­
nungsfehlern . 

Drei Eltern-Tips des ADAC: 
* Bevor man einen Sitz kauft . sollte 

man ihn probeweise einbauen. um 
zu sehen. ob er wirklich fest vemn­
ken ist. 

Zusammen mit den Feuerwehren 
des Freistaates erhielt die Luftret­
tungsstaffel am 24. November 1989 
aus der Hand von Umweltminister AI­
fred Dick die Bajerische Umweltme­
daille verliehen. Der Minister bezeich­
nete den Einsatz der Staffel als "Vor­
bild und Beispiel ftir den vemntwor­
tungsvollen und engagierten Bürger" 
und erklärte. daß die LRST .• als das 
fliegende Auge des Umweltschutzes 
heute ein unverziehtbares Element ei­
ner effektiven und prophylaktischen 
Natur- und Umweltschutzarbeit" sei . 

1990 stehen auf den 35 Stützpunk -
ten der LRST 338 Pilotinnen und Pilo­
ten mit 134 Flächenflugzeugen und 
vier Hubschmubern für Beobach­
tungsaufgaben bereit. 41 dieser Luft­
fahrzeuge sind ftir den schnellen Ein­
bau von Funkgeräten des Katastro­
phenschutzes mit Antennen. Halterun­
gen und Stromverwrgungskabeln aus­
gerüstet. Die daftir erforderlichen Ge­
räte stellen die Feuerwehren. das 
THW oder der Katastrophenschutz. 

Im Zusammenhang mit dem Jahres­
bericht 1989 dankte der Präsident der 
Luftrettungsstaffel Bayern. Dipl.-Ing. 
Ernst Schramm. den Staatsministerien 
ftir Inneres. Landwirtsehaft und Um­
weltschutz sowie deren nachgeordne­
ten Behörden. den Feuerwehren. der 
Polizei. dem Technischen Hilfswerk. 
der Bundeswehr. den US-Streitkräften 
und dem Luftsport-Verband Bayern 
für die gute Zusammenarbeit. 

* Das Kind sollte eine Sitzprobe ma­
chen. * Kinder gehören auch mit ihrem 
Sitz möglichst auf die Rückbank. 
Der ADAC forden Sitzltersteller 

und Automobilindustrie auf, viel en­
ger als bisher zusammenzuarbeiten. 
Beispielsweise müßte schon bei der 
EntwiCklung eines Autos eine mög­
lichst einheitliche und feste Veranke­
rung des Kindersitzes im Fahrgast­
mum eingeplant werden. 
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Verbesserte Vorsorge als Ziel 

Katastrophenschut~ergänzungs­
gesetz in Kraft getreten 

Bestmöglicher Schutz der Bevölkerung ist POichtaufgabe 
des Staates 

Das am 15. November 1989 vom Deut­
schen 8undestag verabschiedete Katastro­
phenschutzergänzungsgesetz führte zu einer 
Neufassung des Gesetzes über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes, die am 1. 
Februar 1990 in Kraft trat. 

Im Jahre 1968 wurde mit dem Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
die rechtliche Grundlage für die Vereinheitli­
chung des Katastrophenschutzes von Bund 
und Ländern gelegt. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hatten der Katastrophenschutz der Länder 
und der sogenannte "Lultschutzhilfsdienst" 
des Bundes, letzterer vorgesehen für die Hilfe 
in einem Verteidigungsfall, quasi nebenein­
ander eXistiert. Das Katastrophenschutzge­
setz brachte die Verknüpfung der Schutzauf­
gaben in Frieden und Krieg, indem sich die 
Potentiale von Bund und Ländern von nun an 
ergänzen und wechselseitig nutzbar ge­
macht werden sollten. 

In der Folgezeit wurde wiederholt bemän­
gelt, daß die Rechtsmaterie auf eine Reihe 
von Gesetzen aufgesplittert wurde und - so 
die Begründung in einem Papier des Bundes­
ministeriums des Innern - "nur Fachleute 
den notwendigen Überblick" haben. Der 
Deutsche Bundestag hatte aus diesem Grund 
am 3. Juli 1980 einstimmig die Bundesregie­
rung aufgefordert, "die Zivilschutzgesetzge­
bung zu vereinfachen und zu verbessem" . 
Diesem Auftrag kam das Bundesinnenmini­
sterium mit entsprechenden Gesetzentwür­
fen nach, die im Laufe der Zeit verschiedene 
Änderungen und Fassungen erfuhren. 

Wir veröffentlichen nachfolgend die Neu­
fassung des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes als Auszug aus 
dem Bundesgesetzblatt in voller Länge. 

Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 

§ 1 
Erweiterung des KatastrophenSChutzes 

Die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
dient dem Schutz der Bevölkerung vor den 
besonderen Gefahren und Schäden, die im 
Verteidigungsfall drohen. 
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§1a 
Einheiten und Einrichtungen 

(1) Die für den Katastrophenschutz aufge­
stellten Einheiten und Einrichtungen nehmen 
auch die Aufgaben nach § 1 wahr. Sie 
werden zu diesem Zweck verstärkt, ergänzt 
sowie zusätzlich ausgestattet und ausge­
bildet. 
(2) Soweit die zur Erfüllung der Aufgaben 
erfordertiche Stärke nicht durch Einheiten 
und Einrichtungen der mitwirkenden öffentli­
chen und privaten Organisationen erreicht 
wird, werden zusätzliche Einheiten und Ein­
richtungen aUfgestellt (Regieeinheiten und 
-einrichtungen). 

§2 
Auftragsverwaltung 

(1) Soweit die Ausführung dieses Gesetzes 
den Ländern einschließlich der Gemeinden 
und Gemeindeverbände obliegt, handeln sie 
im Auftrag des Bundes. Wenn nichts anderes 
bestimmt ist, richten sich die Zuständigkeit 
der Behörden und das Verwaltungsverfahren 
nach den für den Katastrophenschutz gelten­
den Vorschriften der Länder. 
(2) Die der Bundesregierung nach Artikel 85 
Abs. 4 des Grundgesetzes zustehenden Be­
fugnisse werden von den zuständigen ober­
sten Bundesbehörden in ihren jeweiligen 
Aufgabenbereichen ausgeübt. Sie können 
diese Befugnisse ganz oder teilweise auf das 
Bundesamt für Zivilschutz übertragen. 
(3) Soweit dieses Gesetz im Auftrag des 
Bundes ausgeführt wird, können die zustän­
digen obersten Bundesbehörden mit Zustim­
mung des Bundesrates allgemeine Verwal­
tungsvorschriften erlassen. 

§3 
Völkerrechlliche Stellung 

(1) Die Einheiten und Einrichtungen des Kata­
strophenschutzes haben den Voraussetzun­
gen des Artikels 63 des IV. Genfer Abkom­
mens vom 12. August 1949 zum Schutz von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten (BGBI. 1954 11 S. 
781) zu entspreChen. 
(2) Die Stellung des Deutschen Roten Kreu­
zes als anerkannte nationale Gesellschaft 
vom Roten Kreuz sowie die der anderen 

freiwilligen Hilfsgesellschaften und ihres Per­
sonals nach dem humanitären Völkerrecht 
bleiben unberührt. 

§4 
Fachdienste 

(1) Zur Verstärkung aufgestellt oder ergänzt 
werden Einheiten und Einrichtungen des Ka­
tastrophenschutzes, insbesondere in den 
Fachdiensten 
Brandschutzdienst, 
Bergungsdienst, 
Instandsetzungsdienst, 
Sanitätsdienst, 
ABC-Dienst, 
Betreuungsdienst, 
Veterinärdienst und 
Fernmeldedienst. 
(2) Der Bundesminister des Innern legt dafür 
im Benehmen mit der zuständigen obersten 
Landesbehörde die Stärke der Fachdienste in 
den Ländern fest. 

§5 
Ausstattung 

(1) Die zusätzliche Ausstattung wird vom 
Bund zur Verfügung gestellt. Die Länder 
teilen die Ausstattung auf die Katastrophen­
schutzbehörden auf. Diese geben die Aus­
stattung an die Träger der Einheiten und 
Einrichtungen weiter. Die Einheiten und Ein­
richtungen der Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk erhalten ihre Ausstattung unmittel­
bar vom Bund. 
(2) Die Ausstattung der Einheiten und Einrich­
tungen des Katastrophenschutzes und die 
zusätzliche Ausstattung sollen aufeinander 
abgestimmt und möglichst unter Beachtung 
bestehender teChnischer Normen vereinheit­
licht werden. Die Länder können sich für die 
Beschaffung von Ausstattung der zuständi­
gen Bundesbehörden bedienen. 
(3) Zur Wartung und Instandsetzung der 
Ausstattung können die Länder besondere 
Einrichtungen errichten. 

§6 
Ausbildung 

Soweit die Ausbildungseinrichtungen des 
Katastrophenschutzes nicht geeignet sind 



oder nicht ausreichen, sind zusätzliche Aus­
bildungsstätten für die erweiterten Aufgaben 
einzurichten . Zur regionalen und fachlichen 
Zusammenfassung können die Länder sol­
che Ausbildungsstätten errichten. 

§7 
Aufgaben der 

Katastrophenschutzbehörde 
(1) Die Katastrophenschutzbehörde leitet und 
koordiniert alle Hilfsmaßnahmen in ihrem 
Bereich und trifft die hierfür erforderlichen 
Vorbereitungen. Sie beaufsichtigt die Einhei­
ten und Einrichtungen des Katastrophen­
schutzes bei der Durchführung der Aufgaben 
nach diesem Gesetz und überwacht dabei 
insbesondere ihre Aufstellung, Ausbildung 
und Ausstattung . Sie kann den Trägern der 
Einheiten und Einrichtungen in ihrem Bereich 
Weisungen zur Durchführung von Veranstal­
tungen zur zusätzlichen Aus- und Fortbildung 
sowie zur Unterbringung und Pflege der 
zusätzlichen Ausstattung erteilen. Bei Einsät­
zen und angeordneten Übungen unterstehen 
ihr die Einheiten und Einrichtungen. 
(2) Die Katastrophenschutzbehörde bildet ei­
nen Stab, der sie bei der Leitung von Einsät­
zen nach diesem Gesetz unterstützt. Ihm 
gehören unter anderem mindestens je ein 
Vertreter der mitwirkenden öffentlichen und 
privaten Organisationen an. Bei Bedarf sind 
für jeden Fachdienst weitere Vertreter zu 
bestellen . 

§ 7a 
Mitwirkung 

(1) Bei der Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz wirken nach Maßgabe der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit 
1. die öffentlichen Feuerwehren, 
2. die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
und 
3. private Organisationen. 
Die öffentlichen Feuerwehren und die Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk sind zur 
Mitwirkung verpflichtet. Sie sind öffentliche 
Organisationen im Sinne dieses Gesetzes. 
(2) Private Organisationen, insbesondere der 
Arbeiter-Samariter-Bund, die Deutsche Le­
bensrettungsgesellschaft, das Deutsche Ro­
te Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe und der 
Malteser-Hilfsdienst wirken mit, wenn sie 
sich hierzu bereit erklärt haben, der Bundes­
minister des Innern ihre Mitwirkung generell 
anerkannt hat und die Katastrophenschutz­
behörde der Mitwirkung ihrer Einheiten und 
Einrichtungen zugestimmt hat. 
(3) Die mitwirkenden Organisationen bilden 
die erforderliche Zahl von Helfern nach den 
geltenden Vorschriften aus, sorgen für die 
sachgemäße Unterbringung und Pflege der 
zusätzlichen Ausstattung und stellen die Ein­
satzbereitschaft ihrer Einheiten und Einrich­
tungen sicher. 

(4) Die mitwirkenden privaten Organisationen 
erhalten über die Katastrophenschutzbehör­
de die Mittel zur Wahrnehmung ihrer Aufga­
ben nach diesem Gesetz. Sie können die 
ihnen zugewiesene zusätzliche Ausstattung 
für eigene Zwecke nutzen, soweit hierdurch 
die Aufgaben des Katastrophenschutzes 
nicht beeinträchtigt werden. 
(5) Die Mitwirkung von anderen Behörden, 
Stellen und Trägern öffentlicher Aufgaben 
bestimmt sich nach dem Katastrophen­
schutzrecht des Landes. Die Behörden und 
Stellen des Bundes sowie die seiner Aufsicht 
unterstehenden juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts sind zur Mitwirkung ver­
p(lichtet. 

§ 7b 
Beteiligung im Bundesbereich 

(1) Beim Bundesminister des Innern wird ein 
Beirat gebildet, der den Bundesminister des 
Innern in Fragen der Erweiterung des Kata­
strophenschutzes berät. Den zuständigen 
obersten Landesbehörden ist Gelegenheit zur 
Teilnahme zu geben. Der Bundesminister des 
Innern erläßt eine Geschäftsordnung, die 
Näheres regelt. 
(2) Die Bundesverbände der nach diesem 
Gesetz mitwirkenden privaten Organisatio­
nen, der Deutsche Feuerwehrverband, die 
THW-Helfervereinigung und der Verband der 
Arbeitsgemeinschaften der Helfer in den Re­
gieeinheiten und -einrichtungen des Kata­
strophenschutzes werden bei der Vorberei­
tung allgemeiner Regelungen des Bundes 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes angehört, die die Organisationen, 
die Feuerwehren, das Technische Hilfswerk 
und die Regieeinheiten und -einrichtungen 
unmittelbar betreffen. 

§8 
Dienst im Katastrophenschutz 

(1) Die Helfer können sich gegenüber ihrer 
Organisation für eine bestimmte oder unbe­
stimmte Zert zum Dienst im Katastrophen­
schutz verpflichten. Die Helfer in Regieein­
heiten und -einrichtungen verpflichten sich 
gegenÜber der Katastrophenschutzbehörde. 
(2) Wehrpflichtige Helfer, die sich vor Vollen­
dung des zweiundzwanzigsten Lebensjahres 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
auf mindestens zehn Jahre zum ehrenamtli­
chen Dienst im Katastrophenschutz ver­
pflichtet haben, brauchen keinen Wehrdienst 
zu leisten, solange sie im Katastrophen­
schutz mitwirken. Der Bundesminister des 
Innern und der Bundesminister der Verteidi­
gung vereinbaren jeweils die Zahl, bis zu der 
eine solche Freistellung möglich ist, unter 
angemessener Berücksichtigung des Perso­
nalbedarfs der Bundeswehr und des Kata­
strophenschutzes. Dabei kann auch nach 
Jahrgängen, beruflicher Tätigkeit und Ausbil­
dungsstand unterschieden sowie die Zustim­
mung des Kreiswehrersatzamtes vorgesehen 
werden. 

(3) Haben wehrpflichtige Helfer zehn Jahre 
im Katastrophenschutz mitgewirkt, so er­
lischt ihre Pflicht, Grundwehrdienst zu lei­
sten. 
(4) Landesrechtliche Regelungen über die 
Pflicht zum Dienst im Katastrophenschutz 
oder zur Hilfeleistung bleiben unberührt. 

§9 
Rechtsverhältnisse 

der Helfer im Katastrophenschutz 
(1) Soweit durch dieses Gesetz oder andere 
Rechtsvorschriften des Bundes nichts ande­
res bestimmt ist, bestehen Rechte und 
Pflichten der nach diesem Gesetz mitwirken­
den Helfer nur gegenüber der Organisation, 
der sie angehören. Für die Helfer der Re­
gieeinheiten und -einrichtungen gelten inso­
weit die Regelungen für die örtlichen Freiwil­
ligen Feuerwehren entsprechend. 
(2) Arbeitnehmern dürfen aus ihrer Verpflich­
tung zum Dienst im Katastrophenschutz und 
aus diesem Dienst keine Nachteile im Ar­
beitsverhältnis und in der Sozial- und Ar­
beitslosenversicherung sowie in der betrieb­
lichen Altersversorgung erwachsen. Nehmen 
Arbeitnehmer während der Arbeitszeit an 
Einsätzen oder Ausbildungsveranstaltungen 
teil , so sind sie für die Dauer der Teilnahme 
unter Weitergewährung des Arbeitsentgelts, 
das sie ohne die Teilnahme erhalten hätten, 
von der Arbeitsleistung freigestellt. Versiche­
rungsverhältnisse in der Sozial- und Arbeits­
losenversicherung sowie in der betrieblichen 
Altersversorgung werden durch den Dienst 
im Katastrophenschutz nicht berührt. Priva­
ten Arbeitgebern ist das weitergewährte Ar­
beitsentgelt einschließlich ihrer Beiträge zur 
Sozialversicherung und zur Bundesanstalt für 
Arbeit sowie zur betrieblichen Altersversor­
gung bei einem Ausfall von mehr als zwei 
Stunden am Tag oder von mehr als sieben 
Stunden innerhalb von zwei Wochen für die 
gesamte Ausfallzeit zu erstatten. Ihnen ist 
auch das Arbeitsentgelt zu erstatten, das sie 
Arbeitnehmern auf Grund der gesetzlichen 
Vorschriften während einer Arbeitsunfähig­
keit infolge Krankheit weiterleisten, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst im Kata­
strophenSChutz zurückzuführen ist. Arbeit­
nehmer im Sinne dieser Bestimmungen sind 
Angestellte und Arbeiter sowie die zu ihrer 
Ausbildung Beschäftigten. Die Sätze 1 und 2 
gelten für Beamte und Richter entsprechend. 
(3) Helfern, die Leistungen der Bundesanstalt 
für Arbeit, Sozialhilfe sowie sonstige Unter­
stützungen oder Bezüge aus öffentlichen 
Mitteln erhalten, sind die Leistungen weiter­
zugewähren, die sie ohne den Dienst im 
KatastrophenSChutz erhalten hätten. 
(4) Der Bundesminister des Innern wird er­
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Arbeit und Sozialordnung und 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung das Erstattungsverfahren 
nach Absatz 2 Sätze 4 und 5 zu regeln . 
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§ 9a 
Persönliche Hilfeleistungen 

(1) Die Katastrophenschutzbehörde kann 
Männer und Frauen vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 60. Lebensjahr verpflichten, 
bei der Bekämpfung der besonderen Gefah­
ren und Schäden, die im Verteidigungsfall 
drohen, Hilfe zu leisten, wenn die vorhande­
nen Helfer im Einsatzfall nicht ausreichen. 
Die zur Hilfeleistung Herangezogenen oder 
die freiwillig mit Einverständnis der zuständi­
gen Stellen bei der Hilfeleistung Mitwirken­
den haben für die Dauer der Hilfeleistung die 
Rechtsstellung eines Helfers. Bei der Ver­
pflichtung Ist auf den Bedarf von Behörden 
und Betrieben mit lebens- oder verteidi­
gungswichtigen Aufgaben Rücksicht zu 
nehmen. 
(2) Die Verpflichteten können als Helfer den 
nach diesem Gesetz mitwirkenden Organisa­
tionen und den Regieeinheiten und -einrich­
tungen zugewiesen werden. Diese können 
den Einsatz in ihren Einheiten und Einrichtun­
gen ablehnen, wenn die Zugewiesenen als 
Helfer für den Fachdienst ungeeignet sind 
oder andere berechtigte Gründe gegen ihren 
Einsatz in der Organisation sprechen. 
(3) Die Verpflichtung darf einen Zeitraum von 
zehn Werktagen im Vierteljahr nicht über­
schreiten. 

§10 
Selbstschutz 

(1) Aufbau, Förderung und Leitung des 
Selbstschutzes der Bevölkerung gegen die 
besonderen Gefahren, die im Verteidigungs­
fall drohen, obliegen den Gemeinden. Die 
Landesregierungen können bestimmen, daß 
diese Aufgaben von kommunalen Zusam­
menschlüssen oder Gemeindeverbänden 
wahrgenommen werden. 
(2) Für die Unterrichtung und Ausbildung der 
Bevölkerung sowie in sonstigen Angelegen­
heiten des Selbstschutzes können die Ge­
meinden sich insbesondere des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz sowie der nach 
diesem Gesetz mitwirkenden Organisationen 
bedienen. 
(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Förde­
rung des Selbstschutzes in Behörden und 
Betrieben. 
(4) Die Maßnahmen der kreisangehörigen 
Gemeinden werden durch die Behörden der 
allgemeinen Verwaltung auf der Kreisstufe 
unterstützt. 
(5) Im Verteidigungsfall können allgemeine 
Anordnungen über das selbstsChutzmäßige 
Verhalten der Bevölkerung bei Angriffen ge­
troffen werden. Die Anordnungen bedürfen 
keiner besonderen Form. 

§ 11 
Bundesverband für den Selbstschutz 
(1) Der Bundesverband für den Selbst­

schutz ist eine bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts. Mitglieder 
können der Bund, die Länder und die kom-
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munalen Spitzenverbände sein. Der Verband 
dient gemeinnützigen Zwecken und unter­
steht der Aufsicht des Bundesministers des 
Innem. Dieser kann die Ausübung der Auf­
sicht dem Bundesamt für Zivilschutz über­
tragen. 

(2) Der Bundesverband für den Selbst­
schutz hat die Aufgabe, nach den Richtlinien 
und Weisungen, die vom Bundesminister des 
Innern oder in seinem Auftrag vom Bundes­
amt für Zivilschutz erlassen werden, 
1. die Bevölkerung über den Zivilschutz, 

insbesondere über drohende Gefahren 
und über Schutz- und Hilfeleistungsmög­
lichkeiten zu informieren und aufzu­
klären, 

2. die Gemeinden und Landkreise bei der 
Unterrichtung und Ausbildung der Bevöl­
kerung im Selbstschutz zu unterstützen, 

3. Behörden und Betriebe bei der Unterrich­
tung und Ausbildung im Selbstschutz zu 
unterstützen. 

(3) Der Bundesminister des Innern be­
stimmt den Sitz der Körperschaft und wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu­
stimmung des Bundesrates den Aufbau der 
Körperschaft einschließlich der Ve~eihung 
der Dienstherrenfähigkeit zu regeln. Die nä­
heren Bestimmungen über die Organisation 
trifft eine Satzung, die von der Körperschaft 
mit Zustimmung des Bundesministers des 
Innern erlassen wird. 

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann 
sich der Bundesverband für den Selbstschutz 
haupt- und nebenamtlicher Mitarbeiter sowie 
freiwilliger und ehrenamtlicher Helfer bedie­
nen. Die Helfer stehen In einem öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis besonderer Art. 
Sie haben die ihnen übertragenen Aufgaben 
zu erfüllen, dienstlichen Anordnungen Folge 
zu leisten und sich aus- und fortbilden zu 
lassen. Bei fehlender Eignung und in Fällen 
schwerwiegender Pflichtverletzung können 
sie entlassen oder von besonderen Funktio­
nen entbunden werden. Die Helfer wählen 
Sprecher, die die Interessen der Helfer ge­
genüber den zuständigen Dienststellen des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz 
wahrnehmen. ' 

(5) Der Direktor des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz wird in das Beamtenver­
hältnis auf Zeit für die Dauer von sechs 
Jahren berufen; Wiederemennung ist zuläs­
sig. Die für Beamte auf Lebenszert geltenden 
Vorschriften finden entsprechende Anwen­
dung. Der Beamte tritt auch mit dem Ablauf 
der Amtszeit in den Ruhestand, sofern er 
nicht erneut für eine weitere Amtszeit beru­
fen wird. Er ist verpflichtet, einer erneuten 
Berufung Folge zu leisten; kommt er dieser 
Verpflichtung nicht nach, so ist er zu ent­
lassen. 

§ 12 
Aufenthaltsregelung 

(1) Zum Schutz vor den besonderen Ge­
fahren, die der Bevölkerung im Verteidi-

gungsfall drohen, oder für Zwecke der Vertei­
digung können die obersten Landesbehörden 
oder die von ihnen bestimmten oder nach 
Landesrecht zuständigen Stellen nach Maß­
gabe des Artikels 80a des Grundgesetzes 
anordnen, daß 
1. der jeweilige Aufenthaltsort nur mit Er­

laubnis ve~assen oder ein bestimmtes 
Gebiet nicht betreten werden darf, 

2. die Bevölkerung besonders gefährdeter 
Gebiete vorübergehend evakuiert wird. 
(2) Die Länder und Gemeinden sind ver­

pflichtet, die zur Durchführung der Evaku­
ierung sowie zur Aufnahme und Versorgung 
der evakuierten Bevölkerung erforde~ichen 
Vorbereitungen und Maßnahmen zu treffen. 
Die zuständigen Bundesbehörden leisten die 
erforde~iche Unterstützung. 

§ 13 
Planung der gesundheitlichen Versorgung 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Be­
hörden haben ergänzende Maßnahmen zur 
gesundheitlichen Versorgung der Bevölke­
rung im Verteidigungsfall zu planen. Sie 
ermitteln insbesondere die Nutzungs- und 
Erweiterungsmöglichkeiten der vorhandenen 
Einrichtungen und den voraussichtlichen 
personellen und sächlichen Bedarf und mei­
den ihn den für die Bedarfsdeckung zustän­
digen Behörden. Mrt den für das Gesund­
heits- und Sanitätswesen der Bundeswehr 
zuständigen Stellen ist eng zusammenzuar­
beiten. Soweit die zuständigen Behörden 
nach Satz 1 nicht die Gesundheitsämter sind, 
ist deren Mitwirkung bei der Planung sicher­
zustellen. 

(2) Die gesetzlichen Berufsvertretungen 
der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apothe­
ker, die Kassenärztlichen und Kassenzahn­
ärztlichen Vereinigungen sowie die Träger 
der Einrichtungen der gesundheitlichen Ver­
sorgung und ihre Verbände wirken bei der 
Planung und BedarfsermittJung mit und un­
terstützen die Behörden. 

(3) Für Zwecke der Planung nach Absatz 1 
haben die Träger von Einrichtungen der 
gesundheitlichen Versorgung auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen und das Betreten ihrer 
Geschäfts- und Betriebsräume zu dulden. Die 
hierbei gewonnenen Informationen dürfen 
nur insoweit verwertet werden, als dies für 
Zwecke dieses Gesetzes oder für die Erfül­
lung von Katastrophenschutzaufgaben erfor­
de~ich ist. 

(4) Die zuständigen Behörden können an­
ordnen, daß 
1. die Träger von Krankenhäusern Einsatz­

und Alarmpläne für die gesundheitliche 
Versorgung, 

2. die Veterinärämter Pläne für die Tierseu­
chenbekämpfung 

aufstellen und fortschreiben. 



§ 13a 
Erweiterung der Einsatzbereitschaft 
(1) Nach Freigabe durch die Bundesregie­

rung können die nach Landesrecht zuständi­
gen Behörden anordnen, daß 
1. Einrichtungen der gesundheitlichen Ver­

sorgung ihre Leistungsfähigkeit auf die 
Anforderungen im Verteidigungsfall um­
zustellen, zu erweitern und ihre Einsatz­
bereitschaft herzustellen haben, 

2. die Träger von Krankenhäusern ihnen 
zugeordnete Hilfskrankenhäuser in Be­
trieb zu nehmen haben, 

3. den Katastrophenschutzbehörden die 
Rettungsleitstelle oder Rettungsleitstellen 
ihres Bereiches unterstellt werden und 
daß diese die ihnen zugeordneten Dienste 
in ständiger Einsatzbereitschaft zu halten 
und unter ärztlicher Leitung die Belegung 
von stationären Einrichtungen zu regeln 
haben, 

4. jede der stationären Behandlung dienen­
de Einrichtung der zuständigen Rettungs­
leitsteIle anzuschließen ist. 
(2) Zur Sicherstellung von Arbeitsleistun­

gen in Einrichtungen der gesundheitlichen 
Versorgung wird die Bundesregierung er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu be­
stimmen, daß sich Wehrpflichtige und Frau­
en, die nach § 2 Nr. 2 und 3 des Arbeitssi­
cherstellungsgesetzes in ein Arbeitsverhält­
nis verpflichtet werden können, beim zustän­
digen Arbeitsamt zu melden haben, soweit 
sie als Angehörige der Heil- oder Heilhilfsbe­
rufe im Zeitpunkt des Eintritts der Melde­
pflicht seit weniger als zehn Jahren nicht in 
ihrem Beruf tätig sind. Die Rechtsverordnung 
regelt insbesondere den Beginn der Melde­
pflicht, die meldepflichtigen Berufsgruppen 
und die für die Verpflichtung erforderlichen 
meldepflichtigen Angaben sowie den Schutz 
von personenbezogenen Informationen unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Zweckbindung. 

(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 
darf nur erlassen werden, wenn und soweit 
der Bedarf an Arbeitskräften nicht mehr auf 
freiwi ll iger Grundlage gedeckt werden kann. 
Sie ist aufzuheben, wenn Bundestag oder 
Bundesrat es verlangen. Satz 2 gilt entspre­
chend für die Anordnungen nach Absatz 1. 

§ 13b 
Kirchliche Einrichtungen 

Soweit die Planungen nach § 13 und die 
Maßnahmen zur Erweiterung der Einsatzbe­
reitschaft nach § 13a Einrichtungen in der 
Trägerschaft der Kirchen betreffen, ist die 
Eigenständigkeit des kirchlichen Auftrags zu 
wahren. 

§ 13c 
Erste Hilfe- und SChwestemhelferlnnen­

ausbildung 
(1) Der Bund fördert die Ausbildung 

1. in Erster Hilfe durch den Arbeiter-Samari­
ter-Bund, die Deutsche Lebensrettungs-

gesellschaft, das Deutsche Rote Kreuz, 
die Johanniter-Unfallhilfe und den Mal­
teser -Hilfsdienst, 

2. zu Schwesternhelferinnen durch den AJ­
beiter-Samariter-Bund, das Deutsche Ro­
te Kreuz, die Johanniter-Unfallhilfe und 
den Malteser-Hilfsdienst. 

(2) Die Einzelheiten werden durch öffentlich­
rechtlichen Vertrag zwischen dem Bund und 
den Organisationen geregelt. 

§14 
Kosten 

(1 ) Der Bund trägt die Kosten, die den 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän­
den durch dieses Gesetz, durch die allgemei­
nen Verwaltungsvorschriften auf Grund die­
ses Gesetzes und durch Weisungen der zu­
ständigen Bundesbehörden entstehen; per­
sönliche und sächliche Verwaltungskosten 
werden nicht übemommen. 

(2) Die Ausgaben sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten; die damit zusammenhän­
genden Einnahmen sind an den Bund abzu­
führen. Auf diese Ausgaben und Einnahmen 
sind die Vorschriften über das Hausha~srecht 
des Bundes anzuwenden. Die für die Durch­
führung des Haushalts verantwortlichen 
Bundesbehörden können ihre Befugnisse auf 
die zuständigen obersten Landesbehörden 
übertragen und zulassen, daß auf diese 
Ausgaben und Einnahmen die landesrechtli­
chen Vorschriften über die Kassen- und 
Buchfü!lUJg der zuständigen Landes- und 
Gemeindebehörden angewandt werden. 

(3) Die Kosten, die dem Bund durch Ein­
satz des Katastrophenschutzes bei Katastro­
phen und Unglücksfällen in Friedenszeiten 
entstehen, sind ihm von dem Aufgabenträger 
zu erstatten, es sei denn, der Einsatz dient 
gleichzeitig Ausbildungszwecken. 

(4) Kosten, die für Maßnahmen nach § 13a 
Abs. 1 anfallen, sind dem Pf~chtigen zu 
ersetzen. 

§ 14a 
Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig einer vollziehbaren An­
ordnung nach § 10 Abs. 5 Satz 1, § 12 Abs. 1, 
§ 13 Abs. 4 oder § 13a Abs. 1 zuwiderhan­
delt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. seiner Verpflichtung zum Dienst im Kata­

strophenschutz nach § 8 Abs. 1 oder zur 
persönlichen Hilfeleistung nach § 9a Abs. 
1 Satz 1 oder 

2. einer Rechtsverordnung nach § 13a Abs. 
2 Satz 1, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 
zuwiderhandelt. 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 

Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis 
zu zwanzigtausend Deutsche Mark, in den 

Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis 
zu tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten ist 
1. in den Fällen des Absatzes 1 die Behörde, 

welche die Anordnung erlassen hat, 
2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 die 

zuständige Katastrophenschutzbehörde, 
3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 das 

zuständige Arbeitsamt. 

§ 15 
Katastrophenschutz und Selbstschutz 

der besonderen Verwaltungen 
(1) Im Bereich der Bundesverwaltung mit 

Ausnahme der bundesunmittelbaren Körper­
schaften des öffentlichen Rechts auf dem 
Gebiete der Sozial- und Arbeitslosenversi­
cherung obliegen der Katastrophenschutz 
und seine Erweiterung sowie der Selbst­
schutz den fachlich zuständigen obersten 
Bundesbehörden. Die gleiche Aufgabe ob­
liegt für ihren Bereich den übrigen bundes­
unmittelbaren Anstalten und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sowie der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost; 
die fachlich zuständigen obersten Bundesbe­
hörden können für die Erfüllung dieser Auf­
gabe allgemeine Richtlinien erlassen. 

(2) Einheiten und EinriChtungen des Kata­
strophenschutzes dieser Verwaltungen wer­
den nicht in den Katastrophenschutz nach 
diesem Gesetz eingeliedert. 

§ ISa 
Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unver­
sehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grund­
gesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizü­
gigkeit (Mikelll Abs. 1 des Grundgesetzes) 
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti­
kel 13 des Grundgesetzes) werden nach 
Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§16 
Stadtstaaten klausel 

Die Senate der Länder Bremen und Ham­
burg werden ermächtigt, die Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Zuständigkeit von 
Behörden dem besonderen Verwaltungsauf­
bau ihrer Länder anzupassen und insbeson­
dere zu bestimmen, welche Stellen die Auf­
gaben der Gemeinden und Gemeindeverbän­
de nach Maßgabe dieses Gestzes wahrzu­
nehmen haben. 

§17 
(Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes) 

§18 
(Inkrafttreten) 
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Brand- und Katastrophenschutz auf Bundeswasserstraßen In Bayern 

Gezielte Vorsorge, 
wirksame Gefahrenabwehr 

Vielfältige und umfangreiche Hilfsmöglichkeiten bei einer 
Katastrophe auf Bundeswasserstraßen 

"Unsere Planungen beim vorbeugenden 
Katastrophenschutz haben durch den 
Dammeinsturz des Main-Donau-Kanals bei 
Katzwang südlich von Nürnberg im Jahre 
1979 einen mächtigen Schwung erhalten. 
Nach dem Unglück haben wir alles darange­
setzt, um uns auf eine Katastrophe besser 
vorzubereiten', sagt Ud. Baudirektor Ulrich 
Mittelstädt, Leiter des Dezernates Organisa­
tion, Innerer Dienst, Sicherheit, Unfallverhü­
tung, Öffentlichkeitsarbeit in der Wasser­
und Schiffahrtsdirektion Süd, Würzburg. Die 
Redaktion des "Bevölkerungsschutz-Maga­
zins' ist zu Gast in der Direktion, um sich 
über die Organisation und den Stand des 
Brand- und Katastrophenschutzes auf Bun­
deswasserstraßen am Beispiel dieser Bun­
desbehörde zu informieren. 

4100 Kilometer 
Bundeswasserstraßen 

Die Wasser-und Schiffahrtsverwaltung ist 
auf den Bundeswasserstraßen für den Be­
trieb der bundeseigenen Schiffahrtsanlagen 
und für die bauliche Unterhaltung der Was­
serstraßen sowie für Aufrechtemaltung der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffver­
kehrs verantwortlich. Es handelt sich hierbei 
um Bundesbehörden, die dem Bundesver­
kehrsminister unmittelbar unterstehen. Die 
Binnenwasserstraßen in der Bundesrepublik 
Deutschland umfassen schiffbare Flüsse und 
die sie verbindenden Kanäle mit einer Länge 
von insgesamt rund 4100 Kilometern. Hier­
von entfallen 71 Prozent auf die Flüsse und 
29 Prozent auf die Kanäle. 

Das gesamte Wasserstraßennetz der Bun­
desrepublik wird von sechs Wasser-und 
Schiffahrtsdirektionen verwaltet. Die Was­
ser- und Schiffahrtsdirektion Süd In Würz­
burg mit den ihr unterstemen vier Wasser­
und Schiffahrtsamtem ist zuständig für den 
Main von Bamberg bis zur Mündung in den 
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Die Bundeswasserstra6en sind besonders umweltfreundliche und stchere Verkehrswege. 

Rhein, den Main-Donau-Kanal von Bamberg 
bis Kelheim und die Donau von Kelheim bis 
zur deutsch-österreichischen Landesgrenze, 
eine Wasserstraße von insgesamt 760 Kilo­
metem Länge. 

Der Main-Donau-Kanal ist der zentrale 
Abschnitt dieser Rhein-Main-Donau-Was­
serstraße. Er führt von Bamberg über Nüm­
berg nach Kelheim. Sein nördlicher Teil 
(Bamberg-Nümberg) ist seit 1972 befahr-

I 



bar. Der südliche Teil (Nümberg- Kelheim) 
ist zu rund 80 Prozent fertiggestellt. An der 
noch fehlenden Strecke des Kanals wird von 
beiden Seiten aus gebaut. 1992 soll der 
Main-Donau-Kanal fertig werden. Damit er­
füllt sich ein alter europäischer Traum, den 
verkehrsreichsten Strom Europas - den 
Rhein - mit dem längsten Strom Europas -
der Donau - zu verbinden. Es entsteht eine 
durchgehende 3500 Kilometer lange Was­
serstraße quer durch Mittel- und Südeuropa, 
die von der Nordsee bis zum Schwarzen 
Meer 13 Staaten verbindet. 

Binnenschiffahrt kosten­
günstiger Verkehrsträger 

Wasserstraßen werden gebaut bzw. aus­
gebaut, weil die Binnenschiffahrt ein beson­
ders kostengünstiger Verkehrsträger ist. Vor 
allem Massengüter, bei denen es weniger auf 
die Schnelligkeit der BeförderuQg ankommt, 
sind deshalb das typische Transportgut der 
Binnenschiffahrt. Allein im Jahre 1987 wur­
den innerhalb des Bundesgebietes auf den 
Bundeswasserstraßen über 61 Millionen 
Tonnen Güter befördert. Zählt man den 
grenzüberschreitenden Verkehr sowie den 
Verkehr mit der DDR und den Durchgangs­
verkehr hinzu, so wurden 1987 auf den 
Wasserstraßen der Bundesrepublik Deutsch­
land rund 221 Millionen Tonnen Güter mit 
Schiffen transportiert. Der Gesamlverkehr 
auf dem Main und dem Main-Donau-Kanal 
sowie der Donau - dem Verantwortungsbe­
reich der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Süd - betrug 1987 über 20 Millionen Ton­
nen, mit steigender Tendenz. 

Die überwiegenden Güterarten sind Bau­
stoffe, Kohle, Erze, Eisen- und Stahlerzeug­
nisse sowie Schrott, Getreide und Düngemit­
tel. Neben diesen klassischen Massengütern 
nimmt der Transport von gefährlichen Gütern 
ständig zu. In der Bundesrepublik Deutsch­
land werden derzeit jährlich etwa 54 Millio­
nen Tonnen Gefahrgüter im Binnenschiff­
fahrtsverkehr befördert. Den Hauptanteil 
stellen Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gase 
und chemische Erzeugnisse, wie z. 8. Säu­
ren, Laugen, Nitrofarben und vieles mehr. 

Risiko gering halten 

Da es im Umgang mit diesen gefährlichen 
Stoffen eine abSOlute Sicherheit nicht geben 
kann, muß das Risiko so gering wie möglich 
gehalten werden. So unterliegen Binnen­
schiffer einer ständigen Kontrolle ihrer kör­
pe~ichen Eignung. Die erforderlichen Besat­
zungsstärken nach Zahl und Qualifikation 
scwie die Ruhezeiten sind streng geregett. 
Des weiteren sind Schiffsführer, die gefährli­
che Güter transportieren, verpflichtet, sich 

Ein Tankschiff und 
ein Fahrgastschiff 
sind kollidiert: Ein 
realistisch simul ier­
tes Unglück anläB­
lich einer Katastro­
phenschutzübung. 

eines Fachkundenachweises zu unterziehen. 
Die Prüfung ist bei den Wasser- und Schiff­
fahrtsdirektionen abzulegen. Darüber hinaus 
muß ab diesem Jahr jede Reederei, die eine 
bestimmte Menge gefäh~icher Güter trans­
portiert, einen Gefahrgutbeauftragten be­
stellen. 

Auch die Ausstattung der Schiffe mit mo­
dernsten navigatorischen Hilfsmitteln erhöht 
das Maß der Verkehrssicherheit. Schiffsfüh­
rer und Ve~ader müssen gemeinsam vor 
Beginn des Ladens und Löschens gefährli­
cher Güter einen Fragebogen, die sogenann­
te Checkliste, ausfüllen und mit ihrer Unter­
schrift dafür einstehen, daß sie alle Sicher­
heitsrnaßnahmen getroffen und kontrolliert 
haben. 

Unfallmerkblätter begleiten die Ware vom 
Lade- bis zum Bestimmungshafen und ge­
ben Auskunft über die Beschaffenheit der 
Güter und alle im Notfall zu ergreifenden 
Maßnahmen. Verkehrsvorschriften, die Ein­
richtung besonderer Liegeplätze sowie die 
Kennzeichnung der Fahrzeuge, die bestimm­
te gefährliche Güter befördern, mit blauen 
Kegeln bzw. Lichtern bei Tag und Nacht 
bieten größte Sicherheit. Durch strenge Vor­
schriften wird die sichere Bauweise und 
Ausrüstung der Binnenschiffe gewährleistet. 
Bestimmte gefährliche Güter müssen in Dop­
pelhüllenschiffen oder in vom Schiffskörper 
unabhängigen Tanks befördert werden. 
Tankschiffe sind mit zusätzlichen Betriebs­
und Sicherheitseinrichtungen ausgerüstet. 

Mögliche 
Schadensereignisse 

Die Bundeswasserstraßen sind besonders 
umweltfreundliche und sichere Verkehrswe­
ge. Dennoch sind auch hier Unglücke, verur­
sacht durch menschl iches Versagen oder 
technische Mängel, nicht ganz auszuschlie­
ßen. Die Arten der möglichen Schadenser­
eignisse sind vielfältig. Zu ihnen zählen: 

• Gefährdung von Menschenleben im Per­
sonen- und Güterverkehr 

• Brände 
Kabinen-, Maschinen-, Ladebrände, 
selbstentzündliche Transportgüter, Che­
mikalien, Gas, sonstige Flüssigkeiten 

• Unfälle durch Öl oder andere wasserge­
fährdende Stoffe (Gewässerverunreini­
gung, Brand- und Explosionsgefahr, Ver­
giftungsmöglichkeit), die in die Bundes­
wasserstraßen gelangen 
- aus Leitungen (z. B. Pipelines) 
- über Zuflüsse und Abwasserkanäle 
- aus Lagern und Produktionsstätten am 

Ufer 
- aus leckgeschlagenen Schiffen 
- von verunfallten Straßen- und Schie-

nenfahrzeugen 
• Hochwasser, Eis 

Wasser- und Eisgefahr, häufig mit Schä­
den auch außerhalb des Strombettes für 
weite Ufergebiete . 
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Die Bereiche der Hilfeleistung sind: 
• Rettung von Menschen und Tieren 
• Bergung von Sachen 
• löschhilfe 
• Ölabwehr 
• GIftabwehr 
• Abwehr von Wasser- und Eisgefahr 
• Technische Hilfeleistung und Havariehilfe 

bei Gefährdung der öffentlichen Sicher­
heit 

Katastrophenschutz: 
Aufgabe der Länder 

Der Brand- und Katastrophenschutz auf 
den Bundeswasserstraßen ist länderangele­
genheit. Das Bayerische Katastrophen­
schutzgesetz vom 31. Juli 1970 bietet die 
notwendige Rechtsgrundlage für eine ein­
heitliche Regelung des Katastrophenschut­
zes auf diesen Wasserstraßen. 

Nach dem Gesetz sind die Kreisverwal­
tungsbehörden, die Regierungen und das 
Staatsministerium des Innern Katastrophen­
schutzbehörden. Sie haben die Aufgabe, Ka­
tastrophen vorzubeugen, sie abzuwehren 
und die hierfür erforderlichen Einsätze zu 
leiten. Sie sind insbesondere verpflichtet, 
Katastrophenschutzpläne anzulegen, bera­
tende Katastropheneinsatzstäbe zu bilden 
und Katastrophenschutzübungen durchzu­
führen. 

Schon 1972 regelte das Bayerische 
Staatsministerium des Innem als oberste 
Katastrophenschutzbehörde den Einsatz der 
Feuerwehr und des Technischen Hilfswerks 
auf Bundeswasserstraßen. In einer Bekannt­
machung sind die Zuständigkeiten, Einsatz-

planungen, Alarmierungen und Meldewege 
festgelegt. Das Bayerische landesamt für 
Brand- und Katastrophenschutz erläuterte 
mit Anregungen, Hinweisen und Empfehlun­
gen die Bekanntmachung des Staatsministe­
riums in einer .Einsatztaklischen Anleitung 
für den Brand- und Katastrophenschutz auf 
Bundeswasserstraßen" . 

Unterschiedliche 
Kompetenzen 

Die Aufgaben der Wasser- und Schiff­
fahrtsverwaltung des Bundes in Abgrenzung 
zu den Aufgaben des Katastrophenschutzes 
sind in einem Erlaß des Bundesministers für 
Verkehr vom 15. Februar 1980 niedergelegt. 
Hier heißt es: 

.Zur Frage, wie die Aufgaben der Wasser­
und Schiffahrtsverwaltung des Bundes von 
denen der für den Katastrophenschutz zu­
ständigen Behörden der Länder abzugrenzen 
sind, gebe ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern folgende Hin­
weise: 

Begnf( des Katastrophenschutzes 

Der Katastrophenschutz um faßt Maßnah­
men zur Bekämpfung von Katastrophen und 
die Vorlbereitung dieser Maßnahmen (vor­
beugender Katastrophenschutz). 

Eine Katastrophe kann definiert werden 
als ein durch Naturereignisse oder Unglücks­
fälle hervorgerufener Gefahrenzustand, bei 
dem leben, Gesundheit oder die lebenswich­
tige Versorgung der Bevölkerung oder erheb­
liche Sachwerte in einem solchen Maß be-

einträchtigt oder gefährdet wird, daß seine 
Bekämpfung durch die zuständigen Behör­
den und die notwendigen Einsatz- und Hilfs­
kräfte eine zentrale leitung erfordert. 

Zuständigkeit 

Nach Arlikel30 des Grundgesetzes ist der 
Katastrophenschutz Sache der Länder. Die 
Mehrheit der Länder hat Katastrophen­
sChutzgesetze erlassen, die die Zuständig­
keit der Behörden und andere Einzelhe~en 
näher regeln. 

Die Länder sind hiernach für die Bekämp­
fung einer Katastrophe auf ihrem Gebiet 
grundsätzlich auch dann zuständig, wenn 
deren Ursache im Verantwortungsbereich 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 
Bundes liegt, wie z. B. Überflutung großer 
landflächen nach einem Dammbruch an 
einer Bundeswasserstraße, ÖI- oder Gasaus­
tritt von erheblichem Ausmaß nach einem 
Tankerunfall. 

Unbeschadet dieser Zuständigkeit der 
Länder folgt aus dem Verfassungsgrundsatz 
des bundesfreundlichen Verhaltens, insbe­
sondere aus der Verpflichtung zu gegenseiti­
ger Rechts- und Amtshilfe nach Artikel 35 
des Grundgesetzes, für Bundesbehörden die 
Pflicht, auf dem Gebiet des Katastrophen­
schutzes mit den landesbehörden zusam­
menzuarlbeiten und diese ggf. zu unter­
stützen. 

Dies gilt sowohl für die Bekämpfung von 
K2tastrophen (z. B. Mitwirkung in der Ein­
satzleitung) als auch für vorlbeugende Maß­
nahmen (z. B. AUfstellung von Katastrophen­
schutzplänen). 

Die vorgenannten Grundsätze weisen nur 
auf die bestehende Kompetenzordnung hin; 

SChiffslrinde sind für die Feuerwehr Immer mit groBen SChwierigkeiten ver- Die Katastrophenschutzboote sind mit modernen Feuer16schmtttetn ausgerüstet. 
bunden. Hier wird ein Brand mH Schaum gelöscht 
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sie treffen keine neuen organisatorischen 
Regelungen. Soweit bereits Regelungen über 
das Zusammenwirken von Bund und Ländern 
für bestimmte Katastrophenfälle bestehen (z. 
B. Verwaltungsabkommen zwischen dem 
Bund und den Küstenländern über die Be­
kämpfung von Ölverschmutzungen, Einrich­
tung der Katastrophenstäbe Nordsee und 
Ostsee für schwere Schiffsunfälle und außer­
gewöhnliche Unfälle im Zusammenhang mit 
Bohr- und Förderanlagen im Bereich des 
deutschen Festlandsockels) bleiben diese 
unberührt. 

Vorbeugende Maßnahmen 

Von dem Katastrophenschutz, der in die 
Zuständigkeit der Länder fällt, sind Maßnah­
men zu unterscheiden, die der Verhütung der 
Katastrophen dienen. Solche Maßnahmen 
obliegen der Wasser- und Schiffahrtsverwal­
tung des Bundes im Rahmen ihrer gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben. Auf folgende Ge­
sichtspunkte ist hierbei besonders hinzu­
weisen: 

Oie Verwaltung der Bundeswasserstraßen 
erstreckt sich auf ihre Erhaltung in einem für 
den Schiffsverkehr erforderlichen Zustand 
und die damit zusammenhängenden Gegen­
stände. Hiernach ist der Bund verpflichtet, 
den Zustand der Bundeswasserstraßen mit 
ihrem Zubehör fOr den Schiffsverkehr sicher 
zu gestalten und dafür zu sorgen, daß dieser 
Zustand so bleibt. Soweit die betreuten Anla­
gen Katastrophen auslösen können (z. B. 
Oammbruch), ist der Bund verpflichtet, die 
Anlagen zugleich in der erweiterten Blick­
richtung des Katastrophenschutzes sicher zu 
gestalten und zu unterhalten. Das folgt aus 
dem unmittelbaren Sachzusammenhang der 
beiden Aufgaben, Sicherheit der Anlagen 
sowohl für die Schiffahrt als auch für die 
Umwelt zu bewirken. Demgemäß ist die 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung aus­
drücklich dafür verantwortlich erklärt wor­
den, daß die bundeseigenen wasserbauli­
chen Anlagen allen Anforderungen der Si­
cherheit und Ordnung genügen. 

Im Rahmen der Schiffahrtspolizei obliegt 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 

Bundes nicht nur die Verantwortung für die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
sondern auch die Verhütung von der Schiff­
fahrt ausgehender Gefahren. Hieraus ergibt 
sich für die Wasser- und Schiffahrtsverwal­
tung im Hinblick auf den Katastrophenschutz 
die Verpflichtung, geeignete Maßnahmen zur 
Verhütung von Katastrophen zu treffen, so­
weit diese von der Schiffahrt ausgehen 
können. 

Ist trotz dieser Vorkehrungen ein Katastro­
phenfall eingetreten, setzt grundsätzlich die 
Zuständigkeit der Länder ein." 

Wer hilft im Notfall? 

Für einen Katastropheneinsatz auf Bun­
deswasserstraßen kommen vor allem in 
Frage: 
• Feuerwehr 
• Technisches Hilfswerk 
• Bayerisches Rotes Kreuz 

- Wasserwacht -
• Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 
• Bayerische Bereitschaftspolizei 
• Luftrettungsstaffel Bayern 
• Bundesgrenzschutz 
• Bundeswehr 

Die Feuerwehr hat einen gesetzlich ver­
ankerten Generalauftrag zur Hilfeleistung bei 
Brandgefahr und sonstigen Notständen zu 
erfüllen, der die Hilfe am oder auf dem 
Wasser mit einschließt. Die Zuständigkeit für 
die Gefahrenabwehr durch öffentliche Hilfe 
ist für die Feuerwehr durch das Gesetz über 
das Feuerlöschwesen und seine Ausfüh­
rungsverordnung geregelt. Die Gefahreoab­
wehr kann somit Land- oder Wassereinsatz 
oder beide Einsatzarten erfordem. Vorrangig 
werden die Stützpunktfeuerwehren für sol­
che Einsätze herangezogen. Sie benötigen 
dazu neben ihrem sonstigen Gerät geeignete 
Wasserfahrzeuge, die durch das Bayerische 
Staatsministerium des Innern beschafft 
wurden. 

Aber auch alle Ortsfeuerwehren, deren 
Standorte im Verlauf der Bundeswasserstra­
ßen liegen, werden in die Einsatzplanung mit 

Das THW setzt ein 
Mehrzweckboot (A­
Boot) aus Kunslsloff 
ein. Ein K-Boot und 
zwei A-Boote bilden 
eine Dreiereinhett. 

einbezogen, da auf ihre Unterstützung mit 
Personal, Gerät und Material in vielen Fällen 
(insbesondere bei Hochwasser) nicht ver­
zichtet werden kann. 

Eine schnelle Alarmierung, kurze Hilfsfri­
sten, ein dichtes Netz von Feuerwehren im 
Verlauf der Bundeswasserstraßen sind sehr 
gute Voraussetzungen für wirksame Hilfe in 
allen Hilfsbereichen. 

Das Technische Hilfswerk mit seinen 
langjährigen Erfahrungen in den Aufgaben 
der Rettung und Bergung aus Wassergefah­
ren übernimmt in Zusammenarbeit mit den 
Feuerwehren Aufgaben des Katastrophen­
schutzes auf den Bundeswasserstraßen. Es 
stellt hierfür Helfer, Wasserfahrzeuge, Gerät 
und Material zur Verfügung. Um eine lücken­
lose Stationierung von Wasserfahrzeugen 
nach einsatztaktischen Gesichtspunkten zu 
ermöglichen, hat das THIV dort, wo keine 
Ortsverbände vorhanden sind, Stützpunkte 
errichtet. 

Das THW ist in der Lage, Behelfsstege, 
Behelfsbrücken und Brückenfähren zu bauen 
und einzusetzen. Fähren als schwimmende 
Plattform und als Arbeitsbühne können bei 
allen Hilfsmaßnahmen wertvolle Dienste lei­
sten, wobei die enge und gute Zusammenar­
beit mit den Feuerwehren eine wichtige 
Voraussetzung für erfolgreichen Einsatz ist. 

Das Bayerische Rote Kreuz steht mit der 
Wasserwacht für die Rettung und Bergung 
von Menschen zur Verfügung. Jeder Kreis­
verband hat eine Tauchgruppe mit Leicht­
tauchgeräten. 

Die Rettungsdienste des Bayerischen Ro­
ten Kreuzes wie auch des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes, der Johanniter-Unfall-Hilfe und 
des Malteser-Hilfsdienstes übernehmen an 
Land die Erste Hilfe und den Transport Ver­
letzter. 

Die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft ist in der Lage, mit und ohne Ret­
tungsboote verunglückte oder in Wassemot 
befindliche Personen zu retten oder zu ber­
gen. Jede Ortsgruppe der DLRG verfügt über 
Taucher. 

Die Bayerische Bereitschaftspolizei 
kann mit den technischen Zügen ihrer in den 
Standorten Würzburg, Eichstätt und Nürn-
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berg gelegenen Abteilungen schnelle Hilfe 
leisten. Im Notfall kann die Bereitschaftspoli­
zei auch Kräfte, Fahrzeuge und Gerät aus den 
Hundertschaften zur Verfügung stellen, falls 
die Erfüllung der Sicherheitsaufgaben das 
zuläßt. 

Die Luftrettungsstaffel Bayern ist 
ebenso wie die Bundeswehr und der Bundes­
grenzschutz mit ihren Luftfahrzeugen für 
Menschenrettung und Luftbeobachtung ge­
eignet. Die Berufsfeuerwehren und auch ver­
schiedene Landratsämter verfügen über aus­
gebildete Luftbeobachter. 

Bundesgrenzschutz und Bundeswehr 
sind mit ihren Pionierkräften und technischen 
Personal für einen Katastropheneinsatz auf 
Bundeswasserstraßen besonders gut ge­
eignet. 

Die Wasserschutzpolizei kommt unbe­
schadet ihrer Verpflichtung nach Artikel 4 
Abs. 2 BayKSG für eine Katastrophenhilfe 
grundsätzlich nicht in Frage, da sie bei Unfall, 
Notstand oder einer Katastrophe auf Bundes­
wasserstraßen für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit verantwortlich ist (Regelung des 
Schiffverkehrs, Sperren der Wasserstraßen 
oder von Teilstrecken, Wamung der Schiffs­
führer usw.). 

Geeignete Wasserfahrzeuge 

Eine der une~äßlichen Voraussetzungen 
für die Schadensbekämpfung auf Bundes­
wasserstraßen sind geeignete Wasserfahr­
zeuge. Den für die Hilfeleistung eingeteilten 
Feuerwehren und dem Technischen Hilfs­
werk stehen unterschiedliche Bootstypen zur 
Verfügung. Die Feuerwehren setzen soge­
nannte Katastrophenschutzboote, daS THW 
Arbeitsboote ein. Im Einsatz werden Dreier­
einheiten gebildet (ein K-Boot, zwei A-Boote). 
Die Leitung einer Einheit hat grundsätzlich 
der Einheitsführer des Katastrophenschutz­
bootes. 

Das K-Boot ist aus Aluminium und mit 
einem Strahlantrieb ausgestattet. Der 130-
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PS-Motor ermöglicht eine Geschwindigkeit 
von 45 km/ho Das Boot hat sich bei schwieri­
gen technischen Hilfeleistungen ebenso be­
währt wie bei der Rettung und beim Trans­
port von durch Hochwasser abgeschnittenen 
Personen. Es ist zusätzlich mit technischen 
Einrichtungen versehen, um das Mitführen 
und die Verwendung einer Tragkraftspritze 
für die Löschhilfe auf dem Wasser bzw. vom 
Wasser aus zu ermöglichen. 

Das A-Boot (Mehrzweckboot) aus Kunst­
stoff ist unsinkbar und wartungsfrei. Es hat 
eine Nutzlast von 1000 kg und wird von 
einem 40-PS-Außenbordmotor angetrieben. 
Bis zu zwölf einsatz mäßig ausgerüstete Kräf­
te finden darin Platz. 

Die Einsatzkonzeption des sogenannten 
Dreiersystems hat sich bewährt. Bei größe­
ren Unfällen oder bei Katastrophen werden 
im Bedarfsfall mehrere solcher Einheiten 
zusammengefaßt. 

Eigenes 
Gefahrenabwehrsystem 

Neben den hier aufgezeigten Sicherheits­
rnaßnahmen der Reedereien sowie den vor­
beugenden und abwehrenden Maßnahmen 
des Landes Bayern im Bereich des Katastro­
phenschutzes auf Bundeswasserstraßen 
trägt auch die Wasser- und Schiffahrtscirek­
tion Süd in Würzburg mit ihrem nach dem 
Unglück von Katzwang verbesserten Gefah­
renabwehrsystem zur Sicherheit auf dem 
Verkehrsweg Wasser bei. 

Eine wesentliche Voraussetzung schneller 
Hilfeleistung bei Unfällen ist ein gut funktio­
nierender Meldedienst. Die Bundeswasser­
straßen im Bereich der Wasser- und Schiff­
fahrtsdirektion Süd sind in drei Meldebezirke 
gegliedert. In jedem Meldebezirk ist eine 
Notfall-Meldestelle eingerichtet. RUIld um die 
Uhr können hier Unfälle gemeldet werden. 

In vielen Fällen sind die Wasser- und 
Schiffahrtsämter personell und materiell in 

Das Bayensche Rote 
Kreuz steht mn der 
Wasserwacht für 
eine Hllfe~jstung 
bereit. 

der Lage, mit eigenen Mitteln Schäden zu 
bekämpfen. Gebildet wird hierfür ein Notfall­
Leitdienst, der die Arbeit des Notfall-Einsatz­
dienstes koordiniert. 

Bei größeren Unfällen entscheidet die Ein­
satzleitung des betroffenen Wasser- und 
Schiffahrtsamtes vor Ort, ob die eigene Ge­
fahrenabwehr ausreicht oder ob weitere Hilfe 
angefordert und die zuständige Katastro­
phenschutzbehörde alarmiert werden muß. 

Zu den organisatorischen Vorbereitungen 
auf einen Schadensfall zäh~ auch ein Leitfa­
den über die Sofortmaßnahmen beim Frei­
werden gefährlicher Güter. Er ist ausgerich­
tet auf jeweils einen bestimmten Strecken­
abschnitt, um dem zuständigen Notfall-Le~­
dienst die Übersicht zu erleichtern und hier­
durch die Gefahrenabwehr zu beschleu­
nigen. 

Jährliche Übungen 

Die Wasser- und Schiffahrtsämter sind 
angehalten, jäh~ich in eigener Regie den 
Notfall zu üben. Darüber hinaus alarmiert die 
Direktion in Würzburg im jäh~ichen Wechsel 
je eines ihrer vier nachgeordneten Ämter 
unangemeldet. Mit dieser verwaltungsinter­
nen Übung wird der Ablauf der Gefahrenab­
wehr überprüft. Eine gemeinsame Manöver­
kritik aller beteiligten Kräfte schließt sich an. 

Der Vorbereitung der Feuerwehren, des 
THW, der Kreisverwaltungsbehörden, Polizei 
etc. für den Einsatz auf Bundeswasserstra­
ßen dienen Erkundungsfahrten auf den ein­
zelnen Streckenabschnitten. Mitarbeiter der 
Wasser- und Schiffahrtsämter verweisen da­
bei auf Zufahrtswege, Einbringungsmöglich­
keiten von Booten, Liegeplätzen von Schif­
fen, Anlegemöglichkeiten sowie Schleusen, 
Wehre, Staustufen und Brücken und gehen 
auf besondere Gefahrenpunkte ein. 

Sicherheit hat 
hohen Stellenwert 

Die Hilfsmöglichkeiten, die bei einer Kata­
strophe auf Bundeswasserstraßen vorgehal­
ten werden, sind vielfältig und umfangreich. 
Hierzu zählen auch die Vorsorge und Selbst­
hilfe der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes. Für die Wasser- und Schiffahrts­
direktion Süd in Würzburg hat die Sicherheit 
auf Wasserstraßen einen hohen Stellenwert. 
"Wir haben dem Katastrophenschutz nach 
dem Dammeinsturz bei Katzwang eine höhe­
re Priorität eingeräumt, und dabei ist es auch 
geblieben. Wir sind motiviert und bemühen 
uns stets, auch die uns nachgeordneten 
Ämter motiviert zu halten", sagt Dezernats­
leiter Ulrich Mittelstädt zum Abschluß des 
Gesprächs mit dem "Bevölkerungsschulz­
Magazin". - güse -



Tauchdienst der Berufsfeuerwehr Köln hat sich bewährt 

Feuerwehrtaucher: 
Hilfe am und auf dem Wasser 

Mitarbeit auf freiwilliger Basis -
Breite Ausbildung für die schwierige Aufgabe 

Immer mehr offene Gewässer - meist 
Kiesgruben - wurden Anfang der siebziger 
Jahre im Großraum Köln rekultiviert und zu 
Erholungszentren für die Bevölkerung ausge­
baut. Spektakulärstes Projekt war der Fühlin­
ger See im Norden Kölns. Hier entstand 
neben vielen Badeseen eine der größten 
Ruderregattastrecken Europas - ein attrakti­
ver Anziehungspunkt für viele Wassersport­
Ier. An heißen Tagen tummeln sich heute 
alleine in diesem Erholungsgebiet bis zu 
80000 Menschen. 

Mit dem Ausbau der "Freizeitfläche Was­
ser" ging zwangsläufig ein Anstieg von Unfäl­
len am und auf dem Wasser einher. Für die 
Berufsfeuerwehr Köln stellte sich eine neue 
Aufgabe: die Wasserrettung. Voraussetzung 
für eine geordnete Hilfeleistung sind aber gut 
ausgebildete Taucher mit einer entsprechen­
den Ausrüstung. Hier war eine Lücke im 
Hilfeleistungssystem der Berufsfeuerwehr 
Köln, die es schnell zu schließen galt. 1972 
begann man mit dem Aufbau eines Tauch­
dienstes. 

Aller Anfang ist schwer, und so schickten 
die Kölner als erstes drei Mitarbeiter zur 
Berufsfeuerwehr Essen, die bereits über ei-

nen Tauchdienst verfügte. Sie erhielten hier 
zunächst eine Ausbildung zum Taucher und 
anschließend zum Lehrtaucher. Nun konnten 
auch in Köln weitere Feuerwehrmänner zu 
Tauchern ausgebildet werden . Von anfäng­
lich acht ist die Riege der Feuerwehrtaucher 
inzwischen auf dreißig Einsatzkräfte ange­
wachsen. Sie wirken alle freiwillig bei dieser 
Spezialaufgabe mit und sind zentral auf der 
Feuerwache 1 stationiert. Grundsätzlich sind 
die Taucher der personell am stärksten be­
setzten Einheit, dem Löschzug, zugeordnet. 
Die Einsatzkräfte verteilen sich auf drei 
Wachabteilungen im 24-Stunden-Dienst. 

Breite Ausbildung 

Die Feuerwehr-Dienstvorschrift 8 "Tau­
chen" regelt die Ausbildung und den Einsatz 
der Feuerwehrtaucher mit Leichttauchgerä­
ten. Die Vorschriften und Richtlinien sollen 
die einheitliche, sorgfältige Ausbildung der 
Taucher sicherstellen und Voraussetzungen 
für ihren erfolgreichen und unfallsicheren 
Einsatz schaffen. 

Der SignaJmann hilft dem Taucher beim Anziehen und überprüft die Ausrüstung. 

Taucher und Leinenführer bilden ein Team. 

Für die Ausbildung zum Taucher sind ein 
Lebensalter von 18 Jahren, die abgeSChlOS­
sene Feuerwehr-Grundausbildung, die aner­
kannte Ausbildung als Rettungsschwimmer 
sowie die durch einen ermächtigten Arzt 
festgestellte Tauchertauglichkeit erforder­
lich. Die ärztliche Untersuchung muß alle 
zwölf Monate wiederholt werden. 

Die SchUlung gliedert sich in zwei Stufen: 

Feuerwehrtauchen Stufe 1 
Einsätze zur Rettung oder Bergung unter­

gegangener Personen, einschließlich einfa­
cher technischer Maßnahmen, wie z. B. 
- An- und Abschlagen von Seilen an Gegen-

ständen, 
- Schrauben befestigen und lösen, 
- meißeln, sägen usw. 

Feuerwehrtauchen Stufe 2 
Einsätze zur Rettung oder Bergung unter­

gegangener Personen und Durchführung be­
sonderer technischer Hilfeleistungen, wie 
z. B. 
- Unterwasser-Brennschneiden oder 

-Schweißen, 
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Fertig zum Einsatz: Ein SChwlmmtaucher Im Naß· 
tauchanzug. 

- Unterwasserarbeiten mit pneumatisch 
oder hydraulisch betriebenen Werk­
zeugen. 
Der theoretische Unterricht für Taucheran­

wärter der Stufe 1 umfaßt mindestens 35 
Stunden, in denen folgende Themen behan­
delt werden: 
- Feuerwehr-Dienstvorschrift Tauchen, 
- physikalische Grundlagen und physiologi-

sche Wirkungen des Tauchens, 
- Aufbau und Wirkungsweise der zum Tau­

cherelnsatz erforderlichen Geräte und de­
ren Einsatzmöglichkeiten, 

- pflege und Wartung der Taucherausru­
stung, 

- Prufvorschriften für die Taucherausru­
stung, 

- "Erste Hilfe" bei Taucherunfällen unter 
besonderer Berucksichtigung der Wieder­
belebung und der Taucherkrankheiten (für 
dieses Unterrichtsgebiet ist ein geeigneter 
Arzt hinzuzuziehen), 

Für kalte, schmutzige und kontaminierte GewAsser 
stehen Trockentauchanzüge zur Vertagung. 

- Gewässerkunde, 
- Kennzeichnung und Sicherung von Ein-

satzstellen nach den bestehenden Schiff­
fahrts- und Polizeibestimmungen sowie 
technische und taktische Fragen beim 
Tauchereinsatz, 

- Knoten und Stiche, FÜhrungszeichen und 
andere Verständigungsmöglichkeiten 
zwischen Taucher und Signalmann. 
Für die Ausbildung der Stufe 2 wird der 

theoretische Unterricht um zehn Stunden 
erweitert. 

Mindestens 50 Tauchstunden sind erfor­
derlich, um die Befähigung zum Feuerwehr­
taucher der Stufe 1 zu erhalten. Hiervon sind 
20 Stunden in Tauchtiefen zwischen zehn 
und zwanzig Metern abzuleisten, in denen 
unter praxisnahen Bedingungen geübt wer­
den muß. Für die höhere Qualifikation der 
Stufe 2 sind mindestens 70 Tauchstunden 
notwendig. 

Praxisnahe Prüfung 

Das umfangreiche Ausbildungsprogramm 
endet mit der Prüfung der im Lehrgang 
erworbenen theoretischen und praktischen 
Kenntnisse. Gefordert werden von den ange­
henden Feuerwehrtauchem der Stufe 1 fol­
gende praktische Aufgaben, die im wesentli­
chen die vorausgegangene Ausbildung wi­
derspiegeln: 
- Tauchen mit Tauchgeräten bis in die vor­

gesehenen maximalen Tauchtiefen vom 
Ufer sowie vom Boot aus, mit Ab- und 
Aufsteigen am Grundseil, 

- Notaufstieg 
- Erkundung der Lage unter Wasser, 
- Markieren eines gesunkenen Objektes, 
- Retten von Personen, 
- Unterwasserarbeiten, 
- Zusammenarbeiten von Taucher und Si-

gnalmann, 
- Kennzeichnen und Sichem der Einsatz­

steIle, des Bootes und der Taucher ent­
sprechend den für das jeweilige Gewässer 
geltenden Bestimmungen, 

- "Erste Hilfe" bei Taucherunfällen. 

Die Prüfung für Feuerwehrtaucher Stufe 2 
erstreckt sich (zusätzlich) auf: 
- Unterwasserarbeit, wie z. B. Schweißen, 

Schneiden und verwandte Arbeitsver­
fahren. 

Mindestausrüstung 

Nach der Dienstvorschrift muß für jeden 
Taucher folgende Mindestausrustung bereit­
stehen: 
- Tauchgerät mit Vollmaske als Ateman-

schluß 
- Taucherschutzanzug mit Haube 
- Taucherschutzhelm, 
- Rettungsgerät (Taucher-Rettungskragen 

oder Auftriebsmittel kombinierter Bauart), 

Zur Ausstattung des Tauchdlenstes der Berufsfeuerwehr KOIn gehört u. a. ein Schwimm· und Grundtaucher mit ihren SignalmAnnern sowie dem einsatzberei· 
hydraulisch betriebenes Spreiz· und SchneIdegerAt für technische Hilfeleistung ton Reservetaucher (Rettungstaucher) und SIgnalmann. 
unter Wasser. 
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- Gewichtsgürtel mit Schnellabwurfver­
schluß, 

- Tauchermesser, 
- sChnittfeste Schuhe, an deren Stelle beim 

SChwimmtaucher Flossen mit Sohle tre­
ten können, 

- Signalleine, die zugleich Sicherheitsleine 
ist. 
Zur erweiterten Ausrüstung zählen: 

- Spezial-Taucherschutzanzug für den Ein­
satz unter besonderen Bedingungen (z. B. 
in ölverschmutztem Wasser), 

- Kommunikationseinrichtungen wie Tau-
chertelefon, drahtlose Unterwasser-
sprecheinrichtungen, 

- Tauchtiefenmesser, 
- Unterwasserlampen. 

Ausbildung in Köln 

"Wir beginnen die praktische Ausbildung 
im Hallenbad", sagt Oberbrandmeister Enno 
Berg, Lehrtaucher der Berufsfeuerwehr Köln. 
"Im sichtigen Wasser des Schwimmbeckens 
kann ich jederzeit beobachten, wie sich die 
Lehrgangsteilnehmer verhalten und im Not­
fall schnell eingreifen." Nachdem sich die 
Taucheranwärter mit ihrer neuen "Arbeits­
kleidung" vertraut gemacht haben, hierzu 
dient insbesondere das "Gewöhnungstau­
chen" , steigen die Anforderungen. Schritt für 
Schritt läuft die Ausbildung nach den Tauch­
regeln ab. Stichworte des Unterrichts sind: 
Schwimmen und Abtauehen mit dem Gerät, 
Masken- und Gerätetausch, Wechselat­
mung, Blindtauchen, Tauchen nach Leinen­
zug, Knoten und Stiche unter Wasser, Not­
aufstiegsübungen und vieles mehr. 

Wird dies alles beherrscht, ve~agert sich 
die Ausbildung ins Freiwasser. "Hier ist der 
Taucher aus meinem Blickfeld", sagt Enno 
Berg. "Die einzige Verbindung ist die ,Nabel­
schnur', die Signalleine zum Taucher. " Ver­
ständlich, daß der Lehrtaucher deshalb auf 
eine gründliche und breite Schulung im Hal­
lenbad drängt. "Sicherheit geht vor, und 
richtiges Verhalten in Notfällen muß intensiv 
geübt werden, damit der Taucher nicht in 
Panik gerät." 

Sicherheit zuerst 

Genutzt werden für den zweiten Teil des 
Lehrgangs alle offenen Gewässer in der 
Region Köln, zumeist sind es Kiesgruben. Die 
unterschiedlichen Bedingungen e~auben ei­
ne praxisnahe Schulung. Nun wird es ernst 
für die angehenden Taucher. Das Wasser ist 
kälter, tiefer und undurchsichtig, ein krasser 
Gegensatz zum "sicheren" Schwimmbad. 
Jetzt zeigt sich, warum eine der Grundregel 
des Tauchens, nie ohne Sicherung ins Was­
ser zu gehen, von besonderer Bedeutung ist 
für die Sicherheit des Tauchers. 

Ein simulierter Not­
auftauch mit Hilfe 
des Reserve­
tauchers. 

Der Tauch-Ret­
tungskragen bringt 
den Taucher Im Falle 
der Gefahr schnell 
an die Wasserober­
fläche. 

Der Signalmann hilft 
dem Taucher auch 
beim Ausziehen des 
Tauchanzuges. 

Wichtig Ist die richti­
ge und klare Leinen­
führung. Von ihr 
hängt maßgeblich 
der Erfolg des Eln­
satzes ab. 
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Ein Blick auf die um­
fangreiche Ausstat­
tung des Wasserm­
tungswagens. 

Innerhalb weniger 
Minuten kann das 
im Gerätewagen 
mitgeführte 
Schlauchboot ein­
satzbereit gemacht 
werden. 

Ausbildung im 
Schwimmbad: Oie 
angehenden Feuer­
wehrtaucher üben 
den Gerät.wechsel. 

Schon fast ein Routi­
neeinsatz: Feuer­
wehrtaucher bergen 
ein Kraftfahrzeug 
aus einer Kiesgrube. 
(Fotos: Sers 12. 
Berufsfeuerwehr 
Köln 2) 

Grundsätzlich werden nach der Feuer­
wehr-Dienstvorschrift für einen Einsatz ein 
Tauchereinsatzführer und mindestens ein 
Tauchtrupp, bestehend aus einem Taucher, 
einem Reservetaucher (Rettungstaucher) 
und einem Signalmann, benötigt. Ist die 
Verständigung zwischen Taucher und Signal­
mann nicht gewäMeistet, darf nicht ge­
taucht werden. 

Der Signal mann ist von Beginn des Einsat­
zes an für den Taucher verantwortlich. Er hilft 
ihm beim Anziehen und überprüft die Ausrü­
stung. Durch umsichtiges Handeln und einer 
klaren Leinenführung trägt der Signalmann 
im besonderen Maße zur Sicherheit des 
Tauchers und dem Erfolg des Einsatzes bei. 

Die Dauer der Ausbildung zum Feuerwehr­
taucher beträgt in Köln drei Monate. Die 
Lehrgangsteilnehmer erwerben in dieser Ze~ 
in einer einwöchigen Schulung auch den 
Bootsführerschein Klasse AlBinnen. 

Spezialfahrzeug zur 
Wasserrettung 

Mitte der siebziger Jahre erhielt die Be­
rufsfeuerwehr Köln einen speziellen Wasser­
rettungswagen. Im Fahrzeug ist neben der 
umfangreichen Ausstattung auch ein Boot 
untergebracht. Der Mannschattsraum ist mit 
dem Geräteraum kombiniert, so kann der 
Taucher bereits während der Fahrt zum 
Einsatzort den Taucheranzug anziehen und 
die Ausrüstung anlegen. Ein erheblicher Zeit­
gewinn, der zu einer schnellen Hilfeleistung 
führt. 

Um die Einsatzfähigkeit zu erhalten, üben 
die Feuerwehrtaucher jede Woche einmal in 
offenen Gewässern. Die kalte Jahreszeit ist 
nicht ausgenommen. Ist die WasserfläChe 
zugefroren, wird ein Einstiegsloch ins Eis 
geschlagen. 

Der Schwerpunkt der Arbeit des Tauch­
dienstes der Berufsfeuerwehr Köln liegt beim 
Retten, Suchen und Bergen von Ertrunkenen. 
Oft müssen aber auch Fahrzeuge aus Bag­
gerseen oder dem Rhein geborgen werden. 
Im Winter kommt das Wasserrettungsfahr­
zeug mit seiner Mannschaft meist zum Ein­
satz, wenn es gilt, ins Eis eingebrochene 
Personen zu bergen. 

Längst ist der Aufbau des Tauchdienstes 
in Köln abgeschlossen. In vielen Einsätzen 
haben sich die Feuerwehrtaucher bewährt. 
Neue Taucher werden stets ausgebildet, 
wenn aus gesundheitlichen oder beruflichen 
Gründen Einsatzkräfte aus dem Tauchdienst 
ausscheiden. Schwierigkeiten, Nachwuchs 
für die Wasserrettung zu erhalten, haben die 
Kölner nicht. Viele, insbesonders jüngere 
Feuerwehrmänner sind gerne bereit, an die­
ser interessanten und schwierigen Aufgabe 
mitzuwirken. Oft wird das Tauchen dann 
auch zu einem privaten Hobby. - güse -



Stabsrahmenübung 
"Flugunfall '89" 

Die Kreisverwaltung Alzey-Worms übte den Katastrophenfall 

Gegen 7.45 Uhr fand laut Augenzeugen­
berichten ein Zusammenstoß einer Ver­
kehrsmaschine und einer Militärmaschi­
ne über dem Industriegebiet in Alzey, 
Landkreis Alzey-Worms, statt. Flugzeug­
trümmer sind auf das Betriebsgelände 
einer dort angesiedelten Firma gestürzt. 
Mit einer erheblichen Zahl von Toten, 
Verletzten und Verschütteten ist zu rech­
nen. Zahlreiche Häuser wurden durch 
Flugzeugtrümmer zerstört. 

Um 8 Uhr geht ein Anruf bei der Schutzpo­
lizeiinspektion Alzey ein, daß im Industriege­
biet von Alzey ein Flugzeugabsturz stattge­
funden hat. Die Freiwillige Feuerwehr sei 
bereits ausgerückt. Sofort werden die Kata­
strophenschutzleitung, darunter die 20 Mit­
glieder des Stab HVB (Hauptverwaltungsbe­
amten), alarmiert. Es folgt der Einsatzbefehl 
für die neunköpfige Technische Einsatzlei­
tung (TEL) Alsheim mit der Aufgabe der 
Lagefeststellung am Unfallort. 

Um 8.05 Uhr meldet die Freiwillige Feuer­
wehr Alzey der Einsatzzentrale bei der Kreis­
verwaltung Alzey-Worms: Ein großes Flug­
zeugteil ist auf das Gelände einer im Indu­
striegebiet ansässigen Firma gestürzt. Meh­
rere Gebäude brennen. Aller Wahrscheinlich­
keit nach gibt es vor Ort viele verletzte 
Personen. Brandschutz- und Sanitätsdienst 
seien dort dringend erforderlich. Daraufhin 
gibt der Stab HVB des Kreises Alzey-Worms 
Einsatzbefehle für die Löschzüge Löschen 

und Retten (tz-R) aus Alzey (2), Gimbsheim, 
Gau-Odernheim, Monsheim, Osthofen, West­
hofen, Wollstein und Wörrstadt mit einer 
Gesamtstärke von 225 Mann sowie den 
Sanitätszug (Sl) Alzey (50 Mann) und den 
Sanitätszug Transport (SZT) aus Flörsheim­
Dalsheim (28 Mann) und den Bergungszug 
(Bl) aus Wörrstadt mit 38 Mann. 

Gegen 8.30 Uhr trifft eine erste Lagemel­
dung der Technischen Einsatzleitung Als­
heim ein. Zahlreiche Gebäude sind durch 
Flugzeugtrümmer zerstört. Es wurden vieler­
orts Brände gemeldet. Um 8.40 Uhr dann 
meldet die Freiwillige Feuerwehr Alzey, daß 
die an dem Zusammenstoß beteiligte Militär­
maschine in einen Weinberg abgestürzt ist. 
Der Pilot ist unverletzt, er konnte sich recht­
zeitig mit dem Schleudersitz retten. Die Ma­
schine hat Hydrazin, eine chemische Verbin­
dung von Stickstoff und Wasserstoff, als 
Bestandteil im Raketentreibstoff vorhanden, 
an Bord. Der Katastrophenschutzstab Alzey­
Worms benachrichtigt umgehend das Vertei­
digungskommando 452 in Worms, die Be­
zirksregierung Rheinhessen-Pfalz in Neu­
stadtlWeinstraße, das Luftfahrtbundesamt in 
Braunschweig sowie die SAR-Leitstelle in 
Goch. 

Training für den Ernstfall 

Dieses angenommene Ereignis war Aus­
gangspunkt der Stabsrahmenübung "Flug-

unfall '89", der sich kürzlich der 32köpfigen 
Katastrophenschutzleitung (KSL) des land­
kreises Alzey-Worms unter der Leitung von 
Landrat Hansjochen Schrader zu stellen hat­
te. Anlaß für diese Übung waren die in den 
vergangenen Jahren vermehrt aufgetretenen 
Flugunfälle in der Bundesrepublik, die es 
nach Auffassung des Landrates erforderlich 
machten, daß die Bekämpfung derartiger 
Schadensereignisse geübt und die mit ihrer 
Durchführung beauftragten Personen fortge­
bildet werden. Nur dadurch, so der Kreischef, 
werde es möglich, alle im Zivil- und Katastro­
phenschutz zuständigen Stellen und Mitar­
beiter auf mögliche Aufgaben vorzubereiten. 

Sämtliche Fäden des Planspiels liefen in 
der Befehlsstelle der Katastrophenschutzlei­
tung in der Kreisverwaltung zusammen. Ein­
geschaltet waren neben dem Stab die Fern­
meldezentrale, die Technische Einsatzleitung 
sowie verschiedene Einheiten der Freiwilli­
gen Feuerwehren, des Technischen Hilfs­
werks, des Deutschen Roten Kreuzes und 
des Malteser-Hilfsdienstes. Ausrücken 
brauchten deren Besatzungen allerdings 
nicht, da die genannten Einheiten lediglich 
fiktiv eingesetzt wurden . Die Übungsleitung 
gab per Telefon die verschiedenen Scha­
densmeldungen durch, auf die die Katastro­
phenschutzleitung mit entsprechenden Be­
fehlen zu reagieren hatte. 

Mitglieder des Stab HVB in der Befehlszentrale der 
Krelsverwattung Alzey-Worms. 
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Uigekar1enführer Pfannkuchen bei der Standortkontrolle der an der Obung beteiligten EinhoHen. (fotos; Krelsl 

Innerhalb von vier Stunden nach der er­
sten Schadensmeldung um 8 Uhr (taktische 
Zeit) wurde der nach .Drehbuch" durch 
einige zusätzliche Komplikationen - wie ein 
zerstörtes SChwesternwohnheim mit einer 
großen Zahl verschütteter Personen, 
Schwerstbrandverletzten, die in Spezialklini­
ken transportiert werden mußten, Plünde­
rungen in zerstörten Häusern und massive 
Behinderung der Einsatzkräfte durch Schau­
lustige - erschwerte .Flugunfall 'S9" soweit 
unter Kontrolle gebracht, daß die Übung 
gegen 12 Uhr abgeschlossen werden konnte. 

Wirksame 
Katastrophenabwehr 

Stabsrahmenübungen dienen insbeson­
dere der Erprobung der Funktionsfähigkeit 
der Katastrophenschutzleitung, der Techni-

schen Einsatzleitung und der Fernmeldezen­
trale des Hauptverwaltungsbeamten, der 
Meldewege und der Fernmeldemittel (Funk­
und Fernsprechverkehr) sowie des Umgan­
ges mit den Meldevordrucken und des Lauf­
weges der Meldungen (Funk, Fernschreiber, 
Fernsprecher oder Melder). 

Gemeinsam mit allen an der Stabsrah­
menübung beteiligten Personen wurden bei 
der Kreisverwaltung Alzey-Worms die 
Schlußfolgerungen aus der Übung gezogen. 
Sie sollen für die Zukunft verwertet und in 
geeignete Maßnahmen umgesetzt werden. 
Nur so dienen die Erkenntnisse, die im 
Katastrophenschutzplan und besonderen 
Einsatzplänen ihren Niederschlag finden, ei­
ner wirksamen Katastrophenabwehr. 

Insgesamt verlief die Stabsarbeit bei der 
Stabsrahmenübung in Alzey-Worms nach 
Angaben der Kreisverwaltung ohne größere 
Schwierigkeiten. Insgesamt 27 Schadens-

In speziellen Lehrgängen werden Kenntnisse für die Arbeit im Stab HVB vermittelt; hier die Obungsleltstelle In 
der Katastrophenschutzschule des Bundes In Ahrweiler. (foto: Sers) 
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meldungen wurden von den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Fernmeldezentrale auf­
genommen und entsprechend weitergeleitet. 
Im Einsatztagebuch wurden alle ein- und 
ausgehenden Meldungen ordnungsgemäß 
vermerkt. In der .Nachweisung-Eingang" 
wurden 54 eingehende Nachrichten regi­
striert. Die .Nachweisung-Ausgang" bein­
haltete SO ausgehende Meldungen, die je­
doch in Zukunft durch eine Überarbeitung 
des Bereiches Nachrichtenübermittlung noch 
zügiger bearbeitet und weitergeleitet werden 
sollen. 

Die in der Katastrophenschutzleitung ein­
gesetzte Anzahl von Personen erzeugte 
zwangsläufig eine entsprechende Geräusch­
kulisse. Die Verantwortlichen bei der Kreis­
verwaltung Alzey-Worms streben daher eine 
räumliche Gliederung bei zukünftigen Übun­
gen an. Diese soll vor allem den Fachberatern 
ermöglichen, Einzelgespräche außerhalb der 
Stabsbesprechung zu führen. 

Von den praktischen Erkenntnissen der 
Stabsrahmenübung ausgehend, sollte die 
personelle Besetzung der bisher 32köpfigen 
Katastrophenschutzleitung in Zukunft er­
gänz1 werden. Dies wird verdeutlicht durch 
die Verteilung von SO ausgehenden Meldun­
gen der Stabsmitglieder auf die einzelnen 
Fachdienste: Instandsetzungs- und Ber­
gungsdienst 13 Meldungen, Brandschutz­
und Versorgungsdienst 6, ABC-Dienst 2, Sa­
nitätsdienst S, Betreuungsdienst 3, Fernmel­
dedienst 7, Polizei 9, S 1/S 2 (personal und 
innerer Dienst)/(Lage) 10, S 3 (Führung) 17 
und S 4 (Versorgung) 5 Meldungen. 40 
Prozent der ausgehenden Meldungen hatten 
demnach die Stabsmitglieder S 1 bis S 4 zu 
fertigen. Diese Tatsache unterstreicht die 
Forderung, künftig für die Sachgebiete S 1 
bis S 4 zwei weitere Hilfskräfte einzuplanen. 
Ebenso soll eine Erweiterung der dem Kata­
strophenschutzstab direkt zur Verfügung ste­
henden Fernsprechhauptanschlüsse sowie 
Fernsprechapparate vorgenommen werden. 

Die abschließend vorgenommene Gegen­
überstellung der Soll-Zeiten für die Vorgaben 
und erwarteten Maßnahmen mit den Ist­
Zeiten des Übungsablaufes ergab hier und 
da leichte Abweichungen. So sieht man es 
bei der Kreisverwaltung als erforderlich an, 
den Laufweg der Meldungen nochmals zu 
überprüfen und, falls erforderlich, die Rei­
henfolge EinsatztagebuchiNachweisung zu 
ändern. 

Da einige Stabsmitglieder erstmals an 
einer derartigen Übung teilnahmen, waren 
anfängliche Unsicherheiten bei der Stabsar­
beit zu beobachten, die allerdings bald aus­
geräumt werden konnten . Dennoch sehen es 
die Verantwortlichen bei der Kreisverwaltung 
Alzey-Worms als dringend erforderlich an, 
jene Stabsmitglieder, welche die erforderli­
che Ausbildung an der Katastrophenschutz­
schule des Bundes in Ahrweiler noch nicht 
absolviert haben, baldigst an entsprechen­
den Lehrgängen teilnehmen zu lassen. - sm -



D. Slrabnann, Institut für Anästhesiologie 
(Chefärzte: Unlv. Prof. Dr. med. H. Nolte, Dr. med. J. Meyer, Dr. med. D. Slrabnann), Klinikum Minden 

Der "Leitende Notarzt" -
Voraussetzungen, Funktionen 

und Fortbildung 
Die Bundesärztekammer und die DlVI ha­
ben im Februar 1988 übereinstimmende 
Empfehlungen zur Definition, Aufgabe, 
Qualifikation und Fortbildung, Stellung, 
Alarmlerung, Ausrüstung und zum Ein­
satz des .Leltenden Notarztes" Im Ret­
tungsdienst veröffentlicht (2). Mit diesen 
Empfehlungen sollten den für die Durch­
führung des Rettungsdienstes zuständi­
gen Bundesländern Rahmenbedingungen 
für eine bundeseinheitlich übereinstim­
mende Konzeption eines .Leltenden Not­
arztes" Im Rettungsdienst aus notfallme­
dlzinlscher Sicht vorgegeben werden. 

In erstaunlich kurzer Zeit war es gelungen, 
in völliger Übereinstimmung mit vorherigen 
Stellungnahmen in der Literatur und mit den 
Erfahrungen bereits existenter LNA-Gruppen 
diese Empfehlungen zu formulieren (1, 6, 9). 
Da sie vorhersehbar und beabsichtigt auch in 
bestehende oder zu schaffende rettungs­
dienstliche, gesetzliche bzw. organisatori­
sche Vorgaben eingreifen würden, waren die 
Empfehlungen zudem vorab von den Arbeits­
gemeinschaften der Notärzte in der Bundes­
republik Deutschland mit zahlreichen Vertre­
tern von Ministern, Behörden, Verbänden und 
Organisationen beim .Wesergespräch" der 
AGN-NW im September 1987 diskutiert und 
abgestimmt worden (8). 

Aufgabe und Funktion 
des LNA 

Der Leitende Notarzt (LNA), koordiniert 
und überwacht am Einsatzort und für den 
Transport die medizinischen Maßnahmen bei 
Schadensereignissen, bei denen 

o entweder die reguläre regionale ret­
tungsdienstliche Kapazität vermutlich oder 
tatsächlich überschritten wird (Massenanfall) 
oder 

o besondere Gefahren-/Schadenslagen 
einen außergewöhnlichen rettungsdienst­
lich-notfallmedizinischen Versorgungsum­
fang erfordern. 

Der Begriff .Massenanfall" im Gegensatz 
zur .Katastrophe" soll deutlich auf eine Ein­
satzindikation im Rettungsdienst und damit 
primär unterhalb der Schwelle zur Auslösung 
des Katastrophenalarms hinweisen, was 
dennoch in Regelungen jüngeren Datums 
verkannt wird (4). 

Die Bewältigung der rettungsdienstlichen 
Versorgung mit einem notfallmedizinischen 
und organisatorisch-einsatzaktiven Bereich 
erfolgt in enger Kooperation mit der organi­
satorischen Einsatzleitung. Der LNA kann 
nicht Gesamteinsatzleiter an einem Standort 
sein, wenn er sich auf die Leitung aller 
medizinischer Maßnahmen, z. B. bei einem 
Großschadensunfall, effektiv konzentrieren 
muß. 

Stellung des LNA 

Die reguläre Kapazität kann in einem 
Rettungsdienstbereich, je nach geographi­
scher Lage und einsetzbaren rettungsdienst­
lichen Ressourcen rasch überschritten sein, 
ohne daß Katastrophenalarm ausgelöst wird, 
aber dennoch eine koordinierende notärztli­
che Leitung zwingend notwendig ist. Aber 
auch wenn theoretisch ein Großschadenser­
eignis die Auslösung des Katastrophen­
alarms und den Einsatz sanilätsdienstlicher 
Einheiten des KatS nach sich ziehen könnte, 
ist rea!istischerweise ausnahmslos davon 
auszugehen, daß immer primär der öffentli­
che Rettungsdienst die zeitgerechte lebens­
rettende Erstversorgung sicherstellen muß. 
Daher ist die Funktion und Stellung des LNA 
im regional zuständigen Rettungsdienst an­
zusiedeln. Die primäre Integration des LNA in 
eine Einheit des Katastrophenschutzes ver­
kennt die rettungsdienstliche Realität, Aufga­
bensteIlung und -bewältigung beim Massen­
anfall Verletz1er/akut Erkrankter bewußt (2, 
7). 

Aufgrund der nur bei rechtzeitigem Ein­
treffen noch realisierbaren koordinierenden 
Eingriffsmöglichkeit durch einen LNA kommt 
konsequenterweise der frühzeitigen Alarmie­
rung und dem raschen Transport des LNA 

zum Schadensort eine weitere entscheiden­
de Bedeutung zu. Für die Umsetzung der 
Leistungsaufgaben muß dem LNA in allen 
medizinischen Angelegenheiten eine Wei­
sungsbefugnis gegenüber dem rettungs­
dienstlichen Personal eingeräumt werden. 
Dies ist auch erforderlich, aber rechtlich 
sicher schwieriger realisierbar, gegenüber 
den anderen am Schadensort tätigen (Not-) 
Ärzten, um eine reibungslose Koordination in 
der medizinischen Gesamtversorgung zu ge­
währleisten. 

Qualifikation des LNA 

Zweifellos bedarf die medizinische Lei­
tung der Gesamtversorgung im Rettungs­
dienst 

o einer qualifizierten nolfallmedizini­
schen und rettungsdienstlichen Kompetenz 
und 

o einer einsatztaktischen Befähigung zur 
Bewältigung der organisatorisch notwendi­
gen Entscheidungen, integriert in den Ge­
samtablauf der Schadensbewältigung. 

Häufig stri\1ig ist der Umfang der organisa­
torisch-einsatztaktischen Aufgabe im Ver­
hältnis zur notfall medizinischen Tätigkeit. Ein 
- angeblich alleiniger - organisatorischer 
Tätigkeitsbereich für den LNA verkennt, daß 
die medizinische Leitung primär eine adä­
quate notfallmedizinische und rettungs­
dienstliche Fachkompetenz voraussetz1. Zu­
dem zeigt praktische Einsatzerfahrung als 
LNA, daß häufig spezielle notfallmedizinische 
Entscheidungen und Hilfeleistungen im kon­
kreten Einzelfall von den anderen Notärzten 
gefordert werden. 

Jede einsatztaktisch-organisatorische 
medizinische Entscheidung setz1 ein notfall­
medizinisch begründbares und rettungs­
dienstlich realisierbares Erfordernis voraus, 
wie es analog auch für die fachlichen Ein­
satzleiter der anderen Dienste selbstver­
ständlich ist. Daher muß vom LNA auch eine 
persönliche nolfallmedizinische und ret­
tungsdienstliche Fachkompetenz gefordert 
werden (3). 
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Medizinische Fortbildung: 
Sichtung, Versorgung, Dokumentation 
bei Massenanfall im Rett.-Dienst 

Organisatorisch-einsatztaktische 
Fortbildung: 
Einsatztaktik: 
o Gesetzl. Grundlagen, Führungslehre 
o Koordination mit Einsatzdiensten 
Technische Fortbildung: 
o techno Rettung, Funktechnik 

Übungen: 
Planspiel, Funkübung, Praktika 

Tab. 1: Fortbildung des LNA. 

Im Hinblick auf das konkrete geographi­
sche Einsatzgebiet des LNA sind darüber 
hinaus eingehende Kenntnisse der regiona­
len rettungsdienstlichen (Kapazitäten, Quali­
fikationen, Reserven) Infrastruktur und des 
klinischen wie ambulanten Versorgungspo­
tentials notwendig. 

Fortbildung des LNA 

Trotz der geforderten eigenen notfallmedi­
zinischen und rettungsdienstlichen Erfahrun­
gen, die sich in der Regel auf die Bedingun­
gen individualmedizinischer Versorgungen 
erstreckt, bedarf eine effektive Aufgabener­
füllung als LNA einer speziellen Fortbildung, 
die die besonderen notfallmedizinischen und 
einsatztaktischen Kriterien der Versorgung 
unter den Bedingungen des Massenanfalls 
einerseits und insbesondere die organisato­
risch-einsatztaktische Kooperation mit ande­
ren Einsatzleitungen vor Ort beinhaltet (3, 5); 
hierfür sind 40 Stunden vorgesehen (2). 

Das Schwergewicht der Fortbildung liegt 
dabei im organisatorisch-einsatztaktischen 
und technischen Bereich: Führung, Aufga­
benverteilung und -bewäijigung an Hand der 
gesetzlichen Vorgaben und im Hinblick auf 
typische Schadensereignisse der anderen 
Einsatzdienste bilden die Grundlagen für eine 
reibungslose Kooperation und die Basis für 
eine gezielte und effektive Lagebeurteilung 
und -bewäijigung durch den LNA. Die techni-

FR SA 

sche Fortbildung beinhaltet die Demonstra­
tion möglicher Rettungstechniken und 
Kenntnisse über die Funktion und den Um­
gang mit Kommunikationsmitteln vor Ort. In 
Planspielen und Praktika sollen dann die 
erworbenen Kenntnisse einsatztaktisch ein­
geübt werden (Tab. 1). 

Eigene Erfahrungen 

Das 1. Fortbildungsseminar für den LNA 
der AGN-NW wurde in Minden und an der 
Landesfeuerwehrschule in Münster vom 9. 
bis 13. Dezember 1988 im Block über fünf 
Tage durchgeführt. Entsprechend den Emp­
fehlungen wurden nur solche Teilnehmer 
zugelassen, die über eine mindestens drei­
jährige kontinuierliche notärztliche Einsatz­
erfahrung und eine mindestens dreijährige 
Weiterbildung in einem Gebiet mit Bezug zur 
Intensivmedizin verfügten; 79,4 Prozent der 
68 Teilnehmer waren Anästhesisten. 

Die vorgegebenen Themenbereiche in den 
Empfehlungen der BÄKlDIVI erwiesen sich 
als sinnvoll, zukünftig ist allerdings zeitlich 
und inhaltlich eine andere Gewichtung als 
primär geplant anzustreben (Abb. 1). Der 
vorgegebene Zeitrahmen von 40 Stunden 
erwies sich keineswegs als zu lang (7); die 
Teilnehmerzahl sollte jedoch 50 Personen 
nicht überschreiten (5). 

Die Durchführung . im Block" war nach 
übereinstimmender Auffassung vorteilhaft, 
einmal aus praktischen Gründen (bei Lage 
über ein Wochenende machbarer Fortbil­
dungsurlaub für zwei Tage, bei Verteilung 
über mehrere Abschnitte unvorhersehbares 
Fehlen bei Einzelabschnitten) als insbeson­
dere auch aus didaktischen Gründen (zusam­
menhängender, kontinuierlich aufbauender 
Lerneffekt). 

Notfallmedizinische 
Fortbildung 

Bei diesem Teilnehmerkreis erwies es sich 
als kaum notwendig, eine spezielle Fortbil­
dung zur Z. B. Volumentherapie, Analgesie/ 

SO 

Anästhesie oder zu speziellen chirurgischen 
Problemen unter den Bedingungen des Mas­
senanfalls zu betreiben. Lediglich Vorhalte­
und Lagerungsprobleme von Medikamenten! 
Infusionslösungen waren ebenso von Inter­
esse wie die möglichen Nebenwirkungen im 
Hinblick auf die weitere Betreuung der Pa­
tienten durch nichtärztliches Personal in grö­
ßerem Umfang. 

Hingegen bestand ein ausgesprochenes 
Bedürfnis über therapeutische und medizi­
nisch-taktisch Konzepte im Rahmen von 
(Massen-) Intoxikationen, insbesondere bei 
einem ChemieschadensunfalVGroßbrand zu 
diskutieren. 

Ebenso interessiert zeigten sich alle Teil­
nehmer am psychologischen ProblemkreiS 
der Mechanismen zur Auslösung bzw. zum 
Ablauf und zur Verhinderung von .Panikreak­
tionen", die im Einsatz des LNA zukünftig für 
immer mehr und immer größeren Massen­
veranstaltungen relevant werden können. 

Einsatztaktisch-medizinische 
Fortbildung 

Die einsatztaktisch-medizinische Fortbil­
dung dient der Umsetzung notärztlicher indi­
vidualmedizinischer Entscheidungen in sol­
che als LNA unter den Besonderheiten des 
Massenanfalls. 

Als außerordentlich hilfreich für das Erler­
nen übergeordneter medizinisch-koordinie­
render Entscheidungen erwiesen sich dabei 
Praktika mit mehreren (z. B. 12) Verletzten 
(5), in denen 

o unter einer Zeitvorgabe (.dringlich") 
eine medizinische Lagebeurteilung (Sich­
tung) erfolgen muß und 

o Überlegungen zur Lagebewältigung bei 
vorgegebener personeller und materieller 
Lage und Reserve jeweils in kleinen Gruppen 
geübt und dann besprochen wurden (Tab. 2). 

Während sich Lagebeurteilung und La­
gebewältigung hier zunächst auf das notfall­
medizinische Management beziehen, müs­
sen später in Lagebesprechungen unter Vor­
gabe realistischer Bedingungen sonstige ty­
pische Gefährdungen und Entwicklungen an 

MO 01 

med. Versorgung bei 
Massenanfall: (Intoxika­
tionen) PIanbespre­
chungen 

Organisation, Rechts­
grundlagen, Einsatztak­
tik (and. Einsatzdienste) 

Kat. -Schutz: Struktur, Fahrzeuge/Geräte: 

Empfehlungen BÄKlDIVI 

Einsatzberichte, 
typ. Probleme als LNA 

Sichtung, Dokumenta­
tion 
Praktikum mit 
.Mimtrupp" 
PIanbesprechungen 

Abb. 1: Fortbildungsseminar 1ür den LNA. 
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Einsatztaktik LNA: Füh­
rungslehrelLagebeurtei­
lung/-bewältigung, 
Koordination in gemein­
samer Einsatzleitung 

Einheiten (Panikreak-
tion) 

technische Fortbildung: 
Fernmeldewesen 
Funkübung 
Planbesprechungen 

Rettung und techno 
Hilfeleistung; 
Leitstelle 

Planspiel: 
gemeinsame Einsatz­
lenkung 
(Großschadensfall) 



bestimmten Schadensorten ebenso einbezo­
gen werden wie die Koordination mit den 
anderen Einsatzdiensten (1, 4, 5), 

Einsatztaktisch­
organisatorische Fortbildung 

Da beim Massenanfall von Verletzten/akut 
Erkrankten im Rettungsdienst nahezu jmmer 
auch andere Fachdienste, primär Feuerwehr 
und Polizei, am Einsatzort m~ tätig werden, 
kommt der Koordination des LNA mit den 
Einsatzleitem dieser Dienste zur Gesamt­
schadensbewältigung entscheidende Be­
deutung zu; da diese Dienste aber häufig 
bereits über definierte Einsatztaktiken und 
Führungskriterien wie -strukturen verfügen, 
ist eine Einordnung des LNA in diese Systeme 
notwendig, 

Während die gesetzlichen Grundlagen für 
das Tätigwerden der diversen Dienste relativ 
rasch abgehandelt werden können, bedürfen 
die üblichen Einsatztaktiken und -führungen 
bei typischen Schadensereignissen sicher 
der Kenntnis durch den LNA, um z, B, 
typische Gefährdungen an Einsatzstellen in 
die Überlegungen zur eigenen, medizini­
schen Lagebeurteilung und -bewältigung mit 
einbeziehen zu können, Nur so kann vermie-

Einsatztaktisch-medizinische Fortbildung: 
medizinische Lagebeurteilung und -be­
wältigung als LNA 

Praktikum (Sichtung) m~ "Mimtrupp" un­
ter Zeitvorgabe; Planbesprechungen 

Tab. 2: Einsatztaktisch-medizinische ForIbildung für 
den LNA. 

Einsatztaktisch-organisatorische 
Fortbildung: 
Rechtsgrundlagen und Einsatztaktik 
(Rett,-D" Feuerwehr, Polizei etc,; KatS) 
Koordination und Führung bei typischen 
Schadenslagen 

Planbesprechungen, Planspiel 

Tab. 3: ElnsatztakUsch-organlsatorische Fortbil­
dung für den LNA. 

Technische Fortbildung: 
Fernmeldewesen: 
funktech, Kooperation am Einsatzort 
(Le~telle) 

Funkübung 
Fahrzeuge/Geräte: 
Rettungltechn, Hi~eleistung (Taktik, 
Gefährdungen) 

Tab. 4: Technische Fortbildung für den LNA. 

den werden, daß notfall medizinisch schein­
bar sinnvolle Strategien an den Einsatzgege­
benheiten und -bedingungen der anderen 
Fachdienste scheitern, 

In die Planbesprechungen (Einsatzkoordi­
nation; Stellung des LNA in der Einsatzlei­
tung) sind die Referenten der verschiedenen 
Fachdienste auch deswegen einzubeziehen, 
um ihnen neuere notfallmedizinische Versor­
gungsstrategien für ihre eigene zukünftige 
Einsatzabwicklung darzulegen, die bisher 
noch we~gehend von früheren katastrophen­
medizinischen Gesichtspunkten geprägt 
sind, 

Zweifellos gelingt es erst durch diese 
"kleineren" Planbesprechungen mit dem 
Zwang des LNA zu überlegten und raschen 
Entscheidungen in Kooperation mit der orga­
nisatorischen-rettungsdienstlichen und den 
anderen Einsatzleitungen im abschließenden 
"großen" Planspiel als auch kompetenter 
einsatztaktischer Leiter zu bestehen (Tab, 3), 

Technische Fortbildung 

Die technische Fortbildung dient dem Er­
werb von Kenntnissen über den Einsatz (An­
wendung und Taktik) typischer Geräte und 
Fahrzeuge für die Rettung und die technische 
Hilfeleistung, wobei der LNA sein Augenmerk 
vor allem auf Zeitabläufe und mögliche zu­
sätzliche Gefährdungen durch diese Techni­
ken richten sollte. 

Im Rahmen der Kommunikationstechni­
ken steht neben einfachen Kenntnissen über 
Möglichkeiten nachrichtentechnischer Ver­
bindungen von/zu regionalen und überregio­
nalen Leitstellen der persönliche Umgang mit 
Handfunksprechgeräten für die notwendige 
Kommunikation am Einsatzort im Vorder­
grund, Neben der rein technischen Beherr­
schung dieser Geräte umfaßt die Funkübung 
in kleinen Gruppen die Abwicklung taktischer 
Meldungen zur medizinischen lagebeurtei­
lung und -bewältigung wiederum mit fiktiven 
Vorgaben (Tab, 4), 

Regionale Fortbildung 

Oie in den Empfehlungen geforderten De­
tailkenntnisse der regionalen Infrastruktur 
des Rettungs- und Gesundheitswesens im 
zukünftigen Einsatzgebiet des LNA können 
selbstverständlich nicht in überregionalen 
Fortbildungen vermittelt werden, Es können 
aber zum Abschluß der überregionalen Fort­
bildung Hinweise zum Inhalt der erforderli­
chen regionalen Kenntnisse gegeben wer­
den, wie die in der Regel bereits vorllande­
nen Kenntnisse der regionalen Strukturen zu 
erweitern sind, 

Dies umfaßt eingehende Kenntnisse über 
Funktion, Führung, Qualifikation, Ausrüstung 
(inkl. Reserven) des regionalen Rettungs­
dienstes wie nachalarmierbarer boden- und 

luftgebundener Dienste; Qualität, Ausrüstung 
und Einsatztaktik sogenannter, derzeit sich 
ständig neu gründender "Schnell-" oder 
"Sonder" -Einsatzgruppen haben dabei eine 
besondere Bedeutung, 

Mit den anderen Diensten sollten frühzei­
tig (Plan-)Besprechungen und Planspiele 
durchgeführt werden, in denen die konkrete 
Kooperation im Einsatz festgelegt wird unter 
Berücksichtigung regionaler Zuständigkeiten 
und Besonderlleiten (5), 

Oie Möglichkeit zur Entsendung eines wei­
teren LNA in die Rettungsle~telle bei außer­
gewöhnlich umfangreichen Schadenslagen 
ist zu diskutieren, 

In Absprache mit den vorllandenen Klini­
ken und der Rettungsleitstelle sind Kenntnis­
se über vorllandene und mobilisierbare re­
gionale wie überregionale rettungsdienstli­
che Transport- und stationäre wie ggl. am­
bulante Behandlungskapazitäten zu erwer­
ben, Hierei sollte insbesondere auch eine 
mögliche Kl inikevakuierung im eigenen Ein­
satzbereich berücksichtigt werden, 

Leitender Notarzt 
unumstritten 

Oie Stellung des "Leitenden Notarztes" im 
Rettungsdienst ist unter rettungsdienstlich 
erfahrenen Notfallmedizinem unumstritten 
(1, 2, 3, 5, 6, 7, 8, 9), seine primäre 
Einordnung in Einhe~en des Katastrophen­
schutzes entspricht daher nicht der gewoll­
ten Vorgabe einer Verbesserung der Versor­
gung beim Massenanfall Verletzter/akut Er­
krankter (4), 

Im Rahmen der Funktion, Qualifikation und 
Fortbildung bestimmen organisatorisch-ein­
satztaktische Kenntnisse und Befähigungen 
wesentlich die Erfüllung der Aufgaben als 
LNA am Einsatzort, Oie unabdingbare Basis 
für die notwendigen Entscheidungen im or­
ganisatorischen- wie medizinisch-taktischen 
Bereich sind allerdings profunde notfallmedi­
zinische Kenntnisse und rettungsdienstliche 
Einsatzerfahrungen, Oie Reduzierung der 
Funktion des LNA auf eine rein organisatori­
sche AufgabensteIlung verkennt die fachlich 
notwendige Basis für jeden Einsatzleiter ei­
nes Fachdienstes ebenso wie die notfallme­
dizinisch-rettungsdienstliche Einsatzpraxis 
und degradiert den LNA zum reinen Schreib­
tischplaner. 

Oie Fortbildung zum LNA dient, unter den 
Voraussetzungen der erforderlichen notfall­
medizinischen Qualifikation, primär der Ver­
mittlung organisatorisch-einsatztaktischer 
Kenntnisse und Befähigungen, Vor dem ab­
schließenden Planspiel sind in Praktika und 
Plan besprechungen mit realistischen und 
eindeutigen Vorgaben medizinisch wie orga­
nisatorisch relevante Entscheidungszwänge 
für einen LNA in kleineren Gruppen einzu­
üben, Unter Hinzuziehung von Vertretern der 
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anderen Fachdienste sind dabei typische 
Einsatzbesondemeiten und -abläufe dieser 
Fachdienste m~ einzubeziehen, um koopera­
tive FÜhrungsslrukturen zu entwickeln. 

Bei einer beabsichtigten zeitlichen und 
räumlichen Trennung können Teile der Fort­
bildung regional absolviert werden (z. B. 
medizinische Fortbildung, gesetzliche 
Grundlagen, technische Fahrzeuge/Geräte, 
Funkübung), die wesentlichen Kriterien der 
Führung, Einsatztaktik und Kooperation m~ 
anderen Fachdiensten - insbesondere das 
Planspiel - sol~e allerdings, sowohl wegen 
der strategischen Einheitlichkeit als auch 
wegen des erforderlichen Autwandes, über­
regional durchgeführt werden. 

Die Einführung eines .Fachkundenach­
weises· für den LNA insbesondere zur Siche­
rung der Qualifikation und Stellung wie zur 
KJarstellung der Aufgaben (im Rettungs­
dienst!) und zur Vereinheitlichung der Fortbil­
dung ist sicher erstrebenswert. Hierzu wäre 
eine friihzeitige Kooperation mit den Ärzte­
kammem und den für die Durchführung des 
Rettungsdienstes zuständigen Ministerien 
oder Behörden in den einzelnen Bundeslän­
dern notwendig, um nicht nach den recht 
unterschiedlichen Verfahrensweisen m~ 
dem Fachkundenachweis und der Fortbil­
dung zum .Rettungsarzt" in den verschiede­
nen Kammerbereichen ähnlich negative Er­
fahrungen nun in der Fortbildung als auch 
Stellung des LNA machen zu müssen. 

Fazit 

Die für den Rettungsdienst zuständigen 
Länderministerienl-behörden sind aufgefor-

Der Koonlination des l8itenden Notarztes mR den Einsatzlettem der Fachdienste kommt bei einem 
Massenunfall von Venetzten entscheidende Bedeutung zu. Unser Foto zeigt eine Kats-Obung in Kaln 

dert, die Funktion eines .Leitenden Notarz­
tes· im Rettungsdienst auf der Basis der 
Empfehlungen der Bundesärztekammer und 
der DIVl zu institutionalisieren, Basis der 
Qualifikation des LNA sind die dort geforder­
ten rettungsdiensllich-notfallmedizinischen 
Erfahrungen und insbesondere eine minde­
stens 40stündige gesonderte Fortbildung, 
deren Schwerpunkt organisatorisch-einsatz­
taktische und -technische Inhalte bilden, 
ergänzt durch eigene regionale rettungs­
dienstliehe Kenntnisse, Ein entsprechender 
• Fachkundenachweis· durch die Ärztekam­
mern ist zu diskutieren. 

An,chOft des Ver1assers: 
Or O. Stratmam, lnstrM für Anas\tlesiologle, Klinikum 
Mnden, FrIedr'<hs1r. 17, 0-4950 Minden 

IFoto: Sen) 
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Hans-Henner Seil mann und Harald Herweg 

Gefahrenabwehr durch die Feuenvehr 
und Umweltschutz - gibt es einen 

gemeinsamen Nenner? 

Ein aktuelles Thema umfassend betrachtet 

Die Landschaft mit ihrer Flora und Fauna 
ist als natürliche Umwelt des Menschen 
unsere Lebens- und Wirtschaftsgrundlage. 
Wir haben daher allen Anlaß, sorgsam mit ihr 
umzugehen. 

Unsere Umwelt reguliert sich nicht mehr 
selbst, sondern ist auf erhaltende Eingriffe 
des Menschen angewiesen, besonders gilt 
dies für Notfallsituationen. 

Speziell in den letzten Jahrzehnten kommt 
es durch die umfassende Verwendung von 
Kunststoffen und den immer umfangreicher 
werdenden Handel und Transport von ge­
fährlichen Stoffen zu ansteigenden Gefah­
renpotentialen. Die gefahrenabwehrenden 
Maßnahmen der Feuerwehr erstrecken sich 
daher nicht mehr nur auf den Schutz von 
Menschen und herkömmlichen Sachwerden, 
sondern auch den Schutz der Umwelt. 

Im einzelnen werden von der Feuerwehr 
dabei drei Arten von Maßnahmen ergriffen: 
- Verhinderung der Entstehung und der 

Ausbreitung umweltgefährdender Stoffe 
- Begrenzung der weiteren Ausbreitung be­

reits freigewordener umweltgefährdender 
Stoffe 

- Entfernung umweltgefährdender Stoffe 

Umweltaktivitäten 
der Feuerwehr 

Beginnend beim Aufnehmen ausgelaufe­
ner Batteriesäure nach einem Verkehrsunfall, 
über die Beseitigung von Ölteppichen auf 

Wir danken der "Schaden prisma" -Redak­
tion für die freundliche Genehmigung zum 
Nachdruck des Beitrages. 

Gewässern, bis zur Bekämpfung von Dünge­
mittelzersetzungen leistet die Feuerwehr 
täglich einen erheblichen Beitrag zur Erhal­
tung der Umwelt. 

Dies soll durch einige Zahlen aus dem 
Bereich der Berliner Feuerwehr näher belegt 
werden. 

Umweltschutzeinsätze der Berliner 
Feuerwehr 1987 

Auslaufen von Säuren und Laugen: 18 
Auslaufen von Mineralölen: 3265 
Sladtgasausströmungen: 57 
Ausströmungen anderer Gase und 
Dämpfe: 72 

Sonstige Umweltschutzeinsätze der 
Berliner Feuerwehr 1987 

Brände: 
Explosionen: 
Wasserschäden: 
Verkehrsunfälle: 

6565 
42 

1531 
5108 

Spannungsfeld zwischen 
Umwelt- und Ordnungsrecht 

Die Problematik des Umwe~chutzes ge­
winnt zunehmend an Bedeutung für die Feu­
erwehren. Vielfach wird deren gesetzlicher 
Auftrag als deckungsgleich mit den Zielen 
des Umweltschutzes beschrieben, anderer­
seits geraten die Feuerwehren aber auch in 
Konflikt mit dem Umweltschutz, wenn es sich 
um die Anwendung von Löschmitteln han­
delt. So kann es beispielsweise nach § 324 
Strafgesetzbuch strafbar sein, wenn Lösch­
schaum bei der Erprobung der Löschmonito­
re eines Löschbootes ohne Genehmigung der 
örtlichen zuständigen Wasserbehörde in ein 
Gewässer gelangt. 

Hier soll nun zunächst der Frage nachge­
gangen werden, in welchem rechtlichen Ver­
hältnis das Recht der Gefahrenabwehr durch 
die Feuerwehren zu dem der Umwelt steht. 
Die Gefahrenabwehr durch die Feuerwehren 
umfaßt im wesentlichen das Recht des 
Brandschutzes und das der technischen Hil­
feleistung. Es steht außer Zweifel, daß der 
abwehrende wie auch vorbeugende Brand­
schutz von altersher auch dem Schutz der 
Umwelt dienen. Als besonderes Beispiel sei 
hier nur auf die spezielle Bedeutung der 
Feuerwehren bei der Bekämpfung von Wald­
bränden verwiesen. Der Schutz des Waldes 
vor Bränden genoß schon immer eine beson­
dere Bedeutung. Der Wald wurde nicht nur 
als volkswirtschaftlicher Wert gesehen. 
Schon 1902 erließ Preußen ein Landschafts­
schutzgesetz, das bereits in Ansätzen die 
hohe Bedeutung des Waldes für die Erhal­
tung der menschlichen Lebensgrundlagen 
erkannt hatte. Allgemein kann hier festge­
stellt werden, daß die Feuerwehren ihren 
gesetzlichen Auftrag zur Gefahrenabwehr als 
einen Schutz des menschlichen Lebens, der 
Gesundheit der Bürger und ihrer Sachgüter 
vor Bränden, Überschwemmungen und Un­
fällen empfinden, in deren Folge auch die 
Umwe~ erha~en bleibt. Inwieweit diese Emp­
findungen der Realität des Umweltrechts 
entsprechen, dem soll hier nun nachgegan­
gen werden. 

Umweltrecht 

Auf den ersten Blick bietet das Umwelt­
recht ein verwirrendes Bild. Es gewinnt an 
Klarheit, wenn man das erste Umweltpro­
gramm der Bundesregierung von 1971 stu­
diert, das die Ziele des Umweltrechts in 
grundsätzlicher Weise darlegt, die bis heute 
ihre Gültigkeit besitzen: 
- Dem Menschen eine Umwelt zu sichern, 

die es ihm ermöglicht, ein gesundes Le-
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ben und ein menschenwürdiges Dasein zu 
führen. 

- Die Umweltgüter sowie Pflanzen und die 
Tierwelt vor nachteiligen Eingriffen durch 
Menschen zu schützen und 

- bereits eingetretene Schäden oder Nach­
teile aus Umwelteingriffen weitgehend zu 
beseitigen. 

Plötzlich und relativ unvermittelt trat die 
Umweltproblematik in das Bewußtsein der 
Öffentlichkeit und man begriff allmählich, 
daß die Umweltgüter Luft, Wasser und Boden 
zu schützen waren. Vergessen wir nicht die 
ersten Umweltgesetze, wie z. B. das Flug­
lärmgesetz und das Benzinbleigesetz, die 
aus dem Jahre 1971 stammen, ein Jahr 
später erging das Abfallbeseitigungsgesetz, 
1974 trat das Bundesimmissionsschutzge­
setz (BlmSchG) in Kraft und 1976 das Gesetz 
zur Ordnung des Wasserhaushalts (WassHG). 
Die Umweltgesetzgebung ist nicht alt und sie 
versucht Antworten auf drängende Probleme 
zu finden . Es ist sicherlich nicht verkehrt, 
wenn man davon spricht, daß das Umwelt­
schutzrecht zum Beginn seiner Entstehung 
eine Art Feuerwehrfunktion halte, es waren 
sehr schnell bereits eingetretene Schäden 
von der Natur abzuwehren. 

Die ersten Gesetze zum Schutz der Um­
welt waren zunächst medial ausgerichtet, d. 
h., sie waren primär auf den Schutz der 
Umweltmedien Boden, Luft und Wasser be­
zogen und hatten als allgemeines SChutzge­
setz die Natur zum Ziel, die vor Gefährdungen 
geschützt werden sollte, welche von betrieb­
lichen Anlagen (so siehe § 1 BImSehG) oder 
gefährlichen Stoffen ausgingen (beispiels­
weise § 1 und § 3 Absatz 2 BImSehG: " ... auf 
Menschen sowie Tiere oder Pflanzen einwir­
kende Luftverunreinigung, Geräusche, Er­
schütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und 
ähnliche Umwelteinwirkungen"). Der spe­
zielle Schutz des Umweltmediums Wasser 
unterliegt dem Recht der " Wasserwirtschaft" 
(oder auch Wasserhaushalt genannt), der in 
dem Wasserhaushaltsgesetz als Rahmenge­
setz des Bundes und in den Landeswasser­
gesetzen seinen Niederschlag findet. 

Von dem medialen Ansatz des Umwelt­
schutzes löste sich das Gesetz zum Schutz 
vor gefährlichen Stoffen, auch Chemikalien­
gesetz (ChemG) genannt, das 1980 in Kraft 
gesetzt wurde. Indem dieses Gesetz beson­
dere Gefahrenquellen zu erfassen bestimmt, 
die geeignet sind, Boden, Luft und Wasser zu 
schädigen, folgt es einem stoffbezogenen 
Ansatz und reglementiert in dessen Folge das 
Inverkehrbringen bestimmter Stoffe oder den 
Umgang mit diesen. Hier sei allerdings der 
Hinweis erlaubt, daß eine scharfe Differen­
zierung zwischen dem medialen und kausa­
len Umweltschutz oft nicht möglich ist. Als 
Beispiel sei auf die Regelungen der §§ 32 ff 
BlmSchG verwiesen, die die Beschaffenheit 
von Anlagen, Stoffen, Erzeugnissen, Brenn­
stoffen und Treibstoffen zum Inhalt haben 
und nach denen Luftverunreinigungen, Ge-
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räuschimmissionen sowie ErSChütterungen 
vermieden werden sollen. Bleibt also festzu­
stellen, daß mit dem kausalen Umweltschutz 
konkrete Gefahrenquellen beherrscht wer­
den sollen, ohne daß darauf abzustellen ist, 
welche Umweltgüter konkret durch diese 
gefährdet werden . Typische Beispiele für 
einen kausalen Umweltschutz neben dem 
Chemikaliengesetz stellen das Atom- und 
Strahlenschutzrecht sowie das Recht der 
Abfallbeseitigung dar. 

Des weiteren hat sich in der Systematik 
des Umweltschutzrechts das Spezialgebiet 
des vitalen Umweltschutzes herausgebildet, 
der sich auf den Schutz von Tieren und 
Pflanzen bezieht. Zentrale Gesetze dieses 
Bereichs sind 
1. das Bundesnaturschutzgesetz 
2. die Natur- und Landschaftspflegegesetze 

der Bundesländer, 
3. das Pflanzenschutzrecht, 
4. das Tierschutzgesetz sowie 
5. die Fischerei- und Jagdgesetze. 

Der vitale Umweltschutz, darauf sei hier 
besonders hingewiesen, zielt nicht auf den 
unmittelbaren Schutz der menschlichen Ge­
sundheit, sondern bezweckt in erster Linie 
die Pflege und Erhaltung der menschlichen 
Umwelt. 

Brandschutzgesetze 

Die hier dargestellten Sachgebiete des 
Umweltschutzrechts besagen noch nichts 
über ihr Verhältnis zu dem Aufgabenbereich 
der Feuerwehren. Die Feuerwehr-, Brand­
schutz- und Hilfeleistungsgesetze der Bun­
desländer geben den Feuerwehren auf, Ge­
fahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren, die durch Brände, 
Explosionen, Überschwemmungen, Unfälle 
oder sonstige Ereignisse entstehen. Unter 
dem Begriff der öffentlichen Sicherheit ver­
steht man traditionell den Schutz von Indivi­
dual- und Gemeinschaftsgütern einschließ­
lich der gesamten Rechts- und Staatsord­
nung. 
- Individuelle Güter sind insbesondere Le­

ben, Gesundheit, Freiheit und das allge­
meine Persönlichkeitsrecht des einzelnen 
sowie das Vermögen natürlicher und juri­
stischer Personen. 

- Zu den Gemeinschaftsgütern zählen die 
verfassungsmäßige Ordnung, insbeson­
dere die Verfassung , der Bestand des 
Staates und der verfassungs- und gesetz­
mäßig bestehenden Einrichtungen des 
Staates sowie dessen gesamte Rechts­
ordnung. 
Die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit abzuwehren, die durch Brände 
und Unglücksfälle im weiteren Sinne drohen, 
bedeutet hiernach einen umfassenden Auf­
trag an die Feuerwehren, den vorhandenen 
Bestand an Rechten, Rechtsgütern und 
Rechtsnormen zu schützen. 

Vergleichen wir diese Aufgabensteilung 
mit der des Umweltschutzes. Besonders 
deutlich wird der Umweltschutzauftrag in § 
1 a Absatz 1 WassHG: 

"Die Gewässer sind als Bestandteil des 
Naturhaushalts so zu bewirtschaften, daß sie 
dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang 
mit ihm auch dem Nutzen einzelner dienen 
und daß jede Beeinträchtigung unterbleibt". 

Primäres SChutzziel Ist hier das Wohl der 
Allgemeinheit, das auch in § 1 ChemG nie­
dergelegt ist und wo davon gesprochen wird, 
die Menschen und die Umwelt vor schädli­
chen Einwirkungen gefährlicher Stoffe zu 
schützen. Die Regelung des § 1 Abs. 1 
Bundesnaturschutzgesetz formuliert die Si­
cherung der Lebensgrundlagen des Men­
schen als Aufgabe und ist insoweit dek­
kungsgleich mit den zuvor genannten Ziel­
setzungen. 

Wenn in Umweltschutzgesetzen der Ter­
minus "schützen" verwendet wird, so umfaßt 
dieser Begriff mehr als eine bloße Gefahren­
abwehr oder Beseitigung von Störungen. 
Umweltschutz bedeutet auch zugleich vor­
sorgendes, d. h. präventiv gestaltendes Han­
deln. Die im Umweltschutzrecht verankerte 
Gefahrenabwehr hat die Abwehr von Gefah­
ren für Leib, Gesundheit, Leben und Umwelt 
im Auge, die deckungsgleich mit dem Aufga­
benbereich der Feuerwehren sind, die für die 
Abwehr von Gefahren bereitstehen, welche 
sich aus Explosionen, Bränden, Über­
schwemmungen und sonstigen Unglücksfäl­
len ergeben. Im Rahmen dieses gesetzlichen 
Auftrages sind die Feuerwehren auch ver­
pflichtet, schwerwiegende Verunreinigungen 
von Boden, Luft und Wasser zu verhindern. 
Im Rahmen des abwehrenden Brandschut­
zes und der technischen Hilfeleistung hat die 
Feuerwehr über den zuvor genannten Auftrag 
hinausgehend auch die Aufgabe, im Rahmen 
des ihr Möglichen Menschen, Tiere und 
Pflanzen vor Beeinträchtigungen zu schüt­
zen, die sich durch bei Unglücksfällen freige­
setzte Schadstoffe ergeben könnten. 

Aus dem Dargelegten könnte geschlossen 
werden, daß der gesetzliche Auftrag der 
Feuerwehren wesentlich mit der Aufgaben­
steilung des Umweltschutzes identisch ist. 
Die Feuerwehr-, Brandschutz- und Hilfelei­
stungsgesetze in der Bundesrepublik 
Deutschland weisen den Feuerwehren Auf­
gaben zu, die weitgehend den Schutzzielen 
des Umweltschutzes entspreChen. Unzutref­
fend wäre es jedoch, hieraus den Schluß zu 
ziehen, beide Gesetzesmaterien befänden 
sich in einem Verhältnis gleichgerichteter 
Ergänzung. Dies ist nicht der Fall, denn die 
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetze der 
Bundesländer greifen über die AufgabensteI­
lung des Umweltschutzes hinaus und befin­
den sich zu diesem sogar in einem Zielkon­
flikt. Dem abwehrenden Brandschutz und der 
technischen Hilfeleistung obliegen nicht nur 
der Schutz des Lebens, der Gesundheit und 



der Freiheit der Menschen, sondern auch der 
Schutz von Sachgütern. Insoweit sind die 
Aufgabengebiete des abwehrenden Brand­
schutzes und der technischen Hilfeleistung 
weitgehender als die des Umweltschutzes, 
der nur auf den Schutz der Umwelt abzielt. 

Ökologische Auswirkung 
von Bränden 

Daß das Löschen eines Entstehungsbran­
des oder die Begrenzung eines Vollbrandes 
neben dem Schutz von herkömmlichen 
Sachwerten ebenfalls eine starke Kompo­
nente des Umweltschutzes beinhaltet, ist bei 
Chemikalienbränden im industriellen Bereich 
offensichtlich (siehe Liste). 

Risikoanalyse und Prognose 

In einen offenen Zielkonflikt zum Umwe~­
schutz geraten der abwehrende Brandschutz 
und die technische Hilfeleistung dort, wo es 
beispielsweise um die Abwendung von Scha­
denfeuern geht. Eine zentrale Rolle spielen 
die Löschmittel, die, wie nachfolgend aufge­
zeigt wird, mit den Forderungen des Umwelt­
schutzes in Konflikt geraten. Auch aus die­
sem Grunde wird die Feuerwehr stets bei der 
Abwehr von Schadenfeuern der Anwendung 
ihrer Löschmittel besondere Aufmerksamkeit 
widmen müssen. Auch steht die Feuerwehr 
vor dem Problem, nicht nur Schadenfeuer zu 
begrenzen und zu beseitigen, sondern sie hat 
auch die aus Löschmaßnahmen folgenden 
ökologischen Schäden zu beachten, wie sie 
besonders im Bereich der Bekämpfung von 
Unfällen in chemischen Betrieben auftreten 
können. 

Allgemeine ökologische Auswirkungen ei­
nes Brandes: Durch einen Brand organischer 
Chemikalien werden folgende gasförmigen 
Emissionen freigesetzt: 

- verdampfte Ausgangsverbindungen 
- Pyrolyseprodukte und Verbrennungspro-

dukte der Ausgangsverbindungen 
- Reaktionsprodukte der Reaktion zwischen 

Pyrolyseprodukten und Ausgangsverbin­
dungen 

- Reaktionsprodukte der Chemikalien mit 
dem Löschmittel 

Weniger im Bewußtsein der Öffentlichkeit ist 
die Tatsache, daß bei jedem Zimmer- oder 
Wohnungsbrand erhebliche Mengen an 
Kunststoffen verbrennen und dadurch toxi­
sche Pyrolyse- und Verbrennungsstoffe fre i­
gesetzt werden. 

Liste der wichtigsten Pyrolyse- beziehungsweise Verbrennungsprodukte verschiedener 
Materialien (aus einer österreichischen Studie) 

Verbrennender Stoff 
Polyolefine 

Polyvinylchlorid 
(weichmacherfrei) 

Polystyrol 

Polymethylmethacrylat 

Polyamide 

Polyacrylnitril 

Polyurethan 

Harnstoff-Formaldehyd-Harze 

Phenolharze 

Ungesättigte Polyesterharze 
(styrolvernetzt, halogenfrei) 
Wolle 

Holz 

Umsetzungsprodukt 
CO, CO2, Wasser, gesättigte und ungesättigte Kohlenwas­
serstoffe, z. T. auch Alkohole, Aldehyde und Carbonsäure­
derivate 
CO, CO2, Wasser, HCI, Aromaten, gesättigte und ungesät­
tigte KOhlenwasserstoffe, z. T. Chlorkohlenwasserstoffe 
(Vinylchlorid etc.) 
CO, CO2, Wasser, monomeres Styrol, oligomere Styrole, 
Ethylbenzol, z. T. auch Alkene, Aldehyde, höhere Aromaten 
CO, CO2, Wasser, monomeres Methylmethacrylat, z. T. 
auch andere gesättigte Ester, Alkohole und Kohlenwasser­
stoffe 
CO, CO2, Wasser, Ammoniak, Kohlenwasserstoffe, z. T. 
auch Aldehyde, Ketone, Amine, Stickoxide und Cyanwas­
serstoff. Im Fall von PA 6: Caprolactam. 
CO, CO2, Wasser, gesättigte und ungesättigte Kohlenwas­
serstoffe, höhersiedende Stickstoffverbindungen, Ammo­
niak, z. T. auch Cyanwasserstoff, monomeres Acrylnitril 
CO, CO2, Wasser, verschiedene Kohlenwasserstoffe, Ami­
ne, Ammoniak, Cyanwasserstoff, Nitrile, z. T. auch Aldehy­
de, Carbonsäuren und Isocyanate 
CO, CO2, Wasser, Formaldehyd, Ameisensäure, Ammoniak, 
Amine, z. T. auch Cyanwasserstoff 
CO, CO2, Wasser, Formaldehyd, Ameisensäure, Phenola, 
Aldehyde 
CO, CO2, Wasser, monomeres Styrol sowie Styrol-Oligome­
re, verschiedene Kohlenwasserstoffe und Alkohole 
CO, CO2, Wasser, verschiedene KOhlenwasserstoffe, Am­
moniak, z. T. auch Cyanwasserstoff, Schwefelwasserstoff 
CO, CO2, Wasser, niedere Alkohole und Aldehyde, Essig­
säure, verschiedene Kohlenwasserstoffe 

Kunststoffe sind täglicher Bestandteil un­
seres Lebens: 
- Baustoffe zur Wärmedämmung 
- Rohrleitungen im Sanitärbereich 
- Kabelisolierungen 
- Bodenbeläge 
- Textilien 
- Polstermaterialien 
- Verpackungsmaterialien 
- Schutzanstriche 

Wie die Tabelle zeigt, ist aber auch bei 
Naturprodukten, wie zum Beispiel Wolle, mit 
der Freisetzung hochtoxischer Stoffe zu 
rechnen . (Die in Statistiken erwähnten 
Brandopfer sind daher zu einem überwiegen­
den Teil auf Vergiftungen durch CO und/oder 
HCN zurückzuführen, weniger auf unmittel­
bare thermische Schädigungen .) 

Im folgenden werden die Ergebnisse von 
Bestimmungen über Zersetzungsprodukte 
von Wolle nach thermischer Zersetzung bei 
600 C wiedergegeben: 
(Quantitative Angaben in mg/g) 
Produkt Labor 1 Labor 2 
CO2 880 380 
CO 240 
Cyanid 70 27 
Sulfit 7 
Sulfat 
Phenol 2 

Labor 3 
864 
500 

54 
7 

18 
2 

Es ist aus diesen Zahlen erkennbar, daß 
die Feuerwehr quasi die allzeit verfügbare 
Einheit des repressiven Umweltschutzes dar­
stellt. 

Zur Bewältigung der Gefahrensituation 
verfügt beispielsweise die Berliner Feuer­
wehr über ein erhebliches Potential an Spe­
zialfahrzeugen und speziell für derartige Ein­
sätze konzipierte Geräte und Schutzausrü­
stungen. 

Zielkonflikte 

So beeindruckend die Anstrengungen und 
Erfolge der Feuerwehr im Bereich des Um­
weltschutzes sein mögen, so schmal ist auch 
der Grat zwischen Umwettschutz und Um­
weltverschmutzung. 

Erstmals wurde dies der Öffentlichkeit 
drastisch durch den Brand einer Lagerhalle 
des Schweizer Chemiekonzerns Sandoz AG 
in Basel, im Jahr 1986, bewußt. Dort mußte 
sich die Feuerwehr anschließend den Vor­
wurf gefallen lassen, durch ihre Löschmaß­
nahmen mehr Schaden als Nutzen verur­
sacht zu haben. 

Durch den erheblichen aber überwiegend 
ineffektiven Einsatz von großen Löschwas­
sermengen war es zur Einbringung großer 
Schadstoffmengen in den Rhein gekommen. 

Es soll an dieser Stelle kein Urteil über die 
damals getroffenen einsatztechnischen und 
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einsatztaktischen Maßnahmen getroffen 
werden, es soll lediglich die Problematik und 
die Ambivalenz von Entscheidungen auf Ein­
satzstellen verdeutlicht werden. 

Dem Einsatzleiter der Feuerwehr obliegt 
ständig die Abwägung zwischen unmittelba­
ren und effektiv greifenden Einsatzmaßnah­
men zum Zwecke der unmittelbaren Gefah­
renabwehr und den eventuell daraus resul­
tierenden Sekundärschäden. 

Die Verdünnung von ausgelaufenen Säu­
ren im Straßenland, deren vollständiges Auf­
nehmen in vielen Fällen unmöglich ist, unter 
die Gefährlichkeitsgrenze ist sicherlich unter 
praktischen Gegebenheiten eine probate Me­
thode der unmittelbaren Gefahrenabwehr. 
Gleichwohl wird der Verantwortliche der Feu­
erwehr bei strenger Auslegung der Gesetze 
zum strafrechtlich belangbaren Umweltsün­
der, wenn die verdünnte Säure in die Kanali­
sation und anschließend in einen Vorfluter 
gelangt. 

Vor dem Hintergrund des Konfliktes zwi­
schen Gefahrenabwehr durch die Feuerweh­
ren und den Zielen des Umweltschutzes fällt 
den Einsatzleitem der Feuerwehren eine be­
sondere Verantwortung zu. Insbesondere bei 
Chemieunfällen trifft die Feuerwehren eine 
Pflicht zur Gefahrenerforschung und Risiko­
analyse. Die Maßnahmen der Gefahrenab­
wehr erfordem hierbei in mehrfacher Hin­
sicht Prognosen. Diese dürfen sich hierbei 
weniger an allgemeinen Lebenserfahrungen 
als an wissenschaftlichen Erkenntnissen 
orientieren, und stets besteht das Risiko der 
Fehlentscheidung. Da in aller Regel mehrere 
Prognosen möglich sind, muß die volle Band­
breite der vertretbaren Prognosen aufgezeigt 
werden, bevor Entscheidungen gefällt 
werden. 

Der Ziel konflikt zwischen abwehrendem 
Brandschutz, technischer Hilfeleistung und 
Umweltschutz verlangt die Vomahme einer 
Güterabwagung. Bei chemischen Unfällen 
oder Schadenfeuern muß am Einsatzort die 

Wirkung des Gefahrenabwehreingriffs pro­
gnostiziert werden. In diese Prognose und 
Güterabwägung ist auch der Faktor Umwelt 
einzubeziehen. Bisher sind bei der Prüfung 
von einsatztechnischen Maßnahmen zwi­
schen Leben, körperlicher Unversehrtheit 
und Sachwerten abzuwägen, wobei immer 
Leben und körperliche Integrität der Vorzug 
einzuräumen ist. Bei der Sicherung von 
Sachgütern ist stets der Maßnahme der 
Vorzug zu geben, die am geringsten die 
Umwelt belailtet. Dies gilt besonders bei der 
Behandlung von Chemieunfällen. Übertrie­
ben formuliert darf die Erfolgsmeldung eines 
Einsatzleiters einer Feuerwehr zum Beispiel 
nie heißen .Brand gelöscht, Gewässer tot!" 
Jede Schadenabwehr steht unter der Devise, 
den Schaden, wozu auch der volkswirt­
schaftliche zu rechnen ist, so gering als 
möglich zu halten. Wird bei der Bekämpfung 
von Schadenfeuem und Unfällen die Ökologie 
beeinträchtigt, wird Leben gestört. Hand­
lungsrichtlinie muß stets lauten: Umwelt si­
chern, heißt Leben sichern. Umweltsiche­
rung bei Unfällen usw. heißt des weiteren 
auch Schadensbegrenzung. 

Nach dem hier Dargelegten stehen die 
Einsatzleiter der Feuerwehren bei Einsätzen 
unter einer besonderen Verantwortung. Dies 
gilt insbesondere bei der Bekämpfung von 
Chemieunfällen. Die EntsCheidungen der Ein­
satzleiter sind stets nachprüfbar und unter­
liegen auch einer gerichtlichen Nachprüfung. 
Fehler in der Erforschung von Gefahren bei 
Unglücksfällen, fehlerhafte Prognosen und 
Mängel im taktischen Vorgehen bei einer 
Brandbekämpfung mit einer damit verbunde­
nen Umweltbeeinträchtigung können scha­
denersatzrechtliche Folgen für die Anstel­
lungskörperschaften der Einsatzleiter der 
Feuerwehren nach sich ziehen. Letzthin ist 
es auch durchaus denkbar, in Folge von 
schadensrechtlichen Auseinandersetzungen, 
die Einsatzleiter in Regreß zu nehmen. Die 
angesprochene Problematik ist zu kompli­
ziert, als daß hier detailliert auf sie eingegan-
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gen werden könnte. Gleichwohl sollen diese 
GesiChtspunkte nicht aus den Augen verloren 
werden. 

Es existieren aber noch weitere Bereiche, 
in denen die Methoden der Gefahrenabwehr 
der Feuerwehr kritisch überprüft werden 
müssen, und zwar für 
1. Sonderlöschmittel und 
2. Ausbildung und Übungsdienst 

Sonderlöschmittel 

Neben dem mit Abstand am häUfigsten 
verwendeten Löschmittel Wasser sind für ca. 
sechs Prozent aller Brände sogenannte Son­
derlöschmittel erforderlich. 

Sonderlöschmittel: 
1. Schaum 
2. Pulver 
3. Kohlendioxid 
4. Halone 

Löschschaum 
Löschschaum ist vornehmlich für Brände 

im Mineralöl- und petrochemischen Bereich 
durch kein anderes Löschmittel ersetzbar. 
Die auf Eiweiß- oder Tensidbasis aufgebau­
ten Schaummittel enthalten in ihren Rezeptu­
ren Zusatzstoffe, wie Gefrierschutzmittel, 
Schaumstabilisatoren, Bakterizide und Film­
bildner. 

Schädigungsmechanismen von Schaum­
mitteln in gebrauchsfertigen Lösungen 
(ca. 5 %ig) bei Gewässern: 
1. Vergiftung der Selbstreinigungsvorgänge 

(Bakterien und Phytoplankton) 
2. Vergiftung von Fischen und Fischnährtie­

ren u.a. 
3. Belastung des Sauerstoffhaushaltes 

durch Zehrungsprozesse 
4. Belastung der Wasserqualität durch orga­

nische Stoffe (Auswirkung auf Trinkwas­
sergewinnung) 

5. Unerwünschte Reduktionsprozesse in 
Grundwässern 

Bei Einleitung in Kläranlagen sind zu be­
fürchten: 
1. Störung der Abbauprozesse 
2. Übenmäßige InanspruChnahme des 

Sauerstoffangebotes 

LÖschpulver 
Löschpulver kommen in allen Brandklas­

sen (Brände fester, flüssiger und gasförmiger 
Stoffe sowie bei Metallbränden) wegen ihrer 
schlagartigen Löschwirkung zum Einsatz. 
Besondere Bedeutung besitzen sie im indu­
striellen Bereich, beispielsweise der chemi­
schen Industrie, oder bei der Brandbekämp­
fung auf Flughäfen. 

Der tragbare Pulverlöscher zu Bekämp­
fung von Entstehungsbränden ist überall be­
kannt. 



Als problematisch kann der Schwerme­
tallgehalt (Hg, Cd, As, Pb, Sb, Cu ... ) angese­
hen werden. 

Der durch stickstoffhaltige ABC-Lösch pul­
ver bei stoßartigen Belastungen im Gewäs­
serbereich ggf. auftretende Sauerstoffver­
brauch könnte zu ökologischen Belastungen 
führen. 

Hauptbestandteile von Löschpulvern: 

1. Löschaktive 
Bestandteile: 
Ammoniumsulfat 
Ammoniumdihydrogenphosphat 
Natriumhydrogencarbonat 
Kaliumhydrogencarbonat 
Kaliumsulfat 
Natriumchlorid 
2. Hydrophobierungsmittel: 
Silikonöle 
Erdalkalistearate 
Stearate 
3. Zusätze: 
Schwerspat 
Glimmer 
Talkum 
Kieselsäure 
Calciumcarbonat 

Kohlendioxid 

Brand­
klassen: 
ABC 
ABC 
ABC 
ABC 
BC 
D 

DIABCIBC 
BC 
D 

ABC 
ABC 
ABC 
ABC 
BC 

CO2 ist in den letzten Jahren stark in die 
Diskussion geraten. Durch die expandieren­
de VerWendung der fossilen Energieträger 
Erdöl und Erdgas ist seine Konzentration in 
der Atmosphäre angestiegen, wodurch es 
global zu einem Temperaturanstieg mit welt­
weiten Klimaauswirkungen kommt (Treib­
hauseffekt). 

Das für Feuerlöschzwecke erforde~iche 
CO2 wird aus anderen Bereichen gewonnen, 
so daß eine zusätzliche Produktion entfällt. 

Halone 
Halone sind hochwirksame Löschmittel 

auf der Basis halogenierter Kohlenwasser­
stoffe. Ihre Löschwirkung beruht auf dem 
homogenen Inhibitionseffekt, der unmittelbar 
mit ihrer Zusammensetzung und Molekular­
struktur verknüpft ist. Halone besitzen ein 
sehr spezialisiertes Anwendungsprofil, zum 
Beispiel in Bereichen mit EDV-Anlagen oder 
in Luftfahrzeugen. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind 
zwei Halone als Löschmittel zugelassen: 
Halon 1211 
Difluorchlorbrommethan CF2CLBr 
Halon 1301 
Trifluorbrommethan CF3Br 

Die im Brandschutzsektor üblichen Be­
zeichnungen entstammen einem Nomenkla­
tursystem der US-Army. Im industriellen Be­
reich werden diese und ähnliche Verbindun­
gen als Frigene bezeichnet. 

Verbindungen also, die jahrzehntelang als 
Treibmittel in Spraydosen verwendet wurden 

und verantwortlich gemacht wurden für das 
Ozonloch in der Atmosphäre. 

Ausbildung und Übungsdienst 

Nur durch intensives Training der Einsatz­
kräfte vor dem Ernstfall kann eine erfolgrei­
che Gefahrenabwehr garantiert werden. 
Nach vo~iegenden Erfahrungen beim Einsatz 
von tragbaren Feuerlöschern ist der geübte 
Helfer etwa fünfmal effektiver als ein Laie! 

Berechnung anfallender LöschmitteImen­
gen bei der Aus- und Fortbildung am fiktiven 
Beispiel einer Feuerwehrschule: 

Annahmen: 
120 NeueinsteIlungen pro Jahr 
2700 ausgebildete Exekutivbeamte 
400 Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
Annahmen: 
1. Jeder der neu eingestellten Feuerwehr­

männer übt einmal bei der Ausbildung mit 
einem 12-kg-Standardpulve~öscher. 

2. Jeder Exekutivbeamte und jeder Angehö­
rige der Freiwilligen Feuerwehr erhält 
3 kg Löschpulver als Übungsmenge. 

Bei diesen Mengenansätzen fällt pro Jahr 
eine Löschpulvermenge von 10 740 kg an! 

Übungen mit Löschschaum: 
Annahmen: 
1. Es kommt ein SChaumstrahlrohr mit einer 

Durchflußmenge von 400 Ilmin. zum Ein­
satz. 

2. Das Schaummittel wird mit einer Zu­
mischrate von 1 % zugegeben. 

3. Jeder der 120 neueingestel~en Feuer­
wehrmänner, 
2700 ausgebildeten Exekutivbeamten 
und 
400 Angehörigen der Freiwilligen Feuer­
wehr gibt eine Minute zu Trainingszwek­
ken Löschschaum ab. 

Bei diesen Voraussetzungen werden pro Jahr 
12 880 I Schaum mittel verbraucht! 

Die Berechnungsbeispiele zeigen, wie 
sich kleine Mengen umweltbelastender Stof­
fe durch eine zeitliche und räumliche Kon­
zentration zu einem drängenden Umweltpro­
blem potenzieren können. 

Vorbeugender Brandschutz 
als Vorsorgeprinzip des 
Brand- und Umweltschutzes 

Wurde bisher nur das Verhä~is des Um­
weltschutzes zu den Aufgaben des abweh­
renden Brandschutzes und der technischen 
Hilfeleistung betrachtet, so ist jetzt der Be­
reich des vorbeugenden Brandschutzes zu 
erörtern. Vorbeugender Brandschutz kann 

auch als vorsorgender Brandschutz bezeich­
net werden. In der Vorsorge vor Gefahren, die 
dem Menschen und seiner Umwelt zum 
Beispiel durch Bauwerke drohen, treffen sich 
vorbeugender Brandschutz und Umwelt­
schutz. Der vorbeugende Brandschutz steht 
in einem konvergierenden und integriertem 
VerhältniS zum Umweltschutz und unter­
scheidet sich hierin vom abwehrenden 
Brandschutz und der technischen Hilfelei­
stung. 

Der vorbeugende Brandschutz ist ein Teil 
des Bauordnungsrechts und steht zum Um­
weltschutz in dem Verhältnis einer gleichge­
richteten Ergänzung. Die Schutzziele des 
vorbeugenden Brandschutzes konkurrieren 
nicht mit den Zielen des Umweltschutzes, 
sondern dienen den gleichen Zielen. In Kon­
flikt kann und muß der vOrbeugende Brand­
schutz zum Umweltschutz dort geraten, wo 
er in den Konflikt zwischen Ökonomie und 
Ökologie gerät. 

Vom Prinzip aber ist der vorbeugende 
Brandschutz auch Umweltschutz, und hierin 
unterscheidet sich diese Materie der Gefah­
renabwehr von der des abwehrenden Brand­
schutzes und der technischen Hilfeleistung: 

Vorsorgender Brandschutz heißt in bezug 
auf den Umweltschutz, durch vorausschau­
endes Handeln bereits dem Entstehen mögli­
cher Gefahren für die Menschen vorzubeu­
gen, wozu auch der Schutz der Umwelt 
gehört. Für den Bereich des Umweltschutz­
rechts ergänzt das Vorsorgeprinzip den scho­
nenden Umgang mit den zur Verfügung ste­
henden Ressourcen, um die biologischen 
Grundlagen des Menschen zu sichem. 

Das umweltpolitische Vorsorgeprinzip ist, 
wenn man es im Hinblick auf den vorbeugen­
den Brandschutz untersucht, inhaltlich und 
auch instrumentell konturlos. Man vergegen­
wärtige sich beispielsweise zur Untermaue­
rung dieser Aussage die Zwecksetzung des 
§ 1 BlmSchG, in dem es heißt, Zweck des 
Gesetzes sei es, Menschen sowie Tiere, 
Pflanzen und andere Sachen vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und, soweit es sich um 
genehmigungsbedürf1ige Anlagen handelt, 
auch vor Gefahren, erheblichen Nachteilen 
und erheblichen Belästigungen, die auf an­
dere Weise herbeigefüh~ werden, zu schüt­
zen und dem Entstehen schädlicher Umwelt­
einwirkungen vorzubeugen. Konkretisiert 
wird das Vorsorgeprinzip dann durch die 
Ausformung in einzelnen gesetzlichen Vor­
schriften, etwa mit der Verpflichtung zur 
Minimierung denkbarer Schadensursachen 
durch Beachtung der nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik möglichen Maß­
nahmen (so siehe § 5 Nr. 2 BlmSchG). Eine 
andere Ausprägung des Vorsorgegedankens 
im Umweltschutzrecht ist das Verbot, die 
Qualität des vorhandenen Umweltbestandes 
zu verschlechtern, wie es im Grundsatz in § 8 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) fest­
gehalten ist. Die normativen EinzeIausprä­
gungen des Vorsorgegedankens lassen sich 
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zu folgenden der Umweltgesetzgebung zu­
grunde liegenden Regeln zusammenfassen: 
1) Die Umweltbelastungen sollen nicht mehr 

anwachsen. 
2) Das Gebot zum Einsatz optimaler Techno­

logien schreibt vor, daß zulässige Immis­
sionswerte nur in einem Umfang ausge­
schöpft werden, wie dies im Hinblick auf 
den Stand der Technik zulässig ist. 

3) Behördliche Maßnahmen sollen nicht vom 
Nachweis, sondern von der Wahrschein­
lichkeit der Schädlichkeit eines Stoffes 
oder seiner Konzentration abhängen. 

4) Bei jeder Planungsentscheidung sollen 
die Umweltbelange mitberücksichtigt 
werden. 

Auch hier werden die Probleme der wis­
senschaftlichen Prognose und des Beurtei­
lungszeitraumes bei der Analyse von Gefah­
rensituationen deutlich. Die hier genannten 
Regeln und besonders die zuvor unter den 
Nummern 3 und 4 genannten sind auch für 
den vorbeugenden Brandschutz von Bedeu­
tung. Die Abwehr von Gefahren, die von 
gewerblichen Einrichtungen ausgehen, hat 
sich an der Schädlichkeit der in diesen 
produzierten Stoffe zu orientieren. Und wenn 
von den Umweltbelangen bei den Planungs­
entscheidungen von gewerblichen Betrieben 
gesprochen wird, so ist hierbei auch den 
Belangen des abwehrenden Brandschutzes 
Beachtung zu schenken, wobei dieser Ge­
sichtspunkt des Umweltschutzes stets in 
seine einsatzlaktischen Planungen einzube­
ziehen ist. Der vorbeugende Brandschutz hat 
hier nicht nur der Forderung einer effektiven 
Gefahrenabwehr von Bränden und sonstigen 
Unglücksfällen gerecht zu werden, sondern 
muß bei der Erfüllung dieser Aufgabe auch 
die Belange des Umweltschutzes berück­
sichtigen. Abwehrender Brandschutz und 
Umweltschutz sind für den Fall von Störfällen 
stets in Einklang zu bringen. Der vorbeugen­
de Brandschutz hat in diesem Zusammen­
hang Vorsorge dafür zu treffen, daß bei 
Unglücksfällen dem Umweltschutz genügt 
werden kann. 

Gefährliche Stoffe 

Von besonderer Bedeutung ist der Schutz 
der Umwelt vor gefährlichen Stoffen. Die 
auftretenden Umweltbelastungen werden 
überwiegend durch Chemikalien verursacht. 
Im besonderen Maße gilt es, Umweltschäden 
vorzubeugen, die in Folge von Unfällen in 
chemischen Betrieben oder bei dem Trans­
port gefährlicher Güter auftreten. Die wich­
tigsten Rechtsgrundlagen dieser Materie 
sind das Chemikaliengesetz und die auf 
diesem Gesetz basierende Gefahrstoffver­
ordnung sowie das Bundesimmissions­
schutzgesetz und die hierauf erlassene Stör­
fatlverordnung. 
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Primärer Zweck des Chemikaliengesetzes 
ist es, durch Verpflichtung des Herstellers zur 
Prüfung und Anmeldung von StOffen (Chemi­
kalien) und zur Einstufung, Kennzeichnung 
und Verpackung gefährliCher Stoffe und Zu­
bereitungen sowie durch Verbote und Be­
schränkungen Leben und Gesundheit des 
Menschen und die Umwelt vor schädlichen 
Einwirkungen zu schützen (§ 1 ChemG). Die 
Gefahrstoffverordnung regelt das Inverkehr­
bringen von gefährlichen Stoffen, stellt An­
forderungen an die Zubereitung sowie den 
Umgang mit Gefahrstoffen einschließlich de­
ren Aufbewahrung, Lagerung und Vernich­
tung. Die Anforderungen dienen dem Schutz 
der Menschen vor arbeitsbedingten und son­
stigen Gesundheitsgefahren und dem Schutz 
der Umwelt vor stoffbedingten Schädigun­
gen. Die Gefahrstoffverordnung enthält keine 
rechtlichen Möglichkeiten, auf die bauliche 
Gestaltung von Gebäuden oder Industrieanla­
gen, in denen solche Stoffe produziert wer­
den, Einfluß zu nehmen. Die Gefahrstoffver­
ordnung erstreckt sich vorwiegend auf die 
Kennzeichnung, Verpackung, Verpflichtun­
gen und den Umgang bzw. den Betrieb mit 
gefährlichen Stoffen. 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz und 
die darauf beruhende Störfallverordnung er­
fassen Anlagen, in denen Stoffe produziert 
werden, die für Mensch und Umwelt gefähr­
lich sind. 

StÖrfall i. S. der Störfallverordnung kann 
auch ein Schadenfeuer sein. Die Störfallver­
ordnung enthält Grundanforderungen an die 
bauliche Beschaffenheit von Anlagen in dem 
hier genannten Sinn und fordert, Einrichtun­
gen, betriebliche Unfälle usw. rechtzeitig 
anzuzeigen (Alarmanlagen). 

Des weiteren ist hier die Verordnung über 
Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beför­
derung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande zu 
erwähnen. Diese Verordnung, die ihre 
Rechtsgrundlage in § 24 der Gewerbeord­
nung findet, dient dem .Schutz von Beschäf­
tigten und Dritten vor Gefahren durch Anla­
gen, die mit Rücksicht auf ihre Gefährlichkeit 
einer besonderen Überwachung bedürfen." 

Als Reaktion auf den Unfall von Sandoz in 
Basel und die darauf basierende Verschrnut­
zung des Rheines werden Überlegungen zu 
einem noch wirksameren Umweltschutz an­
gestellt. In diesem Zusammenhang werden 
Forderungen gestellt, die technischen Si­
cherheitsvorschriften für Anlagen zu ver­
schärfen, in denen mit gefährlichen Stoffen 
umgegangen wird. Auch muß die Lagerung 
von chemischen Stoffen höheren Sicher­
heitsstandards unterworfen werden. 

Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen 

In diesem Zusammenhang muß allerdings 
auf ein grundlegendes Problem eingegangen 

werden, das einer absoluten staatlichen 
Überwachung von Anlagen entgegensteht. 
Der verfassungsrechtlich verankerte Grund­
satz der Gewerbefreiheit und der hiermit 
verbundene Schutz von Betriebs- und Ge­
schäftsgeheimnissen steht einer absoluten 
staatlichen Aufsicht i. S. einer Gefahrenab­
wehr entgegen. Die Vorschriften des § 12 
Absatz 4 ChemG und des § 27 BlmSchG 
schützen insbesondere das Produktionsge­
heimnis von bestimmten Stoffen. 

Die Vorschriften des § 12 Abs. 4 ChemG 
schützen das Betriebs- und Geschäftsge­
heimnis durch einen Negativkatalog von Da­
ten, die kein Geheimnis darstellen. Dies gilt 
für die Handelsbezeichnung des Stoffes, sei­
ne physikalisch-chemischen Eigenschaften 
(nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 ChemG), die anzuge­
benden Verfahren zur sachgerechten Beseiti­
gung, möglichen Wiederverwertung und 
Neutralisierung, die Auswirkung der toxikolo­
gischen und ökotoxikologischen Versuche 
sowie den Namen des für diese Versuche 
Verantwortlichen. Damit werden Tatsachen, 
die unter das Produktionsgeheimnis fallen 
könnten, aus dessen Schutz ausgeklammert, 
allerdings fallen diese unter den besonderen 
Geheimnisschutz, an den die Überwa­
chungsbehörden nach den Vorschriften des 
§ 30 Verwaltungsverfahrensgesetz gebun­
den sind. 

Einen absoluten Geheimnisschutz bieten 
die Vorschriften der Emissionserklärungsver­
ordnung (11. BlmSchVO) vom 20. 12. 1978. 
Nach dieser Verordnung ist ein Anlagenbe­
treiber, der nach § 27 BlmSchG zur Abgabe 
einer Emissionserklärung verpflichtet ist, be­
rechtigt, solche Arbeitsstoffe nicht anzuge­
ben, bei deren Nennung auf die Zusammen­
setzung schutzwürdiger Rezepturen oder 
Produkte geschlossen werden kann. Der Un­
ternehmer muß lediglich in der Emissionser­
klärung die Anzahl der nicht angegebenen 
Arbeitsstoffe mitteilen. 

Hieraus wird deutlich, daß im Interesse 
eines effektiven vorbeugenden Brandschut­
zes Überlegungen gerechtlertigt sind , die 
nach einer schärferen Kontrolle von Unter­
nehmen rufen, die gefährliche Stoffe produ­
zieren. 

Von Bedeutung in diesem Zusammenhang 
sind die bauordnungsrechtlichen Vorschrif­
ten der Bundesländer. Herausragende Be­
deutung genießt hier die bauordnungsrechtli­
che Vorschrift, daß bauliche Maßnahmen 
stets so beschaffen sein müssen, daß der 
Entstehung eines Brandes vorgebeugt wird, 
die Ausbreitung von Feuer und Rauch verhin­
dert wird, die Rettung von Menschen und 
wirksame Löscharbeiten möglich sind. Diese 
Zielsetzungen werden in einer Reihe von 
Einzelvorschriften konkretisiert, auf die hier 
nicht näher eingegangen werden kann. Es 
bestehen besondere Richtlinien für Industrie­
bauten, auch solcher im Bereich der chemi­
schen Industrie. 



löschwasserversorgung 

Seit altersher gehört es zu den Aufgaben 
der Gemeinden, die Löschwasserversorgung 
für einen effektiven Brandschutz zu gewähr­
leisten. Mit diesem Auftrag sind die Gemein­
den aber auch verpflichtet, eine ausreichen­
de Löschwasserentsorgung sicherzustellen. 
Die Löschwasserbeseitigung, die einer Ab­
wasserentsorgung gleichgesetzt werden 
kann, ist durch das Wasserhaushaltsgesetz 
und die jeweiligen Wassergesetze der Länder 
geregelt. Dies bedeutet eine besondere Ver­
antwortung der Gemeinden für die Entsor­
gung von Löschwasser, was in Industriebe­
reichen von besonderer Bedeutung ist. Zwar 
können über die landesrechtlichen Bauvor­
schriften Gewerbe- und Industriebetriebe 
verpflichtet werden, besondere Maßnahmen 
für das Aufnehmen von Löschwasser zu 
ergreifen, dies befreit die Gemeinden aber 
nicht von ihrer Verantwortung, den Gewäs­
serschutz auch bei Chemieunfällen zu ge­
währleisten. 

Gefährlicher Abfall als 
Aufgabe der Gefahrenabwehr 

Des weiteren kann von den Feuerwehren 
nicht übersehen werden, daß nach dem 
Recht der Abfallbeseitigung Löschmittel nach 
deren Gebrauch besonderen Vorschriften un­
terliegen. Reste chemischer Löschmittel fal­
len ebenso unter den Abfallbegriff des Abfall­
beseitigungsgesetzes, wie z. B. von der 
Feuerwehr sichergestellte chemische Sub­
stanzen, die nicht mehr verwertbar sind. Als 
Abfall gelten 
- bewegliche Sachen, zu denen auch che­

mische Substanzen zu zählen sind, die 
nicht mehr als Wirtschaftsgut erhalten 
werden sollen und keiner Wiederverwer­
tung mehr zugeführt werden können, oder 

- alle beweglichen Sachen, deren geordne­
te Entsorgung zur Wahrung des Wohls der 
Allgemeinheit, insbesondere des Schut­
zes der Umwelt, geboten ist. 

Hieraus folgt, daß die Feuerwehren für 
eine geordnete Entsorgung von Abfall Sorge 
zu tragen haben, soweit dieser aus ihren 
Einsätzen herrührt. Die Feuerwehr muß sol­
che Abfälle sicherstellen, solange dies aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit geboten 
ist. Die kommunalen Abfallbeseitigungsun­
ternehmen (Stadtreinigungsbetriebe) sind 
verpflichtet, aus ihrer besonderen gesetzli­
chen Stellung heraus die gefährlichen Stoffe 
zu entsorgen. 

Soweit z. B. chemische Abfälle mit akuter 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit anfallen, 
werden die Feuerwehren sich diesen Gefah­
renlagen zu stellen haben und tätig werden 
müssen. 

Eine Abfallbeseitigung aus Gründen der 
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit 
fällt unter die Aufgaben der Feuerwehren. 
Hier schließt sich ein historischer Kreis. Wa­
ren die Feuerwehren zur Zeit ihrer Gründung 
z. T. auch für die Abfallbeseitigung zuständig, 
so war ihnen lange Zeit diese Aufgabe vor­
enthalten worden, weil sie, ebenso wie die 
Polizei, als nicht zuständig für Aufgaben der 
allgemeinen Daseinsvorsorge erklärt wur­
den. Die Sicherung und der fachgerechte 
Transport von Abfall gefährlicher Stoffe stem 
sich aber als eine neue Aufgabe der moder­
nen Daseinsvorsorge dar, die als Ordnungs­
aufgabe z. T. den Feuerwehren zufällt. 

l ösungsmöglichkeiten 

Die folgende Übersicht soll einige Lö­
sungsmöglichkeiten für die o. g. Teilproble­
me vorstellen: 

Sonderlöschmittel: 
Einsatz: Grundsatz der Verhältnismäßig­

keit beachten! 

Übungsdienst: 
1. Keine Löschübungen in Wasserschutzge­

bieten und im Grundwassereinzugsgebiet 
2. Keine Löschübungen im Zuflußbereich 

von oder auf Oberflächengewässern so­
wie in sonstigen wasserwirtschaftlichen 
empfindlichen Gebieten (Karstgebiete, 
Feuchtbiotope usw.) 

3. Keine Löschvorführungen. 
4. Regelmäßiger Übungsbetrieb nur in ge­

eigneten Übungsanlagen mit Abluft- und 
Abwasserreinigungsanlage (Brand hallen) 

Sonstiges: 
1. Verankerung der Überprüfung der Um­

weltverträglichkeit von Sonderlöschmit­
teln in den einschlägigen DIN-Normen als 
Zulassungskriterium bei der Zulassungs­
prüfung von Sonderlöschmitteln. 

2. Verstärkte Entwicklung umweltverträgli­
cher Sonderlöschmittel, unter Umständen 
mit vertretbaren Minderungen bei der 
Löschwirkung. 

Rückhaltung von kontaminiertem Lösch­
wasser: 

Bereitstellung von 
- abflußlosen Kellerräumen 
- Gruben 
- speziellen Löschwasserauffangbecken 
- Klärbecken 
als Löschwasserrückhalteeinrichtung. 

Bemessung des Löschwasserrückhalte­
volumens aufgrund der Parameter: 
- Branderkennung und -.meldung 
- Brandbekärnpfungskapazität der Feuer-

wehr 
- Löschanlagen 
- Löschwasserversorgung 

Sonstige Maßnahmen 
Partielle Veränderungen des Entwässe­

rungssystems zur Vermeidung von unkon­
trollierten Einleitungen bei Schadenereignis­
sen durch die Regenwasserkanalisation in 
die Vorfluter. 

Konzipierung und Durchführung eines Re­
cyclingsystems für nicht verbrauchte, über­
lagerte Sonderlöschmittel. 

Schlußbetrachtung 

Die Feuerwehr leistet in vielfältiger Weise 
einen erheblichen Beitrag zur Erhaltung der 
Umwelt. 

Gleichwohl ist sie sich dessen bewußt, 
daß es Grenzbereiche im Rahmen der Gefah­
renabwehr gibt, in denen vermehrt Anstren­
gungen zur Vermeidung oder zumindest zur 
Verringerung von Umweltbelastungen not­
wendig sind. 

Es gibt bereits vielfältige Ansätze im 
Brandschutzwesen, die in diese Richtung 
weisen. 

Das Umweltbewußtsein ist zwischenzeit­
lich bei allen am Brandschutzsektor Beteilig­
ten so stark gefestigt, daß auch kritisch zu 
bewertende Bereiche der Gefahrenabwehr 
der Feuerwehr pragmatisch aufgearbeitet 
werden. 

Uleraturangaben: 

1. Kittel: Brände und ihre Vermeidung, 1187, Verlag 
der chemischen Industrie, SchrIttenreihe: Chemie 
und Fortschritt 

2. Gutachten über die Wassergefährlichkeit von 
Schaumlöschmitteln, Bundesanstalt für Gewäs­
serkunde, Koblenz, 1975 

3. Umweltgefährdung durch Feuerlösch·Schaum­
mittel, Studienvorgaben für das Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschattung 

4. Empfehlungen für Übungen mit dem Löschmittel 
.Schaum" (Stand 4/88) BMUIlAWA - Fachaus­
schuß "Gerätschaften und Mittel zur Abwehr von 
Gewässergefährdungen" 

5. FeuelWehren und Umwe~schulz, AGBF - Ad-hoc­
Arbeitsgruppe .Umweltschutz", BrandschutzI 
Deutsche FeuelWehrzeitung 10/1985 

Literatur aus juristischer Sicht: 
1. Bemd BenderlReinhard Sparwasser: Umwe~­

recht. Eine Einführung in das öffentliche Recht 
des Umweltschutzes, 1988. 

2. Rüdiger Breuer. Umweltschutzrecht in: Besonde­
res VelWaltungsrecht (Hrsg. I. v. Münch u. a.), 7. 
Aufl. 1985 

3. Wilhelm Bumenne, Umwettrecht, 1962 tt. (l.DSe­
blansammlung) 

4. H. Engelhardt: Bundesimmissionsschutzgesetz, 
2. Aufl. 1980 

5. J. Salzwedel (Hrsg.): Grundzüge des Umwelt­
rechts , 1982 

6. D. Sellner: Immissionsschulzgeselz und Indu­
strieanlagen, 1978 

7. H.-H. Seil mann: Recht und Organisation des 
Brandschutzes in MHandblX:h Brandschutz" -
Band I (Hrsg. E. Lemke) 
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Schnelle Verbindung 
durch neue Technik 

Fernmeldezug Südliche Weinstraße entwickelte 
Zusatzausstattung für Femmeldezentralen 

Der Femmeldezug im Katastrophenschutz 
hat die Aufgabe, zusätzlich erforderliche 
Fernmeldeverbindungen herzustellen, zu be­
treiben und zu unterhalten sowie ausgefalle­
ne Femmeldeeinrichtungen zu ersetzen und 
zu betreiben. 

In Rheinland-Pfalz gibt es zwei Fernmel­
dezüge - Speicher und Südliche Wein­
straße -, die darüber hinaus noch eine 
weitere Aufgabe zu erfüllen haben. Sie sollen 
eine provisorische Femmeldezentrale auf­
bauen und betreiben. Dazu gehört auch die 
femmeldetechnische Versorgung des Stabes 
sowie sämtlichen weiteren Einrichtungen, 
die dem Stab angegliedert sind. 

Zu diesem Zweck ist vom Bund folgende 
Ausstattung geliefert worden: 
1 Femsprechvermittlung 30 OB 

15 Stabsapparate 
3 Trennverteiler. 

Das Verkabeln des Stabes sowie dessen 
weiteren Einrichtungen war bisher mit vielen 
Nachteilen behaftet: 
- Es werden viele kurze Feldkabelstücke 

mit Längen von 2 bis 10 Metem benötigt. 
Dadurch werden die Kabelvorräte stark 
dezimiert. 

- Es werden zwei Fernsprechtrupps ge­
bunden. 

- Hoher Zeitaufwand von ca. 2-3 Stunden. 
- Unübersichtlichke~ der Verdrahtung, da-

durch auch Schwierigke~en bei der Feh­
lersuche. 

Der Femmeldezug Südliche Weinstraße 
nahm sich dieses Problems an und verwirk­
lichte die Zusatzausstattung System 30 OB. 
Sie besteht aus: 
1. 3 Verteilerkästen für die 30adrigen Ver­

bindungskabel 
2. 6 Fünffachanschlußdosen 
3. 2 Kupplungsstücke für die 30adrigen Ver­

bindungskabel 
4. 1 Transportkiste 

Zu 1.: Die Verteilerkästen (Bild 1) bestehen 
aus 60-mm-Vierkantrohr, ca. 220 mm lang. 
Sie wurden an beiden Se~en zugeschweißt 
und an drei Se~en m~ Nuten versehen, die je 
eine 30polige Messerleiste aufnehmen. Alle 
drei Messerleisten wurden parallel geschal­
tet Dam~ das 30adrige Verbindungskabel 
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Bild 1 

sicher gekoppelt werden kann, wurden die 
Messerleisten in Wannen (baugleich denen 
der Vermittlung 30 OB) gesetzt. Die Verteiler­
kästen dienen dem Zweck, aus einer 30er 
Le~ung zwei zu machen, wobei die Belegung 
frei wählbar ist. 

Zu 2.: Die Fünffachanschlußdosen (Bild 2) 
bestehen aus je einem etwa 250 mm langen 
Kabelschacht (ca. 40 x 60 mm), der an 
beiden Enden verschlossen wurde. Im Deckel 
wurden fünf Klinkenbuchsen (Stereo 6,3 mm) 
installiert und das Ganze mit zwei Kabelbin­
dern, die um den Kabelkanal herumlaufen, 
gesichert. Die Dosen besitzen ein 30adriges 

Bild 2 

Anschlußkabel (ca. 3,5 m lang) mit dem 
üblichen Messerstecker. Des we~eren wurde 
an der unteren Se~e des Kabelkanals eine 
Klemme befestigt, wie sie auch bei Tischlam­
pen Verwendung findet. Von den sechs Do­
sen sind drei StÜCk m~ den Anschlüssen 1-5 
belegt, die anderen drei haben die Anschlüs­
se 6- 10. 

Bild 3 

Zu 3. : Die Kupplungsstücke entsprechen 
in ihrem Aufbau in etwa Pos. I, allerdings 
sind sie nur mit zwei Messerleisten ausge­
stattet. 

Zu 4.: Die Transportkiste (Bild 3) ist aus 
Holz und entspricht etwa der Größe der 
Schreibkisten der Fernsprechtrupps. 

Zusammen mit 30adrigen Verbindungska­
beln verschiedener Längen (25 m, 50 m, 100 
m, ebenfalls Eigenfertigung) erwies sich das 
System als sehr flexibel, kontaktsicher und 
schnell im Aufbau. Es ist dafür ausgelegt, bis 
zu sechs Räume mit bis zu je fünf Apparaten 
zu versorgen, was fast schon die Kapazität 

Bild 4 

der Vermittlung 30 OB Übersteigt. Die vom 
Bund gelieferten 15 Stabsapparate wurden 
mit Anschlußschnüren (Telefon kabel dreiad­
rig) von ca. drei Meter Länge versehen, an 
deren Ende ein Stereoklinkenstecker 6,3 mm 
montiert wurde. 

Aufbau der Anlage (Bild 4): 
Von der Vermittlung 30 OB laufen 30adrige 



Bild 5 

Kabel zu den Verteilerkästen, an die wieder­
um die Fünffachanschlußdosen angeschlos­
sen werden ; entweder direkt oder mittels 
weiteren 30adrigen Kabeln und Kupplungs­
stücken. 
Die Vorteile des Systems sind: 
- Kein ständiger Verbrauch von Feldkabel. 
- Es genügt ein Fernsprechbautrupp. 
- Das in der Skizze aufgezeichnete Netz 

steht in ca. 30 Minuten. 
- Die Verdrahtung wird übersichtlicher, die 

Fehlersuche vereinfacht. 
- Die Kontaktsicherheit wird erhöht. 

Das System 30 OB hat sich inzwischen 
sowohl im normalen Übungsbetrieb als auch 
bei der Übung aller Femmeldezüge aus 
Rheinland-Pfalz (,Südwein '87") bewährt. 
Die Erfahrungen damit sind ausnahmslos 
positiv. Vor allem bei Fernsprechbetriebs­
übungen wird erheblich Zeit und Autwand 
beim Installieren des Netzes gespart - Ze~, 
die dem eigentlichen Betrieb zugutekommt. 

Nachdem das System eingehend getestet 
war und feststand, daß es einwandfrei arbei­
tet, ging man daran, eine Zusatzausstattung 
in ähnlicher Form für die Vermittlungen 10 
OB zu entwickeln. 

Folgende Überlegungen standen dabei im 
Vordergrund : 
- Das System sollte zur vorhandenen Aus­

rüstung kompatibel sein. 
- Es solne kompakt sein, da die Platzver­

hältnisse in den Feldkabelbauwagen sehr 
beengt sind. 

- Es solne die gleichen Vorteile aufweisen 
wie das System 30 OB. 

- Es solne für die Verwendung mit Feldfem­
sprechern 54 (FF 54) ausgelegt werden. 

Das den oben genannten Forderungen 
genügende System besteht aus: 
- Einer Platte, auf der verschiedene An-

schlußmöglichkeiten untergebracht 
werden. 

- Einer Fünffachanschlußdose (belegt von 
6- 10). 

- Zwei Verteilerkästen. 
- Neun Anschlußschnüren. 

Das gesamte System sollte kompakt in 
einem Koffer Platz finden. Dazu dient ein 
Plastikkoffer, ca. 35 x 40 x 15 cm groß (Bild 
5). 

Passend dazu wurde eine Aluminiumplatte 
zugeschnitten, die mit folgenden Anschluß­
möglichkeiten bestückt wurde: 
- Zwei Messerleisten (belegt von 1- 10). 
- Eine Messerleiste (belegt von 1- 5). 
- Eine Messerleiste (belegt von 6- 10). 
- Fünf Klinkenbuchsen Stereo 6,3 mm (An-

schlüsse 1- 5). 
- Eine Lüsterklemmenleiste (Anschlüsse 

HO). 
Bis auf die Lüsterklemmenleiste sind alle 

Anschlüsse dreipolig verlegt, also auch für 
Selbstwählbetrieb geeignet (wie auch bei 
System 30 OB). Neben der Platte bleibt im 

Koffer noch ein Freiraum, der die Fünffach­
anschlußdose und die zwei Verteilerkästen 
aufnimmt (Bild 6). 

- - I 

Bild 8 
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Bild 7 

Die Anschlußschnüre sind in einem Ta­
schensack mit neun Taschen untergebracht, 
der sich auf handliches Format zusammen­
fallen läßt. Die Schnüre haben an einem Ende 
einen Klinkenstecker (Stereo 6,3 mm) und 
am anderen den Stecker der Vermittlungs­
schnüre der FF 54. Sie sind ca. 3,5 m lang 
(Bild 7). 

Der Aufbau geht folgendermaßen vor sich: 
Vom Blitzschutzkasten läuft ein 30poliges 
Kabel zu einer Messerleiste (1- 1 0) im Koffer; 
von der Vermittlung 10 OB läuft ein Kabel zur 
zweiten Messerleiste (1 - 10). Zum Anschlie­
ßen der FF 54 gibt es nun verschiedene 
Möglichkeiten. Entweder man nutzt die fünf 
Klinkenbuchsen bzw. die Klemmenleiste im 
Koffer oder man schließt an die Messerleiste 
(6- 10) die Fünffachanschlußdose an und 
nutzt deren Anschlußmöglichkeiten (Bild 8). 

Durch den im Prinzip gleichen Aufbau ist 
das System in allen Punkten kompatibel mit 
dem der Vermittlung 30 OB. Man kann somit 
z. B. an das System 10 OB auch die Stabsap­
parate und an das System 30 OB die FF 54 
anschließen. Bei größeren Einsätzen ist auch 
die Vernetzung beider Systeme durch ein 
30poliges Kabel möglich. 
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Brandrat Dipl.-Ing. Axel Häger, landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg 

Führungsmittel Karte: 
Koordinatenangaben 
Praxisgerechte Anwendung und Genauigkeitsgrenzen 

Dieser Beitrag soll keine Einführung in die 
Kartenkunde sein, sondern es werden 
Grundkenntnisse über Karten sowie Kennt­
nisse über den Aufbau des UTM-Koordina· 
tensystems vorausgesetzt. 

Ziel der folgenden Betrachtungen ist es. 
beispielhaft zu veranschaulichen, daß beim 
alltäglichen Umgang mit Karten die Verwen­
dung von Hilfsmitteln zur Koordinatenbestim­
mung - Planzeiger, Kartenwinkelmesser, li­
neal - in der Regel nicht nötig ist und daß die 
Ziffemzahl bei Koordinatenangaben folgende 
Werte nicht überschreiten sollte: 

• 4 Ziffern beim Maßstab t : 250 000 
• 6 Ziffern beim Maßstab 1 : 50 000 

Jede Erhöhung der Ziffernzahl bedeutet 
nur eine bedingte, für die Praxis unbedeuten­
de Genauigkeitssteigerung. 

Eine Karte ist ein verkleinertes, verebnetes 
Abbild der Erdoberfläche mit Kartenzeichen 
und Signaturen. Die Verkleinerung wird 
durch einen entsprechenden Maßstab, die 
Verebnung der Geländeform durch senkrech­
te Projektion der Höhenlinien erreicht. 

Jede Verkleinerung führt zwangsläufig zu 
einem entsprechenden Verzicht auf Detail­
darstellungen. Die Feinheit der aus einer 
Karte zu entnehmenden Einzelheiten hängt 
ab vom Maßstab, also vom Maß der Verklei­
nerung. Ein großer Maßstab ermöglicht die 
Wiedergabe von detaillierteren Informationen 
als ein kleinerer Maßstab; allerdings ist der 
dargestellte Geländeausschnitt großmaßstä­
biger Karten bei gleicher Kartengröße kleiner 
als der kleinmaßstäbiger Karten. 

Die untere Grenze der Ablesegenauigkeit, 
das heißt der Abschätzfähigkeit des mensch­
lichen Auges, liegt ohne Hilfsmittel bei etwa 
einem Millimeter. In diesem Größenord-

Wir danken der "Brandschutz" -Redaktion 
für die freundliche Genehmigung zum 
Nachdruck des Beitrages 
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1a Kartenwinkelmesser (Originalgröße): Oie Me8intervalle betragen bei Maßstab 1 :250000 0,8 mm, bei 
Maßstab 1 :50000 1 mm 
Mit einem Uneal können diese Me8intervalle an den in Originalgrö8e abgebildeten Skalen der Bilder la, lb 
und 1 c nachgemessen werden. 

nungsbereich sollte auch sinnvollerweise die 
Untergrenze für Koordinatenangaben auf 
Karten liegen. Auf Planzeigern und Karten­
winkelmessern sind zum Teil Intervalle von 
0,8 mm angegeben (Bilder 1). Ein wesentli­
ches Unterschreiten der l-mm-Grenze 
täuscht jedoch eine Genauigkeit vor, die auch 
aufgrund anderer Fehlerquellen bei Karten 
gleich welchen Maßstabs nicht vorhanden 
ist. Zusätzliche Fehlerquellen können zum 
Beispiel sein: 

- Geringfügige Abweichungen beim Karten­
druck; 

- Schwankungen in der luftfeuchtigkeit, die 

geringfügige Dehnungsänderungen im 
Kartenpapier zur FOlge haben (Extremfall: 
feucht gewordene Karten sowie wieder 
getrOCknete und wellig gewordene 
Karten); 

- Knicke bei zusammengelegten Karten; 
- nicht maßstabsgerechte Vergrößerung 

von Symbolen im Kartendruck (Straßen, 
Eisenbahnlinien und topographische Ein­
zelzeichen wie Denkmäler, Funktürme, 
Schornsteine, hervorragende Bäume usw. 
sind nicht maßstäblich dargestellt). 
Unter Berücksichtigung dieser Übertegun­

gen soll nun gezeigt werden, bis zu welcher 
maximalen Genauigkeitsgrenze noch sinnvoll 
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1c Planzeiger am Kartenrand einer topographischen Karte 1:50000 mit UTM­
Gitternetz (Originalgril8e): O.s Me8inl .... 1i beträg1 1 mm. 

I MaBstab 1: 50 000 
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Universale Transversale Mercatorprojektion 
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JOINT OPERATIONS GRAPHie 
seALE 1 : 250,000 
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TRANSVERSE MERCATOR PROJECTION 

EUfopiischu Datum ISSO (E050) 
Ktrite.tt! Otly. Elf"'''' Dtty. 1150 (E05(l) 

t,llilllt Err.,. SII (EOSI ) 

BI,u blllHerte tln.en nig,n du 10·km·UT W·Giner, lon, 32, InternatlDnales Ellipsoid 
BI~e ullltltlid lInu "-dlut. Iha 10.000 IIItt .. U •• ftrul T'lUft,M W.rCllef Glld , lNlt 31,IIII'flllllll.1 [U,plllll! 
Lu IIiD" eMIrtu •• $Iu etrrnpDll6,,' .. Qud"llII' "7Ulmfl/lllllt UTW, fUlnu 32, . lli ttSlHlt mltrnllll'ltl 

Flir liIe ldezweeke können Gi tl.rwerte und geallnphisch. KDordinaten ICIwolll nlch dem Europ jiKhtn Darlum ,Is auth im Weltweiten Gudltisch.n S~st.m Yerw,ndtt w.rden 
.. fUjliH flflllll'18', Ind .,.fun 'N ""IIlIpblc c .... dl .. "1 Ny •• c .... IIIII.4 11 HlIIO '11' ... Eaw..,... Dal •• Ir iII tIre WtrW 6tHtllt t,lIt1l1 

..... , ~U"f .a. ,,"11", 111 c"",,...hl .IIul .1 g"OflP~",uU ,." .. , Itr. Cf.lkllrt .. e_ tlnl 1111 n EOst, hIt •• WGS 

2 Auf dem Rand topographischer Karten wird angegeben, mit welchem Gmemetz die Karte ausgestattet ist Hier ist ein Beispiel für Karten mit UTM-Gftter in 
Origlnalgrö6e .bgebildet 
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Der Kartenwinkelmesser ist ein HllfsmlHei fürgenaue 0115- und RIchtungsbestimmungen. 

Informationen aus Karten mit verschiedenen 
Maßstäben entnommen werden können und 
was Im Regelfalle praktikabel ist. 

Zum Ablesen von UTM-Koordinaten (UTM 
= Universale Transversale Mercatorprojek­
tion) Ist es zunächst wichtig, zu überprüfen, 
ob bei den verwendeten Karten ein UTM­
Koordinatensystem eingedruckt ist. Dies ist 
am unteren Kartenrand vermerkt (Bild 2). Die 
im Handel erhältlichen topographischen Kar­
ten verfügen in der Regel über kein UTM­
Gitternetz (Bilder 3). Die Nichtbeachtung die-

ses Umstandes könnte im Einzelfall zu 
schwerwiegenden Verwechslungen führen. 
Karten mit UTM-Gitternetz sind bei dem 
zuständigen Wehrbereichskommando, Ab­
teilung MilGeo, für die dienstliche Verwen­
dung erhältlich. 

Die Gitterlinien auf einer Karte haben 
verschiedene, vom Maßstab abhängige Ab­
stände: 

• 1-km-Abstände beim Maßstab 1 : 50000 
entsprechend 2 cm auf der Karte 

72 

(Foto: Sen;) 

• 10-km-Abstände beim Maßstab 
1 :250000 
entsprechend 4 cm auf der Karte. 
Sie sind sowohl am Kartenrand als auch in 

der Karte mit großgedruckten Gitterzahlen 
beziffert. Zur genauen Bezeichnung eines 
"Gitterquadrates" genügt die Aneinanderrei­
hung der westlich des Gitterquadrates gele­
genen Nord-Süd-Gitterzahl und der südlich 
des Quadrates gelegenen Ost-West-Gitter­
zahl. Im Grenzbereich von 100-km-Quadra­
ten muß zur zweifelsfreien Bestimmung einer 

32 

"30 
I 

"14 

3a Topographische Karte mH UTM-Glttemetz 3b Topographische Karte mH GauB-Krüger-GIHemetz -----
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4 Topographische Karte 1:250000: 100km-Gltterquadral MV 63 

Zon. "t.Jd: 
e ,ld Zone DHlifl.tiolt : 

o.'#fMtlon d. l. 10". du qu.d(III.~ : 

32U 
IOO-km· Qu.dr.t: 

100,000 m Squ.,. Id.ntllle.Uon : 
f(Hntlfle.lion du CI " . d. wo lem: 

[J 

5 Topographische Karte 1:50000: l -km-Gltterquadral MV 6737 
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Genauigkeit einer Ortsangabe in Abhängigkeit von der Stellenzahl der UTM-Koordinaten: 

2stellige Koordinaten: Seitenlänge des Gilterquadrates 

4stellige Koordinaten: Seitenlänge des Gilterquadrates 

6stellige Koordinaten: Seitenlänge des Gilterquadrates 

8stellige Koordinaten: Seitenlänge des Gilterquadrates 

100tellige Koordinaten: Seitenlänge des Gilterquadrates 

Tabelle 1 

Ortsangabe ggf. noch die Bezeichnung des 
dazugehörigen 1 OO-km-Quadrates - 2 Groß­
buchstaben - vorangestellt werden. Zwei­
stellige Koordinaten beschreiben, unabhän­
gig vom Maßstab, ein Quadrat von 10 km und 
vierstellige Koordinaten ein Quadrat von 1 km 
Seiten länge (Bilder 4 u. 5). Daraus läßt sich 
die in Tabelle 1 dargestellte Gesetzmäßigkeit 
herleiten, die jedoch nicht unreflektiert über­
nommen werden kann. 

Zur Erhöhung der Genauigkeit werden in 
dem betreffenden Gitterquadrat die Gitterti­
nienabstände in Zehntelswerte unterteilt. 
Man erhält somit in einem Gitterquadrat ein 
Raster von 100 kleinen, gleichgroßen Qua­
draten. Die Seitenlänge der kleinen Quadrate 
Ist abhängig vom Kartenmaßstab bzw. vom 
Gittertinienabstand. Sie beträgt beim Maß­
stab 1: 250 000 4 mm und beim Maßstab 
1 : 50000 2 mm (Bild 6 und Tabelle 2). Jedes 
dieser kleinen Quadrate kann durch die Git­
terzahlen des großen Quadrates unter Hinzu­
fügung von je einer Ziffer für den Zehntels­
wert in östlicher und den Zehntelswert in 
nördlicher Richtung koordinatenmäßig be­
zeichnet werden. Diese Zehntelswerte - 2-
mm-Sprünge beim Maßstab 1 : 50000 bzw. 
4-mm-Sprünge beim Maßstab 1 : 250000 -
werden nonmalerweise geschätzt. Sollten 

höhere Genauigkeiten erforderlich sein, so 
muß zum Beispiel mit einem Planzeiger, 
einem Kartenwinkelmesser oder einem Une­
al die genaue Entfemung zur Gittertinie ge­
messen werden; Ost- und Nordwerte müs­
sen stets die gleiche Stellenzahl aufweisen, 
deshalb sind Nullen mit anzugeben. 

Es werden hier nicht die Koordinaten des 
Punktes selber genommen, sondem die süd­
westliche Ecke des gedachten kleinen Gitter­
quadrates wird angegeben. Dies ist jedoch 
für eine Ortsangabe im Regelfalle ausrei­
chend und bei der Schätzmethode auch 
belanglos, da zusätzlich zur Koordinatenan­
gabe noch eine Benennung des Objektes 
erfolgen soll. 

Beispiel: 
Straßenkreuzung Untergrombach; Koordi­

naten des IOD-rn-Quadrates auf der Karte 
mit dem Maßstab 1 :50000: 674373. Diese 
Angabe reicht zur Identifizierung des Objek­
tes völlig aus (Bild 7). Die Straßenkreuzung 
liegt im l-km-Quadrat 6737. Auch diese 
Koordinatenangaben reichen beim Maßstab 
1 : 250 000 bei gleichzeitiger Benennung des 
Objekts völlig aus (Bild B). 

Falls - in Einzelfällen - noch höhere 
Genauigkeiten erfordertich sein sollten, so 
kann das kleine Quadrat nochmals unterteilt 

Maßstab der Karte Abstand der Gilterlinien Gekürzte Ortsangabe 

--
= 

-
= 

tO km 

1 km 

100 m 

10 m 

1m 

1:50000 

.~ 
1:250000 

~~~-4-4-+-+~~~m 

~~~-4-+-+-+~~~ 00 

~~-+-t~4-+-~~ ~ 
~-+-t1-+-~-+-t~ w 

1 23456789 

III 

"" 
C'J 
N 

6 Un_lul1ll der Gltten!uadrate 

Kleines Quadrat 
entspricht in '110 des Gitterlinien- innerhalb eines Gilterquadrates 

abstandes (Beispiel) 

in der Karte im Gelände im Gelände in der Karte 
mit Seiten-
langen von 

1:1000000 10 cm 100 km MV 63 10 km tcm 

1 : 500000 2cm tO km MV 6737 1 km 2 mm 

1: 250000 4cm 10 km MV 6737 1 km 4 mm 

1: 100000 l cm 1 km MV 674373 100 m 1 mm 

1 : 50000 2cm 1 km MV 674373 100m 2mm 

1 : 25000 4cm lkm MV 674373 100 m 4mm 

1 : 10000 10 cm 1 km MV 674373 100 m 1 cm 

1 : 5000 2 cm 100m MV 67403735 10m 2mm 

Tabelle 2 
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7 Topographische Karte 1 :50000: Genauigkeit auf ± 100 mund ± 50 m Im I-km­
Gltten!uadral MV 6737 

8 Topographische Karte 1:250000: Genauigkeit auf ± I km und ± 250 m Im lO-km­
Glllerquadral MV 63 
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Planquadrat 1. 50000 Planzeiger 0,8-mm-lntervalle 

9 Ablesen der ptallZlliger·Dezlmalintervalle beim Maßstab 1 :50000; verv- Auszugl 

werden. Da sämtliche Koordinatenangaben 
im Dezimalsystem erfolgen, müßten nun bei 
der Unterteilung der kleinen Quadrate in 
. noch kleinere" die Gitterlinienabstände der 
kleinen Quadrate wiederum durch 10 geteilt 
werden. Bei der Karte 1: 50000 besitz1 je­
doch ein kleines Quadrat eine Seiten länge 
von 2 mm (Bild 6 und 7), und es ist absurd, 
eine Strecke von 2 mm in 10 Teilstrecken von 
je 0,2 mm zu unterteilen, was bei dem 
Maßstab 1: 50 000 eine nicht erreichbare 
Genauigkeit von ± 10m bedeuten würde 
(Tabelle 2). 

Da die emzige sinnvolle Unterteilung die in 
Intervalle von je 2 x 1 mm, das heißt in vier 
"noch kleinere" Quadrate von je 1 mm 
Seitenlänge ist, 1 mm jedoch fünf Zehntel der 
Seitenlänge des kleinen Quadrates aus­
macht, ist die genaue Fixierung eines dieser 
"noch kleineren" Quadrate nur durch Hinzu­
fügen einer Fünf oder einer Null an vierter 
bzw. achter Stelle der Koordinatenangabe 
möglich. Damit ist die Genauigkeitsgrenze 
von ± 50 m bei der Karte 1: 50 000 erreicht. 
Die Kirche von Untergrombach hätte som~, 
da sie im rechten unteren Viertel eines 
kleinen Quadrates liegt, die auf ± 50 m 
genauen Koordinaten: 67553730 (Bild 7). 
Auch mit dieser achtstelligen Koordinatenan­
gabe wird, genaugenommen, nur eine Fläche 
von 50 x 50 m (1 x 1 mm) bezeichnet, nicht 
jedoch ein Punkt. 

Bei der Karte 1: 250 000 beträgt die Sei­
tenlänge eines kleinen Quadrates 4 mm (Bild 
6). Diese Seitenlängen gevierteilt, ergeben in 
einem kleinen Quadrat 16 "noch kleinere" 
Quadrate von je 1 mm Seitenlänge (= 250 m; 
Tabelle 2). Die nord-südlichen und die ost­
westlichen Gitterlinien eines dieser "noch 
kleineren" Quadrate lassen sich unter Be­
rücksichtigung des Dezimalsystems durch 
Anfügen der Ziffem 00, 50 oder 75 an dritter 
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und vierter sowie an siebter und achter Stelle 
bei der Koordinatenangabe fixieren. So hat 
die Straßenkreuzung von Untergrombach die 
auf ± 250 m genauen Koordinaten: 
67253725 (Bild 8). 

Es gibt Planzeiger, deren kleinste Interval­
le 0,8 mm betragen (Bilder 1 u. 9). Dies 
bedeutet bei einem Maßstab von 1: 50000 
eine theoretische Steigerung der Genauigkeit 
von ± 50 m auf ± 40 m (entsprechend 0,8 
mm) und bei einem Maßstab von 1 : 250 000 
von ± 250 m auf ± 200 m (entsprechend 
0,8 mm). Hier kann es ggf. Schwierigkeiten 
bereiten, die richtige Dezimalziffer abzule­
sen. So bezeichnen zum Beispiel die kleinen 
Striche auf dem Planzeiger beim Maßstab 
1 : 50 000 40-m-lntervalle (0,8 mm), die auch 
entsprechend der Dezimalschreibweise be­
nannt werden müssen (Bild 9; hier: Ablesen 
der Planzeiger-Dezimalintervalle). 

Zu beachten ist, daß ein Objekt, das in 
einer großmaßstäbigen Karte noch darge­
stellt ist, in Karten mit kleinerem Maßstab 
fehlt oder in der Darstellung verdrängt sein 
kann (zum Beispiel Kirche Untergrombach; 
Bilder 7 u. 8). Umgekehrt müssen die aus 
einer kleinmaßstäbigen Karte entnommenen 
Koordinaten eines Objekts - da sie geringere 
Genauigkeit haben - bei gleichbleibender 
Ziffernzahl nicht unbedingt mit den Koordina­
ten für das gleiche Objekt in einer großmaß­
stäbigen Karte übereinstimmen. Das Objekt 
kann auf der großmaßstäbigen Karte sogar in 
einem anderen Gitterquadrat liegen, da bei 
dieser Vorgehensweise die Genauigkeits­
grenze der kleinmaßstäbigen Karte nicht 
verändert werden kann. So hat z. B. die 
Straßenkreuzung Untergrombach auf der 
Karte mit dem Maßstab 1: 250 000 die auf 
± 250 m genauen Koordinaten: 67253725 
(Bild 8). Achtstellige Koordinaten geben auf 
der Karte mit dem Maßstab 1 : 50000 norma-

lerweise ein Objekt innerhalb eines Quadra­
tes von 1 mm (z 50 m) Seitenlänge an. 
Dieses 1-mm-Quadrat liegt jedoch nicht in­
nerhalb des bereits ermittelten 2-mm-Qua­
drats für die Straßenkreuzung Untergrom­
bach (Bild 7), sondem südwestlich davon. 
Berücksichtigt man jedoch die tatsächliche, 
aus der Karte1 : 250000 stammende Genau­
igkeitsgrenze von ± 250 m, so stimmt die 
Koordinatenangabe auch auf der Karte 
1: 50000 wieder (Bild 7: punktierte Fläche). 
Daher ist es wichtig, bei Koordinatenangaben 
im Zweifelsfalle die verwendete Karte genau 
zu bezeichnen. 

Als Fazit bleibt festzustellen: Wie bei jeder 
Meldung und bei jedem Befehl, so kommt es 
auch bei Ortsangaben darauf an, daß sie so 
kurz und eindeutig und damit so schnell und 
so sicher wie mögliCh abgegeben und aufge­
nommen werden können. Das soll m~ dem 
geringsten Aufwand an Zeit und Mitteln er­
reicht werden. Übertriebene Genauigkeit -
zum Beispiel zu viele Ziffern bei Koordinaten­
angaben - erhöht den Zeitbedarf für das 
Abfassen, Übermitteln und Auswerten einer 
Meldung. Außerdem werden Fehlerquellen 
vermehrt. 

Bei den am häufigsten verwendeten Kar­
ten mit dem Maßstab 1 : 50000 ist daher eine 
sechsstellige, auf ± 100m genaue Koordi­
natenangabe zur Ortsbezeichnung sinnvoll 
und im Regelfall ausreichend. Entsprechen­
des gilt sinngemäß für Karten mit dem Maß­
stab 1: 250000, bei denen die auf ± 1 km 
genaue, vierstellige Koordinatenangabe die 
Regel sein sollte. Die Zehntelsabstände zwi­
schen den Gitterlinien werden geschätz1, 
genauere Ortsangaben unter Verwendung 
von Planzeiger, Kartenwinkelmesser oder li­
neal sollten auf Ausnahmefälle beschränkt 
bleiben. 



Bunclesverbanclliir den SelbslschlHl 
Staatssekretär Dr, Becksteln: 

"Positive Einstellung zum Zivilschutz 
und damit zum Selbstschutz 

wird sich nicht ändern" 
Wechsel in der Leitung der BVS-LandessteUe Bayern -

Helmut Schneider wurde Nachfolger von Günther Kopsieker 

In Anwesenheit von Dr. Günther 
Beckstein, Staatssekretär im Bayeri­
schen Staatsministerium des Innem, 
sowie Direktor Helmut Schuch, Ge­
schäftsftihrendes Vorstandsmitglied 
des Bundesverbandes ftir den Selbst­
schutz (BVS) in Bonn, wurde der 
langjährige Leiter der BVS-Landes­
stelle Bayern, Günther Kopsieker, in 
einer Feierstunde in den Ruhestand 
verabschiedet. Gleichzeitig wurde der 
SOjährige Helmut Schneider, bisher 
Leiter der BVS-Dienststelle Bayreuth, 
den geladenen Gästen als neuer Lan­
desstellenleiter des BVS in Bayern 
vorgestellt. 

Viele Persönlichkeiten, die den be­
ruflichen Werdegang von Günther 
Kopsieker begleitet haben, fanden 
sich ein, um ihm ftir seine engagierte 
Arheit zu danken. Am 18. Februar 
1925 in Halle geboren, wurde Günther 
Kopsieker nach der Schulausbildung 
1943 als Soldat eingezogen. Im Jahre 
1946 kehrte Kopsieker aus der Kriegs­
gefangenschaft zurück und begann 
21jährig seine berufliche Ausbildung. 
Ab 1948 arbeitete er als Dolmetscher 
und Programmierer, bis er am I. April 
1959 beim Bundesl'erband ftir den 
Selbstschutz als Mitarbeiter in der da­
maligen Ortsstelle Mönchengladbach 
eingestellt wurde. Von 1960 bis 1964 
als Leiter der damaligen Onsstelle 
Krefeld, dann von 1964 bis 1970 als 
Leiter der damaligen BVS-Bezirks­
stelle Amsberg und von 1970 bis 1980 
als Leiter der BVS-Landesstelle Nord­
rhein-Westfalen tätig, wurde Günther 
Kopsieker im Jahre 1980 Leiter der 
BVS-Landesstelle in Bayern, 

In seinem Grußwort an läßlich des 
Wechsels in der Leitung der bayeri­
schen BVS-Landesstelle überbrachte 
der Staatssekretär im Bayerischen 
Staatsministerium des lnnem, Dr. 

Günther Beckstein, die Grüße der 
Bayerischen Staatsregierung und des 
Bayerischen Innenministers Dr. Ed­
mund Stoiber. Beckstein würdigte 
Kopsieker als einen engagierten Ver­
fechter ftir einen zeitgemäßen Selbst­
schutz und dankte dem scheidenden 
Landesstellenleiter ftir seine Bemü­
hungen um die Zusammenarheit zwi­
schen dem BVS und dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innem. "Sie ha­
ben sich durch den ständigen Einsatz 
über ihre Pflichten hinaus hohe Aner­
kennung und persönliche WertSChät­
zung nicht nur beim Staatsministerium 
des Innem, sondern auch bei den 
Kommunen sowie den gemeinnützi­
gen Hilfsorganisationen erworben", 
betonte der Staatssekretär. 

Dabei haue Kopsieker, als er vor 
einem Jahrzehnt die Leitung der BVS­
Landesstelle Bayern übernahm, keine 
leichte Aufgabe. 

Zunächst haue er daftir zu sorgen, 
daß sich die erst kurze Zeit vor seinem 
Amtsantriu geänderte Organisation 
des BVS in der Praxis bewährte. Dies 
gelang Kopsieker mit großem Erfolg. 
Seine Verdienste wurden im Oktober 
1988 durch die Verleihung des Bun­
desverdienstkreuzes am Bande gewür­
digt. 

"Ich weiß, daß Sie sich, geehrter 
Herr Kopsieker, wie auch alle im BVS 
Tätigen, immer wieder aufs neue und 
ganz besonders infolge der politiSChen 
Entwicklung in den letzten Monaten 
die Frage gestellt haben, ob Zivil­
schutz und insbesondere Selbstschutz 
heute überhaupt noch notwendig, 
sinnvoll und zeitgemäß sind", fuhr Dr. 
Beckstein in seiner Festansprache fort. 
"Wenn man sich verantwortungsvoll 
mit dieser Frage auseinandersetzt, 
kann und muß man sie mit gutem 
Gewissen und voller Überzeugung be-

Feierliche Verabschiedung Kopsiekers in München (v. re. n. Ii. ): Günther 
Kopsieker, S~aat.ssekretär Dr. Günther ßeckstein. BVS-Direktor Helmut 
Schuch und der neue BVS-Landesslellenleiter in Bayern Helmut Schneider. 

jahen." Weiter ftihrte der Staatssekre­
tär aus: "Gewiß stellt sich heute die 
Möglichkeit einer Bedrohung durch 
einen Konflikt zwischen NATO und 
Warschauer Pakt ganz anders dar als 
noch vor wenigen Jahren. Aber es 
widerspräche jeder geschichtlichen 
Erfahrung, daraus zu schließen, auch 
in Zukunft könne es nie mehr zu kri­
senhaften Entwicklungen kommen, 
die unsere Sicherheit bedrohen. Der 
Staat hat weiterhin den Auftrag, den 
Bürger über alle denkbaren Gefahren­
situationen zu infonnieren, ihn rur die 

otwendigkeit staatlich organisierter 
Vorsorge zu interessieren und ihn 
gleichzeitig zur tatkräftigen Mithilfe 
im eigenen Interesse zu aktivieren. 
Die Grundhaltung der Bayerischen 
Staatsregierung zum Zivilschutz, ins­
besondere auch zum Selbstschutz, 
wird sich nicht ändern. Die positive 
Einstellung zum Zivilschutz und damit 
auch zum B VS war schon immer Be­
standteil unserer Politik. Deswegen 
haue und hat der BVS in Bayern wohl 
eine besonders günstige Basis ftir sei­
ne Arheit", so Dr. Beckstein. Daß die 
Kooperation zwischen der Bayeri­
schen Staatsregierung und dem BVS 
bislang so erfolgreich verlief, bezeich­
nete der Staatssekretär ganz wesent­
lich als einen Verdienst Kopsiekers. 

Auch Direktor Helmut Schuch 
dankte Kopsieker ftir sein jahrelanges 
engagiertes Wirken. Er bezeichnete 
die Zeit Kopsiekers als BVS-Landes­
stellenleiter in Bayern als "kröneoden 
Abschluß einer erfolgreichen lauf­
bahn", ,.Noch vor wenigen Monaten 
wäre diese Verabschiedung eines lei­
tenden Mitarbeiters des BVS Anlaß 
gewesen, über die bisherigen Erfolge 
und - wer hat sie nicht? - Mißerfolge 
der eigenen Arbeit zu reflektieren und 
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einen mehr oder minder positilen 
Ausblicl auf die vorhe~hbare Zu­
kunft zu geben, Zwischenzelllich sind 
jedoch - zum Glück - rur einen Teil 
Deutschland, relelutionäre Ereignisse 
eingetreten, die noch nicht absehbare 
Konsequenzen auch rur unser Tun und 
Handeln haben und vielleicht noch 
verstärkt ~erden. Ich sage die, auch 
im HinblICk auf die Anspn:chpanncr 
des BVS aus Polilil, Verwahung und 
Winschaft, Ion den befreundeten 
Hilfsorganisationcn wie unseren Ko­
operallOnlpannern bei Bundcswehr, 
Bahn, Post und sonstigen Betrieben 
und Behörden, deren Repräsentanten 
hier zahlreich "nreten sind", so 
Schuch, 

"Das Beispiel des Bundesverbandes 
rur den Sclbstschutz zeigt vielleicht 
deutlicher als manch anderer Bereich, 
der unter dem Slichwon ,Sicherheit 
unserer Bürger' ,ubsumlen winl, wie 
sich auch Te!laufgaben Im Lichte der 
,großen' Polllik wandeln, lerändern 
können und müssen, wenn man nicht 
lediglich an Überkommenem festhält 
nach dem Motto: Das haben wir schon 
immer so gemacht. 

Wer den BVS über einen längeren 
Zeitmum beglellet hat, weiß, was ich 
damit meme: Waren früher die Infor­
mation der Bevölkerung über latent 
drohende Gefahren einer kriegeri­
schen Auseinandersetzung und die 
Schulung in relatil einfachen, aber 
dennoch ""ksamen Schutzmaßnah­
men gefonlen, so haben sich langsam, 
aber sicher neue Schwerpunkte gebil­
det. EI ist nun natürlich nicht so, daß 
die au,gewielene Aufgabe plötzlich 
nicht mehr existent ist, weil vielleicht 
ein Teil der Belölkerung die Gefahr 
nicht mehr lieht oder sehen will, Der 
Staat darf leine VerpfliChtungen ge­
genüberdem Bürger nicht in populisti­
scher Mamer jeweils nach einer ver­
meintlichen ,Großwetterlage' umwid­
men, just nach dem Motto: Wenn der 
Zivilschutz und der Selbs!>Chutz weni­
ger gefmgt smd, lonzenlneren WIr uns 
auf akzeptablere Gebiete, vielleicht 
den Um~eltschutz, Vielleicht ist es 
doch so, daß das eine getan "enlen 
muß, ohne da; andere zu lassen , So 
haben WIr vor eimgen Jahren die gei­
stige Ausemande~tzung mit Geg­
nern, etwa den ,Arzten rur die Verhin­
derung de, Atomlrieges' geruhn, die 
die staatliche und private Vorsorge 
gegen kriegerische Ereignisse mit dem 
HinweiS ablehnten, wer sich auch nur 
gedanklich damit beschäftigt, nimmt 
das Übel bereits billigend in Kauf und 
gefahrdet damit quasi den Frieden, 
Wir hahen es rur falsch zu <agen: Es 
kann nicht lein, was nicht sein darf," 

Der SlaalSSC!krelär im lJa)erischcn Staats ministerium des Innern Dr. 
Günther Recksici n (re.) dankt dem M:heidend('n Landesslellenlciter Gü n­
ther Kopsteker (Ii.) ruf eine jahrelanJ.!e erfolgreiche Zusammenarbei t. 

Der Direktor des BVS fuhr "eiter 
fon: "Der BVS steht zu seinen durch 
das soeben in Kmft getretene Katastro­
phenschutwgänzungsgesetz präzi­
sienen und erweitcncn Aufgaben , ur 
haben wir - das Bundesinnenministe­
rium und der BVS - nicht erst Ende 
1989, sondern bercits lor runf Jahren 
erkannt, daß wir unler Thema zeitge­
mäß aktualisieren, auf geändene Rah­
menbedingungen und die Wünsche 
der Bürger abSlimmen müssen, Ent­
sprechend hat der BVS gehandeh, Am 
Beispiel ,VoMrgemaßnahmen' 
möchte ich dics erläutern, Vorsorge ist 
nicht länger ausschließlich auf einen 
bestimmten, erfreulicherweise zuneh­
mend unwahrscheinlich werdendcn 
Kriegsfall auszurichten, Einzubezie­
hen sind die zahllosen kleineren, je­
doch rur den Bürger im konkreten 
Falle nicht wcniger ,bedrohlichen Le­
benssituationen, vom häuslichen Un­
fall, vom Verkehrsunglück bis hin zur 
techmschen Notfallsllualion und zur 
Naturkatastrophe, Herborn, Tscher­
nobyl. das vorjährige Hochwasser an 
der Donau und ihren Nebenflüssen 
sind nur einige Stichwöner. 

Wir zeigen dem Bürger heute zeit­
gemäß die Gefahren auf, die durch 
menschliches oder technilChes Versa­
gen sowie die Unwägbarkeiten der 
Natur drohen, also die ganze Dimen­
sion von Schadensfallen, die trotz aller 
Vorkehrungen, strenger Sicherheits­
bestimmungen, ständiger Verbesse­
rungen der Gefahrenabwehr dennoch 
ein schnelles und hoffentlich riChtiges 
Handeln des Bürgers erfonlern, 
Selbst- und Eigenhilfe ergänzt so das 

umfassende staatliche Konzept des 
Bevölkerungsschutzes in Bund, Land 
und Kommunen, Wir sind dazu aufge­
rufen, uns weiter und vielleicht noch 
eingehender mit den vorgenannten 
Szenarien zu beschäftigen, Die Debat­
te über das Katastrophenschutzergän­
zungsgesetz im Deutschen Bundestag 
und Bundesmt haben klar gezeigt: 
Vorsorge und persönliche Sicherheit 
Sind und bleiben aktuelle Themen," In 
diclem Zusammenhang dankte Direk­
tor Helmut Schuch der Bayerischen 
Staatsregierung und dem Staatsmini­
Merium des Innern ftir die An und 
Weise, wie sie das Anliegen des BVS 
bi,lang unterstützt und gestärkt haben, 

"Die Notwendigkeit der verstärkten 
Sicherheit, auch der persönlichen Si­
cherheit überzeugend zu vennitteln, 
i,t keinc einfache Aufgabe, Negativ­
beispiele gibt es viele, wir alle erin­
nern uns nur zu gut an die öffentlich 
hefug geftihne Debatte über das Gun­
anlegen beim Autofahren, Kein the­
ma ist dies seit Einftihrung der gesetz­
lichen Pflicht. Der Selbstschutz dage­
gen - stets auf freiwilliger Basis und 
damit auf der Einsicht des Bürgers 
begründet - 'erlangt von jedem ein 
hohes Maß an Motivation, Geht das 
subJCktive Geftihl der persönlichen 
Bedrohung zurücl, so neigt der 
Mensch dazu, sich auf den Staat und 
seine Hilfe zu verlassen, Aber: Trotz 
aller materieller und personeller Ver­
besserungen des Rettungsdienstes, der 
Feuerwehren und des Katastrophen­
schutze, ist der als Ersthelfer ausgebil­
dete Bürger immer wieder der, der 
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vielleicht zum Lebensretter wird, Und 
dazu wollen wir möglichst viele Bür­
ger befahigen, 

Auch unsere andere, jetzt ellleitene 
Aufgabe, die Infonnation über den 
Bevölkerungsschutz, ist nicht ohne 
Probleme, Es ist z~ar bekannt, daß die 
Bürger mehr Infonnationen über Vor­
sorge und Hilfe wünschen, doch es 
wmt zunehmend schwerer. die Bot­
schaft In Konkurrenz mit vielen ande­
ren Tagesthemen an die Menschen zu 
bringen, Der BVS hat deshalb eine 
längerfrislige Konzeption entwickelt, 
nämlich zu dem Bürger zu gehen, 
wenn er nicht von selbst kommt. Un­
sere Infonnationsstände, Ausstellun­
gen und Sicherheitswettbewerbe ge­
hören heute in vielen Gemeinden 
schon zum gewohnten Bild, Wir wol­
len diese Präsentation vor On weiter 
ausbauen, Hierzu bedarf es jedoch der 
Mitarbeit der Gemeinden, die ich ih­
rer Vemntwonung zur Fönlerung des 
Selb,tschuczes nicht entziehen dürfen, 
Die Landesstelle Bayern entwickelt 
darüber hinaus eine umfassende Pla­
nung, auch die elckrronischen Medien 
in unscr Öffentlichkeitskonzept mit 
einzubeliehen, Sie sehen damn, daß 
wir nicht im stillen Kämmerlein wir­
ken, sondern unseren Auftrag offensiv 
nach dmuBen tragen", betonte 
Schuch , 

Im Anschluß an die Verabschie­
dung Kopsiekers wunle Helmut 
Schneider den geladenen Gästen als 
neuer Leiter der BVS-Landesstelle 
Bayern vorgestellt , Schneider, am 6, 
März 1940 in Ba)reuth geboren, wur­
de am 1. Juli 1%4 beim BVS als 
Mitarbeitcr in der damaligen Bezirks­
stelle Oberfmnken eingestellt, Von 
1970 biS zu seiner Berufung zum lei­
ter der BVS-Lande teile war er Leiter 
der BVS-Dienststelle Ba)Teuth, 

Staatssekretär Dr. Beckstein über­
bmchte dcm neuen Landesstellenleiter 
seine Glückwünsche, "Es freut mich, 
daß einem Bayern diese Aufgabe über­
tragen wurde", so Beckstein, ,.Auf­
grund Ihrer langjahrigen Tätigkeit in 
"mntwonlichen Positionen beim 
BVS "eiß ich, daß Sie ein profundes 
Fachwissen und groBe Erfahrung in 
dieses Amt einbringen", Zugleich sag­
te der Staatssekretär dem neuen Lan­
desstellenleiter die Unterstützung de 
BayerilChen Staatsministeriums des 
Innern rur seine zukünftige Arbeit zu: 
"Sie sollen wissen, daß das Staatsmi­
nisten um des Innern, wie schon in der 
Vergangenheit, ein zuverlässiger Pan­
ner des BVS sein wird, In diese!1' 
Sinne wollen wir gemeinsam rur den 
Zivilschutz in unserem Lande tätig 
sein", - sm -



Bllcltpunltt 
Nordrlleln­
Westfalen 

Herford 

Die einige Zei t verwaiste Stelle der 
ehrenamtlichen "Faehbearbeiterin 
Frauenarbeit" der BVS-DienststeUe 
Herford ist nun wieder besetzt. Eva 
Wresch, seit lanuar 1989 als Ausbil­
dungshelferin in zahlreichen Veran­
staltungen dabei , hat jetzt ihre Ausbil­
dung zur Fachbearbeiterin abge­
schlossen. 

Eva Wresch , Fachbearbeitcrin 
Frauenarbeit der BVS·Dienststclle 
Ucrford . ()o'OIO: Hinnah) 

Eva Wresch, die in der Ausbi ldu ng 
zur Industriekauffrau steht, wird sich 
bei ihrer BVS-Arbeit um Planung, 
Gestaltung und Durchftihrung von 
Veranstaltungen ftir die Zielgruppe 
"Frauen" bemühen. Eine Aufgabe, die 
sie schon in den ersten Tagen zielstre­
big anging, indem sie zahlreiche KOIl­
takte zu Frauenverbänden und Organi­
sationen knüpfte. 

* In einer kleinen Feierstunde ehrte 
BVS-Dienststellenleiter Will i Hinnah 
zwei ehrenamtliche Mitarbeiter ftir 
langjährige Tätigkeit im Verband. 

Michael Laak kam vor 20 lahren 
zum BVS, legte dort bereits nach zwei 
lahren seine Fachlehrerprüfung ab und 
gehört seit dieser Zei t zu den engagier­
testen ehrenamIl ichen Mitarbeitern. 

Vera Köller begann ihre Tätigkeit 
ftir den BVS in der Dienststelle Her­
fo rd , mußte aber aus beruflichen 
Gründen vorübergehend ihre Arbeit 
nach Niedersachscn verlegen. Später 
kehrte sie in ihre "alte" Dienststelle 
zurück und wirkt seitdem weiter er­
folgreich als Fachlehrerin mit. 

Düren 

In einer kleinen Feierstunde zeich­
nete BVS-Dienststellenleiter Edgar 
lansen drei ehrenamtliche Mitarbeiter 
der Dienststelle Düren aus. Günter 
Mauth erhielt ftir 20jährige Mitarbeit , 
Manfred Steinbach und Wemer Krei­
ner erhielten ftir zehnjährige Mitarbeit 
im Verband eine Ehrenurkunde. 

Bochum 

Schüler der Kl asse 9b der Haupt­
schule Niedersprockhövel berichteten 
über ihre Teilnahme an einem Selbst­
schutz-Grundlehrgang in einem Ani­
kel in der Schülerzeitung. Die prakti­
schen Übungen, so stellten sie fest, 
waren nicht nur von Nutzen im Sinne 
des Selbstschutzes, sie sorgten gele­
gentl ich auch ftir Heiterkeit. So mußte 
Frau lanus, die Lehrerin. "freiwillig in 
die Kn ie" gehen, um einen Schüler "in 
die stabile Seitenlage zu bringen" und 
um sich von ihm anschließend "den 
Kopf verdrehen zu lassen". Registriert 
wird auch, daß "Corinna unter die 
Haube kam", als es darum ging, bei ihr 
als "bewußtlose Motorradfahrerin" 
vorsichtig den Schutzhelm abzuneh­
men. Und eine künstliche Beatmung 
wurde von den Schülern als eine 
.,atemberaubende" Aktion emp­
funden. 

Ehrung in Allchcn (v . lin ks): Helfervcrtretcr Göbbels, f.'achlchrer Plum, 
Dienststellenleiter Janke. 

Aachen 

Für scine mehr als 20jährige ehren­
amlliche Mitarbeit im BVS wurde 
Aloys Plum mit einer Dankurkunde 
ausgezeichnet. Gleichzeitig verab­
schiedete er sich im Rahmen einer 
Feierstunde wegen Erreichung der Al­
tersgrenze aus dem Kreis der BVS­
Mitarbeiter. 

Dienststellenleiter lanke sowie Hel­
fervertreter losef Göbbels dankten 
Aloys Plum ftir seinen engagierten 
Einsatz. Die fast vollzählige Teilnah­
me der Mitarbeiter der Dienststelle an 
seiner Verabschiedung machte noch 
einmal deutlich , wie sehr Plum im 
Kollegenkreis geschätzt wurde. 

Körtlinghausen 

Gerade Lehrer sind als Multiplika­
toren des Selbstschutzgedankens be­
sonders wichtig, wie anläßlich einer 
Tagung über das Thema ,,zivilschutz" 
an der BVS-Schule Körtlinghausen 
hervorgehoben wurde. Die Tei lneh­
mer an der Veranstaltung, Berufs­
schullehrer aus verschiedenen Fachbe-

reichen, waren sich über die Eigenver­
antwortung des Bürgers im Hinblick 
auf die Gefahrenvorsorge einig. Dabei 
wurde deutlich gemacht. daß die prak­
tischen Fertigkeiten und Kenntnisse 
der Bevölkerung im Selbstschutz be­
sonders wichtig sind. Kein Wunder, 
daß denn auch gerade die Demonstra­
tionen der Selbsthilfe auf dem 
Übungsgelände der BVS-Schule bei 
den Teilnehmern besonderes Interesse 
fanden. 

Düsseldorf 

Der BVS und andere Organisatio­
nen des öffentlichen Lebens in Düssel­
dorf werden auch künftig eng zusam­
menarbeiten. Dies wurde anläßlich ei­
ner Vorbesprechung fUr die in diesem 
lahre geplante Messe "aktiv leben 90" 
hervorgehoben. Der Leiter der BVS­
Dienststelle Düsseldorf, Siegfried 
Meerköner, der ebenso wie Fachbear­
beiter Horst Hauser an der Zusammen­
kunft teilnahm, überreichte im Rah­
men der Veranstaltung den Vertretern 
der Sanitätsorganisationen, des THW, 
der Feuerwehr, der DLRG sowie der 

Aus der Hand von BVS-Dienststellenleiter Willi Hinnah (links) nah men Besonderes Interesse zeigten die ßerufsschullehrer an den praktischen 
Vera Köller und Michael Laakeine Dankurkundeentgegen. (Foto: Ziebur) Demonstrationen. 

~~~~~-------------------------
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Projektleitung der Messe die BVS­
Medaille .. Für gute Zusammenarbeit". 

Eine enge Zusammenarbeit im 
Blick auf die kommende Messe wird 
auch künftig erforderlich sein. so 
Meerkötter. Die Kooperation erstreckt 
sich nicht nur auf das gemeinsame 
Auftreten bei Infonnationsveranstal­
tungen, sondern auch auf die Ausbil­
dung. So werden zum Beispiel Sani­
tätszüge durch den B VS in Brand­
schutz und Bergung ausgebildet. und 
die Bootsruhrerscheinbewerber der 
DLRG erhalten durch Mitarbeiter des 
BVS eine Brandschutzunterweisung. 

Gewissennaßen in Amtshilfe wird 
dem THW zur Zeit das BVS-Übungs­
gelände und der Unterrichtsraum an 
der Irenenstraße rur die Ausbildung 
von Helfern zur Verftigung gestellt. 

Anläßlich der jüngsten Zusammen­
kunft waren sich alle Beteiligten einig, 
daß an der guten Zusammenarbeit wei­
terhin festgehalten werden soll. 

Dortmund 

Die 11 . Europäiscbe Bildungsmes­
se "Interschul '90" in den Dortmunder 
Westfalenhallen. die zugleich Messe, 
Kongreß und Infonnationsschau war, 
wurde von 340 Ausstellern des ln- und 
Auslandes beschickt. Rund 5200l Be­
sucher kamen zur Messe, die sich in 
erster Linie an Pädagogen, Erzieher. 
Ausbilder, Dozenten, Trainer sowie 
weitere Fachleute der Erwachsenen· 
bildung richtet. 

Mit der Ausstellung ,,zivilschutz 
mit dem Bürger - rur den Bürget" 
beteiligte sich der BVS an der Messe. 
Durch die Exponate neugierig ge­
macht, konnten mehr als 4000 Besu­
cher der Bilderschau registriert wer­
den. Dabei kam es zu zahlreichen 
Infonnationsgesprächen. 

Gelsenkirchen 

Von der Erkenntms ausgehend, daß 
es vor allem praktische Erfahrungen 
sind, die sich bei den Bemühungen um 
Arbeitssicherbeit auszahlen, verein­
barte die BVS-Dienststelle Gelsenkir­
ehen mit Sicherheitsfachleuten des 
Rheinisch-Westfalischen Elektrizi­
tätswerkes (RWE) einen Brandschutz­
Lehrgang. Ein gemeinsam erarbeiteter 
Themenplan sah eine gute Mischung 
aus Theorie und Praxis vor. Im lehr­
gang selbst waren dann alle Teilneh­
mer mit großem Eifer dabei. Man war 
sich einig, daß die Sicherheit von Be­
triebsangehörigen auch von einem gu­
ten Infonnations- und Ausbildungs· 
stand abhängen. 

Essen: Oie glücklichen Gewinner des Sicherht'its"etlbewerbes und der Glücksrad~A ktion mit Bürgermeister Sobek 
(Bildmitle). (Foto: Blossey) 

Essen 

Essens Bürgenneister Sobek ehrte 
die Gewinner der Sicherheitswettbe­
werbe und der Glücksrad-Aktion, die 
vom BVS anläßlich der Messe ,,Mode 
- Heim - Handwerk" veranstaltet 
wurden. Neben den Preisen des BVS 
wurden auch die von einer Bank ge­
stifteten 30 Rundflüge sowie ein Gut­
schein über eine 1000-Kilometer-Frei­
fahrt der Deutschen Bundesbahn über­
reicht. 

Abgerundet wurde die Veranstal­
tung durch eine Besichtigung des Rat­
hauses und einen kleinen Empfang. 

Aktuelles aus 
lillelnland-Pfalz 

Koblenz 

Es gibt immer wieder Menschen, 
die sich nicht nur beruflich, sondern 
auch privat in den Dienst ihrer Mit­
menschen stellen. Dies wurde wieder 
einmal besonders deutlich bei der Aus­
zeichnung des BVS-Mitarbeiters Karl 
Pötz mit dem Goldenen Feuerwehrab-

zeichen am Bande. Pötz ist nicht nur 
Fachlehrer und Leiter einer Fahrbaren 
Aufldärungs- und Ausbildungsstelle 
bei der BVS-Dienststelle Koblenz, 
sondern in seiner Freizeit auch Feuer· 
wehrinspekteur im Kreis Mayen-Ko­
blenz. 

Kreisdeputierter Hans Seichter 
stellte in seiner Ansprache die beson­
deren Verdienste von Karl Pötz als 
Kreiswehrleiter seiner Heimatgemein­
de heraus. Lobenswert sei die uner­
müdliche Einsatzbereitschaft des eh­
renamtlichen Feuerwehnnannes, be­
tonte Seichter. 

Kaiserslautern 

Im Februar hatte Dienststellenleiter 
Hilmar Matheis alle haupt- und ehren­
amtlichen Mitarbeiter der Dienststelle 
Kaiserslautern sowie Vertreter be­
freundeter Organisationen zu einem 
zwanglosen Beisammensein einge­
laden. 

In einem Rückblick auf das vergan­
gene Jahr hob Matheis den beträchtli­
chen Anstieg der Lehrgänge und Akti­
vitäten des BVS im Dienststellenbe­
reich hervor. Gute Arbeit sei aber nie 
ohne die Unterstützung verbandsfrem­
der Persönlichkeiten möglich. Als 

Kaiserslautern: Ein G ruppcnroto nach der Ehrung. 

Dank rur ihre jahrelange Mitarbeit 
überreichte Matheis aus diesem Grund 
Jobst Rürup, Leiter der Berufsfeuer­
wehr Kaiserslautern und Eberhard 
Heß, Vertreter des THW, die BVS­
Plakette rur gute Zusammenarbeit. 

Ingrid Perliek, Fachbearbeiterin rur 
Frauenarbeit, ehrte Liselotte Hasen­
busch, Geschäftsruhrerin beim Lan­
desverband der Landfrauen Pfalz e. 
V., rur die gute Zusammenarbeit mit 
der Ehrennadel des Verbandes. Frau 
Hasenbusch habe durch Organisation 
und Werbung rur Veranstaltungen des 
BVS den Verband in seiner Arbeit 
maßgeblich unterstützt. 

Besonderer Dank galt aber auch den 
ehrenamtlichen BVS-Fachlehrern 
Hans Urbanez)k und Ewald Maier, 
denen ebenfalls die Ehrennadel über­
reicht wurde. BVS-Landesstellenlei­
ter Hans-Dieter Awiszus hob beson­
ders die uneigennützige und einsatz­
freudige Mitarbeit der beiden pensio­
nierten Oberstleutnante hervor. Durch 
ihren Bekanntheitsgrad im politischen 
und sozialen Leben ihres Wirkungsfel­
des hätten sie erheblich zur Verwirldi­
chung der Ziele des Verbandes beige­
tragen. 

(Foto: Leppla) 
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Technisches Hilfswerk e> ! 
Schnelleinsalzeinheil-Bergung-Ausland (SEEBA) üble in Wesel 

Gezielter Streß 
Drei verschiedene Einsatzstellen - Künftig jährlich eine Übung 

Die Belaslbarkeil der Schnellein· 
salzeinheil·Bergung·Ausland (SEE· 
BA) des THW wurde arn erslen März· 
Wochenende in Wesel erprobt ln der 
vom THW·Landesverband Nord· 
rbein·Westfalen ausgerichleien erslen 
24,SlUnden·Obung fUr die komplelle 
Einheil wurde dieser "Exponartikel" 
des THW gezieh verschiedenen StreB· 
fakloren .usgesolZl. Deshalb kam es in 
dem geüblen BergungseinsalZ nach ei· 
nem angenommenen Erdbeben in Ju· 
goslawien nichl ausschließlich auf die 
Bewähigung reiner Bergungsaufga· 
ben an. Bei der Auswahl der übenden 
Mannschafl war außerdem darauf ge· 
achlel worden, daß keiner der THW· 
Helfer am Einsalz 1988 in Armenien 
belei ligt gewesen war. THW·Helfer 
mil Armenien·Erfahrung si nd mil be· 
sonderen Bedingungen ja bereils ver· 
Iraul. 

Zu Beginn der Ühung wurde die 
gesamle Anlaufphase eines Einsalzes 
simulien. Auf dem AUlobahn·Rasl· 
plalZ Hünxe bei Wesel trafen die Ein· 
salzkräfle aus Hessen, Nordrbein· 
Weslfalen, Rheinland·pfalz und dem 
Saarland zusammen. Dieses Treffen 
erfolgl im realen Einsalz auf einem 
ParkplalZ zwischen Frankfun und 
Köln, wo die Entscheidung abgewar· 

lei wird, von welcher der beiden Släd· 
te aus die Einheil abfliegen kann. Der 
RaslplalZ Hünxe diente gleichzeitig 
auch als "deulscher Flughafen", wo 
die eigenen Fahrzeuge entladen wer· 
den muBlen, und als ,.Aughafen Bel· 
grad", wo fUr den Transpon der Aus· 
slallUng vier ,.jugoslawische" Lkw zur 
Verftigung geslelh wurden. Die eige· 
~en Fahf1.e)!8e durften bi~ zum 
Ubungsendi' nichl mehr benuizi 
.. erden. 

Verschiedene EinsallSleUen 
Nun begann die Arbeit fUr den Ein· 

salzleiler. Dieler Höhn, sonst als 
Hauptsachgebietsleiler Einsatz beim 
THW·Landesverband Hessen lälig. Er 
wurde auf dem "Rughafen Belgrad" in 
die Obungslage eingewiesen. Es wa· 
ren an drei verschiedenen Siellen, die 
nur mit Koordinaten bezeichnel wur· 
den, unverzüglich Bergungsarbeiten 
aufzunehmen. Dieler Höhn mußle sich 
in aller Eile mil den ihm fremden 
Gruppen· und TruppfUhrern bekannt· 
machen und den EinsalZkräften die 
verschiedenen EinsallSteIlen zu· 
weisen. 

Diese Orientierungsphase ergab fUr 
alle anderen Helfer - und auch fUr die 
Ühungsbeobachler - eine scheinbar 

unproduklive Wanezeil, die in der 
kallen Nachl auf dem Autobahn·Rasl· 
platz fUr manchen ein Ärgernis war. 
Sie entsprach aber in ihrer Dauer ei· 
nem optimalen Ablauf im Ernslfall 
und war somit auch im Sinne des 
Ühungskonzeples. 

Danach waren bei völliger Dunkel· 
heit die verschiedenen EinsallSlelien 
zu finden und Bergungsarbeilen auf· 
zunehmen. Beeindruckend waren in 
der nächtlichen Kulisse die Suchhun· 
de, die unter der sländig eindringlich 
wiederhohen Aufforderung "Such ... 
und hilf!" winselnd zwischen den 
Trümmern nach einer Willerung such· 
len. Siets besläligt von den eleklroni· 
schen Onungsgerälen, fanden sie je. 
den der "Verschünelen'· . Während der 
Bergungsarbeilen umerslelhe die "ju· 
goslawische Katastrophenschulzlei· 
IUng" dem EinsalZleiler neun französi· 
sche, freiwillige Hilfskräfte, die in den 
Einsalz voll einzubinden waren. Sie 
alle waren Lehrkräfte des Corps Mon· 
dial de Secours (CMS), einer privaten 
Vereinigung, die sich weil über die 
Grenzen Frankreichs hinaus bemühl, 
vorhandenes Personal dazu auszubil· 
den, mil möglichsl wenig Ausstallung 
die Bevölkerung vor Gefahren zu 
schülzen. ur z .. ei dieser Helfer spra· 

,... 

chen deutsch, so daß die THW·Helfer 
auch noch Sprachprobleme in den ei· 
genen Reihen zu bewältigen hallen. 
Der Ausbildungsleiler des CMS, Paul 
Francheterre, war mil seinen Mitarbei· 
lern nach Wesel gekommen und beob­
achlele die Ühung. 

Nach einigen Slunden soillen die 
Teileinheilen zum erslen Mal die völ· 
lig unterschiedlich geanelen EinsalZ· 
slellen tauschen. Die gesamte Ausstat· 
lung wäre nach dem Ühungskonzepl 
auf "einheimische Wasserfahrzeuge" 
umzuladen gewesen. Aber es war den 
Pontongruppen der THW·Onsverbän· 
de Kleve und Duisburg wegen des 
extremen Hochwasserstandes des 
Rheins unmöglich, ihre Mehrzweck . 
boole risikolos ins Wasser zu selzen. 
So blieb es bei dem fUr einen zweiten 
Auslausch vorgesehenen Landtrans· 
pon, nach dem an frisch präparienen 
Einsatzslellen erneul ,.Erdbebenopfer" 
zu suchen und zu bergen waren. Die 
Pontongruppe aus euss übrigens, 
war mil ihren beiden schwereren Boo­
len mil geringerem Tiefgang besser 
ausgestattel und faltrbereil. 

Zweiler Ühungstag 
Am zweiten Ühungstag, samstag· 

millags, wurde die Ühung erneut un· 

Auf dem Autobahn-Rastplatz Hünxe bei Wesel machen sich Einsatzleiler Knimig und gefährlich war die Rettung eines "Verletzten" aus diesem 
Diele,. Höhn und seine UnterfIihru mit der Obungslage ,·ertraut. .:.T.:.ru=·n:::'m=.=' =k."'g:::.t.:.... ________________ _ 
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Nach der Zi.indung von farbigen Nebelkerzen durfte nur noch un ter 
Atemschutzgcarbeitcl ~erden. (Fotos: G lu~) 

lerbrochen. Alle Einsalzkräfle wurden 
auf dem Übungsgelände der Kalastro­
phenschulISChule des Landes Nord­
rhein-We,lfalen zusammengefUhn. 
Nach einem Millagessen begann fUr 
die THW-Helfer sozusauen das Finale 
der Übung. Sländig inilien von explo­
dierenden Knallkörpern. die Nachbe­
ben oder einslürzende Gebäudeleile 
darslelhen. von Rauch und Feuer, wa­
ren rund dreißig .. VerlelZle" zu ber­
gen. DafUr mußlen leil"eise mehrere 
Schichlen Belon durchdrungen wer­
den, ofl war umer Alemschulz vorzu­
gehen. Vielfach mußlen in langwieri­
ger Handarben "Erdbebenopfer' aus 
Kellerriiumen ausgegraben werden. 
die zuvor kurzerhand mil einem Ber­
gungsräumgeräl .. \erschüller· worden 
waren. Die ausgesprochen gUle Ver­
lelzlendarsleller-Gruppe "Lolus" aus 
den Niederlanden lrug zur Realilärsnä­
he ebenso bei . wie plörzlich einge­
spiehe Engpässe m der KraftslOffver­
sorgung. die die NOlslromaggregale 
unbrauchbar machlen. 

Gewisse Schwierigkeilen gab es 
auch bei der Bergung einer" Verlelz­
len" aus einem unzugänglichen Dach­
sluhl. Der hier eingeselzle Bergungs­
trupp 3U\ Hessen fand nichl genug 
Leilern. um zu ihr zu gelangen, und 
wurde selbsl wiederhoh mil wuchligen 
Delonarionen Ion dem Haus wegge­
lrieben. Mi! reichlich dialeklgefarb­
lem Humor bewahnen die Hessen ne­
benbei die Aufmerksamkeil der hier 
versammehen Schar von Beobach­
lern, bis schließlich - "Mädche' , mir 
komme' jelz'!" - mil einem Seil der 
Aufslieg gelang und am Firsl des Hau­
ses ein Rollgliss-Geräl angebrachl 
werden konme. 

Gegen Abend wurde die Übung ab­
gebrochen, was eigenllich nichl vor­
gesehen war. Jedoch war bei der Pla-

nung der Übung nichl vorhersehbar 
gewesen, daß ein Großleil der Helfer 
schon zu Übungsbeginn müde sein 
würde, da viele zuvor schon zur Besei­
ligung von Slumnschäden im EinSalZ 
gewesen waren. Der angeSireble Er­
schöpfungsgrad war deshalb früher er­
reichl als gedach!. 

Realitätsnahe Ühung 
Nach dem Abschluß der Übung gab 

es allseiliges Lob. Sowohl in ihrer 
Anlage als auch durch häufige Ein­
spielung veränderter Silualioncn sei 
die Übung der Realiläl sehr nahe ge­
kommen, erkannle DiCier Höhn an . Er 
halle seinerzeil an der intemalionalen 
fachlichen achbereilung der Rel­
lungsmaßnahmen nach dem Erdbeben 
in Mexiko leilgenommen und die sich 
daraus ergebenden Folgerungen in den 
Aulbau der Einheil eingebrach!. 

Die Übung hai weiler die Berechli­
gung und die Slärken des Konzeples 
bewiesen. Sie hal aber auch gezeigl, 
daß in der Ausbildung die Zusammen­
arbeil der Landesverbände imensivien 
werden sollte. Auch bei den Übungen 
auf der Ebene der THW-Landesver­
bände sollien künftig Führungskräfle 
jeweils anderer Landesverbände belei­
ligl werden. 

Die THW-LeilUng gelangle ZU der 
Auffassung. daß sie selb,1 künflig im 
Rahmen von Übungen ihre mehr ad­
minislralive Rolle in Einsälzen durch­
spielen solhe. Außerdem soillen 
.. Übungs-KünSllichkeilen", wie sie 
durch Rahmenbedingungen enlslehen, 
die den Planem einer Übung vorgege­
ben werden. weiler abgebaUi werden. 

Die 24-Slunden-Übung zeigte auch 
die große Bedeulung der Verpflegung, 
die hier von THW-Helfem aus Rhein­
land-pfalz bereilel wurde. Besonders 
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gefragl waren bei den Bergungshel­
fern wamne Gelränke, die rund um die 
Uhr bereil standen. Einige Verbesse­
rungsvorschläge zeigten, daß der Ver­
pflegung gerade unler Übungs- und 
Einsalzbedingungen großes Augen­
merk zu schenken is!. 

Einer der wichligslen Gründe aber 
fUr Übungen wie die hier beschriebene 

Österreicher und 
Schweizer als kriti­

sche Beobachter 
Bei der Übung blieb das THW 

nichl unter sich: Aus der Schweiz 
und aus ÖSlerreich waren FachIeule 
des Kala\lrophenschulZes als Beob­
achler angereis!. 

Aus Bem war Charles Raeders­
dorf gekommen. der als Delegiener 
fUr Kalastrophenhilfenn Ausland 
das Schweizerische Kaiastrophen­
Hilfekorps (SKH) leite!. Bei ihm 
waren die sKH-Milarbeiler Mare 
Chapalle, Fachgruppenchef AC, 
und Ulrich Gurtner. Fachgruppen­
chef Rellung. Das sKH leislei mil 
freiwilligen Helfern in enger Zu­
sammenarbeil mil der Privalwin­
\Chafl und den Universilälen inler­
nalionale Kataslrophenhilfe. Es iSi 
mil vier \\-eiteren im Rettungswesen 
spezialisienen Organisationen zur 
.,Rellungskelle Schweiz" zusam­
mengeschlossen, die innerhalb von 
24 bis 48 Stunden Hundeleams, 
Rettung,helfer und erste Hilfsgüler 
,n ein schadensgebiel einfliegen 
kann. 

Von der öSlerreichischen Amnee 
beobachlele Obersi Rellenegger. 
der das Amneekommando über die 

iSI, daß sich dabei die Einsatzkräfle 
kennenlemen können. Denn miteinan­
der bekanme und vertraUie Teams 
können sich im Ernstfall I'ielleichl 
besser aufeinander I'erlassen. Deshalb 
soll künftig die gesamle Mannschafl 
jährlich in einer Einsarzübung die Zu­
sammenarbeit trainieren. 

AlexanderGlass 

öSlerreichischen ABC-Abwehr­
truppen fUhrt, die Übung. Obersl­
leulnam Fürstenhofer, Komman­
dant der ABC-Abwehrschule der 
öSlerreichischen Amnee in Wien, 
und Amisdirektor liebhart, Haupl­
lehroffizier der ABC-Abwehrschu­
le, infomnierten sich mil ihm vor 
On über die bundesdeutschen Ein­
richlungen des Kataslrophen­
schulZes. 

Jeder der sechs Gäste ging wäh­
rend des dreilägigen Besuches, der 
mil Führungen. Vorträgen und Ge­
sprächen im Bundesami fUr Zivil­
schulz begann, eigenen, präzisen 
Fragesiellungen zu Bergungswerk­
zeugen. Führung. ABC-Abwehr 
und anderem nach. Im Gespräch 
zeigle sich, daß der Zivil- und Kata­
strophenschurz in beiden Nachbar­
Slaalen sehr weil enlwickell is!. 

Charles Raedcrsdorf nutzte die 
Gelegenheit, um den Kontakl zu 
Minislerialral Dr. Konrad Ammer­
müller zu knüpfen. der. im Bundes­
innenminislerium rur das Techni­
sche Hilfswerk zUSländig, ebenfalls 
die Übung beobachlele. Auf einer 
Rheinfahrt mil einem Ponlon des 
THW -Onsverbandes Neuss konnte 
die Bekannlschaft. die sicher eine 
künfllge Zusammenarbeit erleich­
lem wird, noch veniefl werden. 

An einem dicken Stück Stahl beton zeigten T UW· Helrer und Vertreter 
der Hel'Slelierfi rma den Obungsbrobachtern die Funktion des Kern ­
bohrgcrütcs. 



Hamburg 

Einsatz für 
die Umweltbehörde 

H.mburg-Nord_ An einem Freitag 
im lanuar wurde das THW Hamburg 
durch die Umweltbehörde alarmien, 
um in der Innenstadt auf dem Oster­
bek-Kanal eine Ölve~hmutzung von 
einem Kilometer Länge zu beseitigen. 

Nachruf 

Der THW-Bezirksverband 
Hamburg-Nord trauert um 
seinen Kameraden 

Peter Baumeister 

Zum Einsatz kam der Alarmzug des 
Beziri<sverbandes Hamburg-Nord, der 
am nächsten Morgen der Ölver­
schmutzung zu Leibe rückte. Mit zwei 
Booten und 14 THW-Helfem wurde 
eine Ölsperre ausgebracht und an einer 
Brücke befestigt, so daß der Wind das 
Öl don zusammentreiben konnte. Da­
nach saugte eine Fachfirma das Öl ab. 

Verwaltungshelfer beim Seminar in Ho)a . (FOIO: Krüger) 

der unerwartet, nach kurzer, 
schwerer Krankheit, im Alter 
von 56 Jahren verstarb. 
Peter Baumeister gehörte 
seit 1954 dem THW-Bezirks­
verband Hamburg-Nord an. 
Wir verlieren mit ihm einen 
pflichtbewußten und enga­
gierten Kameraden, dessen 
Andenken wir stets in Ehren 
halten. 

Die Umweltbebörde bedarikte sich 
fiir den schnellen Einsatz der THW­
Helfer und kündigte an, ftir die Zu­
kunft die Zusammenarbeit auf eine 
breitere Basis zu stellen. A. K. 

gangsbeschickung zwischen Schule 
und Landesverband geklän werden. 
Eine Einweisung in die EDV-Anlage 
der Schule fand ebenfalls das rege 
Interesse der Helfer. ach einhelliger 
Meinung aller Beteiligten sollten sol­
che Fonbildungsveranstaltungen ftir 
VerwallUngshelfer in regelmäßigen 
Abständen wiederholt werden. 

A. K. 

Oie Ölspure wird von THW-Helfern ausgebracht. (Foto: Krüger) 

Schulung der 
Verwaltungshelfer 

Hamburg. Den Verwaltungshel­
fern kommt auf der Ebene der THW­
Bezirksverbände eine besondere Be­
deutung zu. Die Verwaltungshelfer 
,,Ausbildung" wurden nun erstmals in 
einem Wochenendseminar an der Ka­
tastrophenschutzschule des Bundes, 
AußensteIle Hoya, geschult. Nach der 
Begrüßung durch Schulleiter Dr. 
Kastner folgte ein zweistündiger Un­
terricht durch den Verwaltungsleiter 
der Schule. 

ln der anschließenden Aussprache 
konnten viele Probleme der Lehr-

Weiterbildung der 
Sprengberechtigten 

Hamburg. Einmal jährlich sind ge­
mäß Vo~hrift alle Sprengberechtig­
ten zu belehren und zu unterweisen. 
Das THW Hamburg Hihn diese Unter­
weisung regelmäßig in Fonn einer 
"Übungssprengung" durch. Als 
Übungsobjekt standen dieses Mal 
zwei Beton-Pontons auf dem Gelände 
der Deutschen Bundesbahn zur Verfii­
gung. 

Da die Wandstärke der Pontons nur 
zehn Zentimeter betrug, wurden die 
einzelnen Kammem abgedichtet und 
anschließend mit Wasser geflutet. Mit 

einer Probesprengung wurde erst ein­
mal eine Kammer gesprengt. Danach 
zeigte sich, daß der Ponton zwar ange­
schlagen, aber durch das innenliegen­
de Stahlgeflecht nur leicht aufge­
baucht war. Für die Hauptsprengung 
der beiden Pontons wurde deshalb die 
Sprengstoffmenge pro Kammer ver­
stärkt. 

Die Pontons waren vorner mit altem 
Teppichboden abgedeckt worden, so 
daß bei der Sprengung ein Steinschlag 
nicht mehr als 25 m im Umkreis fest­
gestellt wurde. Sprengberechtigter 
war loachim Brousi l vom Bezirksver­
band Hamburg-Miue, der seine erste 
Sprengung mit Bravour durchgeftihn 
hat. 

Eine große Zahl lournalisten ver­
folgte die Sprengung, darunter ein 
Femsebteam des NDR. In der belieb­
ten Regionalsendung .. Aktuelle 
Schaubude" waren dazu der Sprengbe­
rechtigte Brousil und die "verantwon­
liehe Person" des Landes,erbandes. 
HSGL Krüger, zu Gast. um über die 
Sprengung und die Aufgaben des 
THWaligemeinzuberichten. A. K. 

Die Pontons vor der Sprengung. 

Der Bezirksbeauftragte 
Winfried Plate 
Der Helfersprecher 
Peter Höge 

THW beseitigte 
Stunnschäden 

H.mburg. In der Nacht vom 25 ./ 
26. lanuar 1990 zog ein Ori<antief von 
den englischen Inseln nach Nord- und 
Westdeutschland. Das Deutsche Hy­
drographische Institut sagte Hir die 
Nordseeküste eine .. schwere Sturm­
flut" voraus. 

Für das THW und die weiteren 
Deichveneidigungskräfte wurde 
.,Wasserstandsstufe 11" ausgelöst und 
die daftir vorgesehenen vier Melde­
köpfe durch 44 THW-Helfer besetzt. 
Im Verlauf der Nacht wurden im Rah­
men des .,Ausnahmezustandes" der 
Feuerwehr noch ftinf Bergungszüge 
alarmien, die bis zum darauffolgen­
den Tag in 46 Einsätzen Sturmschäden 

(Foto: Rudolph) 
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Ein vom Sturm beschiidigler Ba um 
wird abgesägt. (Foto: Krüger) 

beseitiglen. Meisl handehe es sich um 
umgeslÜrzle Bäume und dadurch ver­
sperne Slraßen. Über 14 Slunden blie­
ben die THW-Helfer im EinsalZ. bis 
alle emelenen HilfeleislUngen er­
brachl waren. A. K. 

Fortbildung 
bei Gaswerken 

Hamburg. Seil Anfang 1989 be­
!reiben die Hamburger Gaswerke auf 
dem Gelände der ehemaligen Landes­
feuerweh~hule (Hamburg-Veddel) 
ein Sicherheilslraining rur Milarbeiler 
der Firmen, die GasrohrieilUngen ver­
legen. 

Die Hamburger Gaswerke hatten 
sich bei der Inslallalion der Anlage 
bereil erklän. auch die THW-Helfer 
des Inslandselzungsdiensles zu schu­
len. Nach einer iheoretischen Umer­
weisung. die z. T. auch von der Tief­
bau-Berufsgenossenschaft durchge-

fUhrt wurde, begann die praktische 
Ausbildung. 

In einem Rohrgraben wurde mit 
einem Bergungsräumgeräl ein Rohr­
bruch dargesteUI, wobei Gas zur Ent­
zündung gebrachl wurde. Alle Sicher­
heilsregeln wurden den Helfern an­
schaulich aufgezeigt und die Siche­
rung der Schadensstelle praktisch 
durchgefUhrt. 

Auch 1990 sollen in zwei Fortbil­
dungsveranstaltungen die Helfer der 
GW-Gruppen weilergebildel werden. 

A.K. 

Bremen 

I 
THW gratulierte zum 

Amtsanbitt 
Bremen. Herzliche Glückwünsche 

der Helfer des THW Bremen über­
brachle THW-Landesbeauftragler 
Günther Hildebrandl dem neuen Chef 
der Feuerwehr Bremen. Gert Döhle. 

Im Rahmen einer kleinen Feier, in 
der Innensenator Peter Sakuih Gert 
Döhle in sein neues Ami einfUhrte und 
dessen Vorgänger Jöro Braun in den 
Ruhestand verabschiedeie. wünschle 
auch Hildebrandl Braun einen glückli­
chen und akliven "drillen Lebensab­
schniu·'. 

Die Glückwünsche fUr den neuen 
Leilenden Branddirektor verband Hil­
debrandl mit der Hoffnung auf eine 
fruchlbare Zusammenameil zum 
Wohl der Bürgerinnen und Bürger der 
Stadt Bremen. P. L. 

DieSchadenssteile nach dem Zünden des Gases . (FOIO: Krüger) 
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GrUPI>cnbild nuch der Wahl (v . links): Huuptsachgebict"i lcil er Rohwedder, 
slv. Landcsspre(:her Dr. Me}er, Ls ndesspre(:her Bergmann und KllIO B 
Kunze. (Foto: Kurzbach) 

Niedersachsen 

Landessp~henNahl 
in 

Niedersachsen 

Hannover. Einen Wechsel im Amt 
des THW-Landessprechers ftir Nie­
dersachsen und seines Stelhenreters 
gab es bei den Wahlen am 10. März 
1990 in der Umerkunfl des Ortsver­
bandes Hannover. 

Nachdem Willi Kunze, der im Apri l 
1990 seinen 65. Geburtstag begehl, 
nach achljähriger AmISzeit aus Ahers­
gründen nichl mehr kandidierte , em­
schieden sich die 59 Delegienen ftir 
Michael Borgmann vom Ortsverband 
Aurich als neuen Landessprecher und 
Dr. Manfred Meyer vom Ortsverband 
Langenhagen als Siellvertreier. 

Borgmann. Jahrgang 1952, iSI Lei­
ler TEL, im Zivilberuf Amtsrichler, 
und gehön dem THW seit 1972 an. 
Meyer. Jahrgang 1956, iSI Ortsbeauf­
tragter, im Zivilberuf wissenseh. Jour­
nalist. und gehön dem THW seil 1974 
an. 

Beide sind als freigeslelile Helfer 
zum Technischen Hilfswerk gekom­
men. blieben über die Mindestver­
pflichlungszeit hinaus dabei und wa­
ren schon früh bereil, Führungsveram­
wonung zu übernehmen. Da sie beruf­
lich sehr in Anspruch genommen sind, 
wollen sie versuchen, den zukünfligen 
zusätzlichen Anforderungen durch ein 
Höchslmaß an Aufgabemeilung ge­
rechl zu werden. R. B. 

Hessen 

Hohe 
THW-Auszeichnung 

für Ulrich Lüdke 

Michelstadl. "Das ist nichl als Ge­
burtstagsgeschenk zu ver;tehen, son­
dern war schon längsl überfallig", mil 
diesen Worten heflele THW-Landes­
beauftragler Hans-Alben Lossen dem 
Dezernent fUr Zivil- und Kalaslro­
phenschutz im Regierungspräsidium 
Darmsladt das THW-Ehrenzeichen in 
Si lber an die Brusl. Zur Feier seines 
60. Geburtstages halle Ulrich Lüdke 
nichl ins heimische Rödermark. son­
dern in das hislorische Odenwaldslädl­
ehen Michelstadt eingeladen. 

Aus der Hand von THW-Landesbe­
aufiraglen Hans-Albert Losscn 
nimmt Ulrich Lüdke die Auszeich­
nung entgegen. (Foto: Uartmann) 



Der THW-Landesbeauftragte wür­
digte das Wirken des Jubilars und 
seine Verdienste um den Katastro­
phenschutz im südhessischen Raum. 
Aber nicht nur hier sei der Name 
Lüdke zu einem festen Begriff, einem 
"Markenzeichen" geworden; durch 
seine zahlreichen Vorstöße, Pilotpro­
jekte und überönlichen Großübungen 
habe er vielmehr erreicht, daß dem 
Regierungsbezirk Darrnstadt eine bun­
desweite Vorreiterrolle in Sachen Ka­
tastrophenschutz zukomme. 

Das unermüdliche und nur durch 
private Einschränkungen mögliche 
Engagement des Jubilars hoben auch 
die Venreter der anderen Hilfsorgani­
sationen hervor. 

Gleiches gilt auch ftir die Arbeit des 
Jubilars auf politischer Ebene. Für den 
Rödermarker Magistrat - Lüdke ist 
seit zwölf Jahren Mitglied dieses Gre­
miums - würdigte Erster Stadtrat AI­
fons Maurer seine Mitarbeit. Er be­
zeichnete ihn als einen im Interesse der 
Sache stets unbequemen Mitstreiter, 
"der es versteht, auch gegen den Strom 
zu schwimmen, um an die Quelle zu 
gelangen". Dennoch seien auch hier 
immer rur alle Beteiligten akzeptable 
Sachentscheidungen zustande gekom­
men; seine eiserne Selbstdisziplin und 
sein starker Wille hätten Lüdke Aner­
kennung und Achtung gesichen, be­
tonte Maurer. 

Vom Leiter der BVS-Dienststelle 
Darrnstadt , Willy Roth , wurde Lüdke 
anschließend mit der BVS-Ehrenme­
daille ausgezeichnet. G. W. 

Stunnschäden 
beseitigt 

Bad Homburg. Daß die Stürme im 
Februar beim THW in vielen Landes­
teilen geradezu hektische Einsatztätig­
keit hervorgerufen haben, zeigt sich 
bei einem Blick ins Einsatztagebuch 
des THW-OV Bad Homburg. Hier 
sind allein am ersten Februarwochen­
ende binnen 17 Stunden neun Einsätze 
verzeichnet: Es waren umgestürzte 
oder nicht mehr standsichere Bäume 
zu entfernen , lose Gebäudeteile zu 
sichern sowie beschädigte Dächer pro­
visorisch abzudecken. 

Den spektakulärsten Schaden beho­
ben die THW-Helfer zusammen mit 
der Feuerwehr Oberursel an der Hei­
lig-Kreuz-Kirche im Bad Homburger 
Stadueil Gonzenheim. Am 22 Meter 
hohen Glockenturm der Kirche haue 
sich das Pyramidendach verschoben 
und war zum Tei] auf das Kirchen­
schiff gestürzt. Der Rest des Daches 

freiwilligen Helferinnen und Helfer 
der Hilfsorganisationen haUen alle 
Hände voll zu tun. Aber sie taten es 
gerne. ,,Noch nie war ich mit SO viel 
Enthusiasmus bei der Arbeit", so ein 
THW-Helfer. Strahlende Gesichter, 
Begeisterung und Freudentränen mit­
erleben zu dürfen, das war sicherlich 
der schönste Lohn rur alle, die mit 
Hand anlegten. 

Ob in Neu-Eichenberg, Bad Hers­
feld, Fulda, Gießen, Dillenburg, 
Frankfun oder Darrnstadt , zahlreiche 
THW -Onsverbände leisteten ihren 
Beitrag zur deutsch-deutschen Nach­
barschaftshilfe. Mit Material- und Per­
sonentransporten, dem Verladen von 
Hilfsgütern, dem Auf- und Abbau von 
Zelten, der Versorgung der Übersied­
ler, der Beleuchtung von Grenzüber­
gängen, dem AuJbau von Spielgeräten 
in Notaufnahmelagern oder Hilfelei­
stungen technischer Art, die THW­
Helfer waren Stunde rur Stunde im 
EinsalZ. 

Dns Dach des Glockenturms wird abgelassen. (Foto: Eblers) 

Eine hervorragende Resonanz haUe 
auch der spontane Spendenaufruf des 
THW nach Hygiene- und Babyani­
kein. Rund 15 Lkw nlit über 90 Ton­
nen Bekleidungs- und Sachspenden 
rur die DDR-Flüchtlinge konnten be­
reits einen Tag später zu den Notauf­
nahmelagern Gießen, Alsfeld und 
Fritzlar gebracht werden. Weitere runf 
Lkw-Ladungen standen abruJbereit in 
den THW-Unterkünften Frankfurt und 
DarrnSiadt. 

hing, nur noch durch den Blitzableiter 
und das aufgesetzte Kreuz gehalten, 
am Rand des Turmes und drohte abzu­
stürzen. 

Mit Hilfe der Drehleiter der Feuer­
wehr und eines privaten Mobilkranes 
gelang es, die Dachfragmente zu ber­
gen und ein selbstgebautes, provisori­
sches Pultdach auf den Kirchturm zu 
selZen. Mit zwei Greifzügen wurde die 
Konstruktion aus Kanthölzern, Schal­
breuern und Giuerfolie an den Traver­
sen rur die Glockenautbängung im 
Turm verspannt, so daß sie auch wei­
tere Stürme überstehen konnte. 

U. E.lA.G. 

THW Hessen half 
Flüchtlingen und 

Übersiedlem 
aus der DDR 

Wiesbaden. "Hilfe rur den Näch­
sten", so lautet das Mouo des THW. 
Den Nächsten geholfen haben im 
wahrsten Sinne des Wones rund 1500 
THW-Helfer aus Hessen: Unseren 
Nachbarn aus der DDR. Flüchtlinge, 

Übersiedler und Besucher strömten zu 
Tausenden in die Bundesrepublik und 
damit auch nach Hessen. Schier über­
rollt wurden die Notaufnahmelager 
von den ersten Flüchtlingswellen, spä­
ter dann die grenznahen Städte von 
den Abenausenden DDR-Besuchern , 
die ihre neue "grenzenlose" Freiheit in 
vollen Zügen genießen wollten. 

Was ftir die einen Freude oder Er­
leichterung bedeutete, brachte ande­
ren hane Arbeit. Die vielen hunden 

THW·Helrer gehen den Spendern 
beim Ausladen zur Hand. 

(Foto: Hartmann) 

,,Mit einem solchen Erfolg der 
Spendenaufrufe hanen wir nicht ge­
rechnet. Wir haben bis in die späte 
Nacht hinein Kleidung, Toileuen- und 
Hygieneanikel sortien und verpackt", 
so einer der freiwilligen THW-Helfer, 
die von ihren Arbeitgebern rur die 
Sammelaktion Sonderurlaub erhalten 
haUen. Die bis abends abgegebenen 
Spenden wurden sofon auf die Lkws 
geladen und am nächSien Morgen in 
die Aufnahmelager gefahren. Don 

Selbst mit dem Taxi bringen Spen­
der ihre Gaben zu den T H W-Unter­
kü nnen. (Foto: Grunig) 
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nicht möglich. eine Dampflok. Bau­
Jahr 1944. in den Verladebereich 'on 
Kraftfahrzeugen zu bringen. Die Ge­
rJtegruppe deI THW-Bergungszuges 
wurde eingesetzt und mit Hil fe Ion 
Hydropressen und Hebekissen gelang 
e, . die tonnenschwere Last soweit an­
zuheben. daß diese auf einen Trans­
ponwagen verlastet und in den Verla­
debereich von Kraftfahrzeugen ge­
bracht werden konnte. 

Bundesverdienst­
kreuz für 

..:.T:..:II..:.W,-- I:.:.l c=I~:..:c:..:rso=rt:..:;.:..:re..:.".::d:.:.; c..:.K,-tc..:.;d:.:.u..:."",g. _______ ...:c_Fo;..,,;..,o'...:G_,r_u"_;"'g, Willi Schmidt 

Aufl>a letl eß \ crpackl "erden die Spenden '·erladen und abtransportiert, 
(Foto: Grull ig) 

"neolten Helfer des Deulschen Roten 
Kreuz", die Spenden an die Flücht­
linge. 

Der akute Engpaß an Baby- und 
Kinderbekleidung. H)giene- und Toi­
lettenan,keln in den maufnahmela­
gern war damit behoben. Dank einer 
Flut Ion Einzelspenden sowie einer 
Reohe großzügiger Firmenspenden 
konnten nun die DDR-Flüchtlinge 
"ieder ausreichend 'ersorgt werden. 

THW -Landesbeauftragler rur Hes­
sen. D,pl.-Ing. Han,-Alben Lossen. 
fand nur lobende Worte mrdie sponta­
ne Spendenaktion: "Über 700 Autos 
kamen abend, während der Annahme­
zeiten zu den THW-Unterkünften 
Frankfurt und Darmstadt. oft mit prall 
gefUllten KoffetTäumen. Auch Taxis 
.. unlen mit Spenden zu uns geschickt. 
WIf danken den vielen Mitburgern. 
die mit ihrer Spende den DDR-Flücht­
lingen sehr geholfen haben". 

Danl und Hochachtung gilt aber 
auch. so Lossen. allen THW-Helferin­
nen und Helfern. die auf \0 eindrucks­
lolle Weise ihre Verbundenheit mit 
den Nachbarn in der DDR bew ie;en 
haben. H.-G. H 

THW lupft Lok 
Viernheim. Schwierigkeiten beim 

Verladen einer uber4ü Tonnen schwe­
ren Dampflok konnten 10m THW­
Onsverband Viernheim gelöst wer­
den. Aufgrund der beengten Verhält­
nisse In der Wagenhalle der Obcrrhe,­
nischen Eisenbahn-Gesellschaft sow" 
unte~hiedlicher Spurweiten war CI 

l\ lit Hilfe \on I-Iydrop~n und 
Hebekissen "ird die Lok angcho­
~n. (1';010: \\ inkenb<tch) 
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Riisselshei m. Für sein herausra­
gendes ehrenamtliches Engagement 
im THW wurde Willi Schmidt. Ons­
beauftragter fUr Rüssel,heim. mit dem 
Verdienstkreuz am Bande des Ver­
dien,torde", der Bundesrepublik 
Deutschland ausgezeichnet. Die hohe 
Auszeichnung wurde ihm 10m Ober­
bürgermeister der Stadt Rüsselsheim. 
Norben Winterstein. überbracht. 

In der Laudatio hob Winterstein 
herv or. daß Schmidt nunmehr seit 
über zehn Jahren den THW-OV Rüs­
sellheim in vorbild licher und enga­
g"rter Weise leite. Schmidt opfere 
einen wesentlichen Teil seiner Freizeit 
der Arbeit im THW. Unter seiner lei­
tung sei der Onsverband Rüsselsheim 
zu einem leistung,starken und allseits 
anerkannten Panner im Katastrophen­
schutz gewonlen. 

THW-Landesbeauftragter Dipl.-
Ing_ Hans-Albert Lossen lobte eben­
falll die unermüdliche Arbeit 
Schmidts zum Wohle des THW. Sein 
Wissen. seine Erfahrung und sein 
Sachverstand. \0 Lossen. seien weit 
über die Grenzen Hessens hinaus ge­
schätzt und geachtet. H.-G. H 

Oberbürgermeister Norlwrl Win· 
(crstein gratuliert Willi Schmidt zu 
der hohen Ehrung.(f'oto: Ilortnmnn) 

Ehrenbrief des 
Landes Hessen für 
Heinrich Vormittag 

Ober·Ramsladt. Für seine Ver­
diensce um den Katastrophenschutz 
wurde der THW -Ortsbeauftragte rur 
Ober-Ramstadt. Heinrich Vornlitt'g. 
mit dem Ehrenbrief des Landel Hes­
sen ausgezeichnel. Landrat Ham,·Joa­
chim Klein überreichte diese höchste 
Auszeichnung. die das Land zu verge­
ben hat. 

Aus der lIand ,"on Landrat HIlUS­
Joachim Klein nimmt Heinrich Vor­
millag die hohe Ausl.cichnung enl· 
g~en. (Foto: lI art mann) 

Vormittag gehön zu den Gründern 
des THW-OV Ober-Ramstadt. Er 
ubernahm schon 1972 Führungsaufga­
ben und steht dem Onsverband. der 
unter seiner Leitung in eine neue Un­
terkunft übersiedelte. seit 1983 als 
Onsbeauftragter 10r. 

Landrat Hans-Joachim Klein wür­
digte ausflih rIich die Leistungen Vor­
mittags. denn es sei ungewöhnlich. 
daß ein 36 Jahre junger Mann mit dem 
Ehrenbrief des Landes Hessen ausge­
zeichnet werde. 

Zu den Gratulanten, die Vormittag 
zu seiner Auszeichnung beglück­
"ünschten. gehöne .uch der THW­
Landesbeauftragte fli r Hessen. Dipl.­
Ing. Hans-Albert Lossen. H.-G. H. 

Baden-Württemberg 

Hochwasser­
Katastrophe in 

Baden-Württemberg 

SlUltgart. Durch anhaltend starke 
Niede~hläge kam es Mitte Februar in 
ganz Baden-Württemberg zu einer ex­
tremen Hochwassersitu.tion. Die 
Wassermassen kosteten flinf Men-



schen das Leben, es entstanden Schä­
den in Milliardenhöhe. 

Für das THW bedeUiete das Unwet­
ter Großalann: Über die Hälfte aller 
baden-württembergischen Ortsver­
bände waren im Einsall. Rund 1900 
THW-Helfer verrichteten Pumparbei­
ten, flihrten Sicherungsarbeiten an 
Dämmen, Wällen und Brucken durch, 
bargen Schwemmgut, evakuierten 
Eingeschlossene. bauten Relais-Funk­
stellen auf und trafen Vorsorgemaß­
nahmen. 

Zur Bewältigung dieser Arbeiten 
war außer einer größeren Anzahl von 
Kraftfahrzeugen eine umfangreiche 
Sondernusstallung erforderlich. Ne­
ben Pumpen und Booten wurden auch 
Trinkwasser-Autbereitungsanlagen 
eingesetzl, nachdem verschmutztes 
Oberflächenwasser in ein Wasserver­
sorgungsnell gelangt war. 

Schwerpunkte der Einsalltätigkei­
ten waren die Landkreise Waldshut. 
Freudenstadt und der Schwarzwald­
Baar-Kreis, hier wurde Katastrophen­
alarm ausgelöst. Im Ortenaukreis und 
im Landkreis Calw bestand Katastro­
phenvornlann. Aber auch im Bereich 
der Donau und am Unterlauf des Nek­
kar leisteten die THW-Helfer vielfach 
technische Hilfe. 

Es war ein "Mammut-Einsatz", wie 
die geleisteten rund 19(0) Stunden 
eindrucksvoll dokumentieren. G. S. 

Lastzug umgestürzt 

Prorzheim. Sachschaden in Höhe 
von 80(0) DM war die Folge eines 
Unfalls auf der Bundesautobahn A8 
zwischen Heimsheim und pforzheim­
Ost. Aus Unachtsamkeit kam ein 43 
Jahre alter Fahrzeugflihrer ntit seinem 
Lastzug von der Fahrbahn ab; Zugma­
schine und Anhänger stürzten um und 
blockierten beide Fahrstreifen. Die 
Autobahn mußte flir zwei Stunden voll 
gesperrt werden. 

DerTHW-OV pforzheim ruckte mit 
Kranwagen. GKW und zwei Lkwaus, 
um den Lastzug wieder aufzurichten. 

Zuvor mußten die THW-Hclfer je­
doch von Hand mehrere Tonnen Dro­
gerieartikel auf die Lkw des THW 
umladen. 17 Helfer waren mit dieser 
Arbeit mehrere Stunden beschäftigt. 
Anschließend reinigten sie die Unfall­
steIle, so daß der Verkehr wieder un­
gehindert fließen konnte. F. W. 

THW deckte 
BrandsteIle ab 

Ostdorf. Bei einem Brnnd in Balin­
gen-Ostdorf wurde eine Kunststoff­
Fabrik völlig zerstön. Nachdem das 
Feuer durch die Freiwilligen Feuer­
wehren aus dem Umland gelöscht 
worden war, sollte die Brnndstelle we­
gen des mit Schwermetallen belasteten 
Brnndschulles überdacht werden. 
Ilierzu wurde das THW alannien. 

Die ganze Nacht versuchten die 
THW-Helfer, zur Abdeckung geeig­
nete Zelte und Planen aufzutreiben. 
Schließlich konnten die notwendigen 
Materialien beschafft werden. 

Das .,Zelt·, wurde mit Hilfe einer 
Gerüstkonstruktion erstellt. Der 
schwierigste Teil. das Dach, wurde 
am Boden montien und anschließend 
mit einem Autokrnn auf die Stützgerü­
ste gehievt. Kurz danach wurde die 
Plane von einem Sturm wieder wegge­
rissen. 

Drei Tage später erneuerten die 
THW-Helfer die Abdeckung, wobei 
die Arbeit durch starken Wind und 
Schneetreiben erheblich beeinträchtigt 
wurde. 

Die Leitung des Einsatzes, an dem 
THW-Einheiten aus Balingen. He­
chingen, TÜbingen, sigmaringen, 
ROllenburg und Schramberg beteiligt 
waren, lag in den Händen des THW­
Kreisbeauftragten Dieter Frommes. 

R. B. 

Per Hand ladendieTHW·Helrerdie Drogerieartikel um. (Foto: Winterrcld) 

Mit HHre cinerGerüslkonstruktion wird ein "ZeU"erSlelll. 

Bayern 

30000 Watt für 
"Feierliches 
Gelöbnis" 

Sonthofen. Das Sonthofener Ge­
birgsinstandsetzungsbataillon 8 rich­
tete rur rund 1(0) Rekruten der In­
standsetzungs-, sanitäts-. Anillerie­
und ABC-Abwehrtruppe das Feierli­
che Gelöbnis am Fuße des Grünten auf 
dem sponplatz von Burgberg aus. 

(Foto: Bicsingcr) 

Für den Bataillonskommandeur, 
Oberstleutnant Dipl.-Ing. Dietmar 
Tauben. war es besonders wichtig, 
daß die zahlreich gekommenen Ange­
hörigen der Rekrulen sowie die Gäsle 
trotz Dunkelheit die Zeremonie mit­
verfolgen konnten. Er bat das THW 
Sonthofen um Unterstützung. Der 
stellvenretende Onsbeauftragte. 
Dipl.-Ing. Rolf Gilles, sagte spontan 
zu und ließ den Gelöbnisplatz mit der 
kreiseigenen Lichlgiraffe und mehre­
ren Scheinwerfern auf Stativen blend­
frei ausleuchten. Durch geschickles 
Veritabein war es sogar möglich, die 
Beleuchtung den verschiedenen Pha­
sen des Gelöbnisses anzupassen. G. F. 

Wamelienst @! 
Seltenes Jubiläum 
Grund zum Feiern halle jüngst die 

Warndienstleitmeßstelie 43 im westra­
lischen Coesfeld: Ihr Leiter. Gottfried 
Weber, mit erst 42 Jahren schon einer 
der "alten Hasen", wurde rur 25 Jahre 
ehrenamtliche Tätigkeil im Warn­
dienst geehrt und die Leitmeßstelie 
selbst hatte auch ihr 25jähriges Be­
standsjubiläum in Coesfeld. 

In einer Feierstunde anläßlich die­
ses Doppeljubiläums, während der 
auch Oberkreisdirektor Mathias Goß 
einige würdigende Wone für die Ar· 
beit des Zivilschutzes im Kreis fand, 
dankte Rainer Kann, Leiter des Warn­
amtes IV in Meinerzhagen. GOllfried 
Weber rur die geleistete Arbeit. Im 
Auftrag des Präsidenten des Bundes­
amtes rur Zivilschutz überreichte er 
ihm eine Ehrenurkunde. 

GOllfried Weber trat mit Errichtung 
der Warndienstleitrneßstelie in Coes­
feld 1964 dieser ZivilschUlzeinrich­
tung bei und wurde 1972 ihr Leiter. 
Seitdem seilt er sich in Coesfeld flir 
die Belange des Warndienstes ein. Die 
Leitmeßstelie 43 ist flir die Kreise 
Borken, Coesfeld, Steinfurt und Wa­
rendorf sowie die kreisfreie Stadt 
Münster warndienstmäßig verantwort­
lich. 

Rainer Kann hob die reibungslose 
und gut funktionierende Zusammenar­
beit zwischen dem Warnamt im sauer­
ländischen Meinerzhagen und Coes­
feld hervor. deren Kontinuillil in der 
Person von GOllfried Weber auch in 
Zukunft gewährleiste! sei. 

Weitere Ehrungen erhielten flir 
zehnjährige ehrenamtliche Mitarbeit 
die Helfer Bernhard Bosmann. Nor­
ben Neuhaus und Manin Reher. R. K. 
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I DeuUches Roees Kreul +1 
Die Liga als Makler internationaler Hilfen 

Naturkatastrophen forderten das Rote Kreuz heraus 

Die liga der Rorkreu;· und Ror· 
Iwlbmondgmllschaften mir Sir; in 
Genf koordiniert die imernarionale 
Rorkreudlilfe für die Opfer I'on Na/ur· 
karasrrophen in aller lVelr. IIIr Gene· 
ralsekrerär, der ehemalige finnische 
AußenminiSler Pür Srenbäck, srellr 
einige Berrachlllngen über die Lehren 
an, dit aus der nie ;Ul'or gekannren 
Reihe I'on Karasrrophen ;u ziehen 
sind. Delin seir Augllsr 1988 hm es 
kallm einen Tag gegeben, an dem die 
liga nichr mir Karasrrophen konfron· 
tiert gewesen wäre. 

Für Organisationen wie die Liga, 
deren Aufgabe "" ist, den Opfern 'on 
NaturkalaSlIOphen in aller Weh beizu· 
stehen, waren es sechs Monate unun· 
terbrochener Tätigkeit, in denen das 
Licht im kretariat Tag rur Tag bis 
tief in die acht hinein branme. 

Die zuvor nie gekannte Reihe von 
OIlagen begann mit den Wolkenbrü· 

ehen im Sudan arn 5. August 1988. 
Gleichzeitig versuchte die Liga, im 
benachbanen Äthiopien eine halbe 
MIllion Dürreopfer mit Nahrungsmit· 
tein zu ve1'Orgen. Es folgte der Hurri· 
kan "Gilben", der Verderben über die 
Karibik und bis hinein nach Latein· 
amerika brachte, während einen Mo­
nat später der Hurrikan ,Joan" über 
Nicaragua, Costa Rica und Panama 
hereinbrach. Dazu kamen Erdbeben in 
a.ina und Nepal, der Taifun "Un· 
sang" auf den Philippinen, und in 
Uganda und Ruwanda waren Men· 
schen zu unterstützen, die Konflikte 
aus ihrer Heimat vemeben hanen. 

Schließlich erlin arn 7. Dezember 
1988 ordwestarmenien große Zer· 
störungen durch ein gewahiges Erdbe· 
ben. 25 (0) Menschen fanden den 
Tod, 14 (0) erlinen Verletzungen, 
500 (XX) wurden obdachlos. Die Schä· 
den an Häusern, Schulen, Kranken· 
häusern und Fabriken beliefen sich auf 
über acbt Milliarden Rubel. 

Innerhalb von sechs Monaten rich· 
tete die LIga 25 Spendenaufrufe an die 

Pär Stcnbiick. Generalsekretür der 
Liga der Rotkreuz· und Rothalb· 
mondgesellscha rten. (FOlO: Coelho) 

imernationale Gemeinschaft des Ro­
ten Kreuzes und des Roten Halbmonds 
und erbat 150 Millionen Schweizer 
Franken, um den Opfern dieser Kata· 
slIOphen Hilfe bringen zu können. 

Der größte Teil dieser Gelder wurde 
rur Decken, Zehe, Plastik bahnen, 
Wasserrohre und ·pumpen, Kochge· 
schirr, Kohle, Lebensminel, 01, Fahr· 
zeuge und Lagerhahung verwendel. 
Und dazu karnen natürlich die Kosten 
rur die Anstellung ausländischer Dele· 
giener und einheImischen Personal . 

All dies erwies sich als zusätzliche 
schwere Belastung zu den bereits be· 
stehenden Verpflichtungen: In Malawi 
mußte man zur Ernährung von über 
600 (0) mosambikanischen F1ücht· 
lingen bei!ragen, in Pakistan rur Af· 
ghanen und in Südostasien rur "Boat 
People" sorgen, weh .. eit die Aids· 
Epidemie bekämpfen und versuchen, 
die Führungs· und Einsatzfahigkeit 
IOn Rolkreuz· und Rolhalbmondge. 
seilschaften in Emwicklungsländern 
aufzubauen ... 

"Frtedenswer1lzeug" 

Die Liga ist im Grunde das "Frie· 
denswerkzeug" des Imernationalen 
Roten Kreuzes. Sie emslllnd im Jahre 
1919, zur Zeit des Völkerbunds, um 
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die Hilfstäligkeit der Bewegung rur 
die Opfer von Naturkatastrophen zu 
koordinieren. 

In diesem Sinne sind wir "Makle(' 
imernationaler Hilfe. Hilferufe von 
Rou.reuz· oder Rothalbmondgesell· 
schaften aus Ländern, die ,on Natur· 
katastrophen heimgesucht wurden, 
gehen bei unserem Genfer Hauptquar· 
tier em. Der Bedarf wird von unserem 
Personal ermineh, häufig durch Dele· 
giene, die sofon an On und Stelle 
fliegen. Anschließend erbinen wir von 
unseren 147 Nationalen Gesellschaf· 
ten die erforderlichen Güter. 

In vielen fallen können Hilfsgüter 
unminelbar den Lagerhäusern der Li· 
ga entnommen werden, die sich über· 
all auf der Welt an strategischen Punk· 
ten befinden - Samiago de Chile, 
Panama, Marseille und Singapur -
obwohl deren Bestände an Zelten, 
Decken, Tragen und Feldbellen in den 
lelZlen Monaten gewaltig abgenom· 
men haben. Wie es einer unserer La· 
gerhausl'erwaher recht treffend aus· 
drückte: "Dieses Jahr haben wir leider 
sehr viel mehr Aufträge erhahen als im 
letzten ... " 

Unterschiedliches 
Spendenvertlalten 

Welche Lehren sind hauplSächlich 
aus dieser Periode vielfahiger Tätig· 
keiten zu ziehen? 

Zunächst einmal, daß manche Uno 
glücksfalle weilaus mehr Spender auf 
den Plan rufen als andere. Armenien 
war wohl das schlagkräftigste Beispiel 
rur diese Behauptung. Die Gründe 
dafUr sind relativ einfach: Wegen der 
bestehenden Spannungen im Lande 
halle Armenien seit Februar 1988 stän· 
dig Schlagzeilen gemachI. Das ,.neue 
Denken" GorbalSChows halle eine 
empfangliehe Seite des Westens, be· 
rühn. Außerdem ist Armenien der äl· 
testechristliche S!aat der Weh - oder. 
wie es ein amerikanischer Kommen-

ta!or ausdrückte, "schon fast ein Farni· 
lienmllglied", SO daß hier auch das 
"darnIl haben wir doch nich", zu tun" 
~egfiel , das man manchmal hören 
kann, wenn sich die Katastrophe in 
einem entfernteren Gebiet abspieh. 

Der Erfolg des Ganzen war, daß viel 
zu ,iele Hil fsgüter ankamen. Inner· 
halb von sechs Wochen war der Flug. 
platz von Eriwan das Ziel Ion mehr als 
1300 Flügen (und davon nur 227 imer· 
nationalen), während zusätzlich 
50 (0) Güterwagen im Lande eimra· 
fen. Es wurden über 60 (0) Tonnen 
Bekleidung in Empfang genommen, 
und die Mengen an Arzneimillein und 
künstlichen ieren standen in keinem 
Verhähnis zu den vorhandenen Be· 
dürfnissen. 

Bessere Koordination 
erfordertich 

Somit heißt die z",eite Lehre, daß 
bei künftigen Katastrophen eine weit· 
aus bessere Koordination der Hilfsbe· 
rnühungen erforderlich sein wird. 
Hilfsgüter müssen nach Maßgabe der 
Nachfrage und nicht nach Maßgabe 
der Lieferungsmöglichkeilen bereitge· 
stellt "erden. Was zählt, sind die Be· 
dürfnisse der Opfer, nicht die der 
Spender. 

Gerade um eine solche Koordina· 
tion der Rotlreumilfe zu ermögli· 
ehen, war ja die Liga vor 70 Jahren ins 
Leben gerufen worden, so wie die 
Vereimen Nallonen ihrersei", im Jahre 
1972 das Amt des Koordinators rur 
Katastrophenhilfe schufen, um die 
Spenden der Regierungen zu koordi· 
nieren. DIe Theone ist sehr einfach: 
Die Spender solhen Genf milleilen, 
was sie zur Verfugung stellen können, 
und kein Flug sollte abgehen, bevor er 
grünes Licht erhahen bane. Auf diese 
Weise können die dringendsten Be· 
dürfnisse zuerst gedeckt werden -
beispielsweise die sofonige Emsen· 
dung Ion Hilfstearns - und Doppel· 
spurigkeiten werden lermieden. 



Doch in einem Zeitalter des .. So­
fon"-Journalismus fallt es den Spen­
dern schwer, zu "warten", Es ist nur 
verständlich, daß sie ihr Flugzeug und 
ihre Hilfsgüter so schnell wie möglich 
in den Abendnachrichten des Fernse­
hens sehen wollen. 

Während die Rotkreuzlieferungen 
nach Armenien insgesamt vernünftig 
und geordnet abgewicke lt wurden -
wie auch diejenigen der anderen Hilfs­
organisationen -. gab es eine ganze 
Zahl von Ad-hoc-Organisationen, die 
verständlicherweise eher mit dem Her­
zen als mit dem Kopf handelten. Und 
das wiederum fUhne dazu, daß das 
Veneiler- und Liefersystem in der So­
wjetunion unter starken Druck geriet, 
als mehr und mehr Güter herein­
strömten. 

So müssen sich die Erfahrungen mit 
Armenien unbedingt in einer besseren 
Koordination in der Zukunft nieder­
schlagen. Als sich kürzlich Botschaf­
ter arn Hauptsitz der Liga trafen, be­
auftragten sie uns, dieser Frage weiter 
nachzugehen, und dies geschieht ge­
genwärtig in Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen und anderen 
Hilfsorganisationen. 

Nationale -
Katastrophenhilfspläne 

Drinens zeigten fast alle Katastro­
phen den vorhandenen Bedarf nach 
einem nationalen Katastrophenhilfs­
plan in dem betroffenen Land auf. Ein 
solcher muß klar durchstrukturien sein 
und schon im voraus die großen Linien 
der Verantwonlichkeit und der Kom­
munikation festlegen. Die einzelnen 
Ministerien der Regierung, der Zivil­
schutz, die Lokalbehörden, die Poli­
zei, die Feuerwehr, das Rote Kreuz 
und alle sonstigen Organisationen 
müssen die ihnen eigene Rolle ken­
nen, bevor sich die Katastrophe ein­
stellt. 

Wer ist wofUr verantwonlich? Wei­
che Minel werden gebraucht? Wie soll 
die Kommunikation aufrechterhalten 
werden? Sollten Vorratslager mit Not­
hilfsgütern an strategischen Punkten 
errichtet werden? Welche Transpon­
möglichkeiten sind vorhanden? Gibt 
es eine Spzialistenkartci? Inwieweit 
stimmt der nationale Plan mit Lokal­
plänen überein? Gibt es eine Kanei mit 
dem fUr Hilfszwecke erforderlichen 
Material (Bulldozer, Krane, Funkein­
richrungen usw.)? Welche Möglich­
keiten sind regional im Hinblick auf 
Flugplätze, Veneilerbahnhöfe und 
Krankenhäuser vorhanden? Außer­
dem müssen solche Pläne regelmäßig 
Anlaß zu Simulationsübungen geben. 

Gute Kommunikationsmittel 

Vienens sind gute Kommunika­
tionsminel der Schlüssel zur Katastro­
phenbewältigung und können sogar 
Hilfsaktionen revolutionieren. In Ar­
menien verfügte das Rote Kreuz über 
Walkie-Talkies auf Lokalebene, um 
die Verbindung mit dem Flughafen 
und den Wagen zu gewährleisten; ein 
Funknetz, um den Kontakt zwischen 
Eriwan und den Städten im Katastro­
phengebiet aufrechtzuerhalten; und 
schließlich einen Satelliten, der für 
Telefon-, Telex- und Telefaxverbin­
dungen mit Genf und anderen Teilen 
der Welt sorgte. 

achdem die Satellitenausrüstun­
gen jetzt klein genug geworden sind, 
daß man sie als Handgepäck ins Flug­
zeug nehmen kann, sollten die 
Schwierigkeiten, die sich daraus erga­
ben, daß das Hilfspersonal im Kata­
strophengebiet von allen Fernmelde­
möglichkeiten abgeschninen war, der 
Vergangenheit angehören - voraus­
gesetzt natürlich, daß sie die nötigen 
Genehmigungen zu seiner Verwen­
dung erhalten, wie dies in der UdSSR 
der Fall war. 

Die Liga steht derzeit in Verhand­
lungen mit einigen besonders katastro­
pbengefährdeten Ländern, um die 
Möglichkeit der Unterzeichnung von 
"Front"-Vereinbarungen zu erkunden, 
die ihr das Recht geben würden, sol­
ches Material in Notsituationen zu im­
portieren und zu verwenden. 

Hllfslleferungen 
besser verpacken 

Fünftens sollten die Spender besser 
darauf achten, wie sie ihre Lieferun­
gen verpacken. Viele wenvolle Stun­
den gingen bei Aktionen jüngeren Da­
tums dadurch verloren, daß das Flug­
platzpersonal nicht in der Lage war, 
die Beschriftung zu lesen und daher 
die allergrößte Mühe hane, festzustel­
len, was wohin gehen sollte. Das Rote 
Kreuz und die Vereinten Nationen ver­
wenden ein einfaches System von 
Farbstreifen - grün fUr Arzneiminel, 
rot für Lebensminel, blau fUr Zelte 
und Hilfsmaterial, - das, wenn es 
universell zur Anwendung gelangte, 
den gesamten Prozeß stark beschleuni­
gen würde. 

Zusätzlich sollte - falls Kleider­
spenden erbeten werden - ausdrück­
lich darauf hingewiesen werden, daß 
nur saubere, vorsoniene und deutlich 
gekennzeichnete Kleidung angenom­
mcn wird. 

Klima-Veränderungen 

Sechstens scheint die nie dagewese­
ne Reihe von Überschwemmungen 
und Dürrekatastrophen darauf hinzu­
deuten, daß sich das Klima auf der 
Welt änden. Die Welt wird wärmer. 

Derzeitige Klimavoraussagen rech­
nen mit einer Zunahme des sogenann­
ten "Treibhauseffekts". Wenn ameri­
kanische und britische Wissenschaft­
ler Recht haben, wird die Welt im 
Jahre 2020 wärmer sein als vor 
200 000 Jahren, was zu drastischen 
Veränderungen des Meeresspiegels, 
der Niederschläge und des Weners in 
den einzelnen Gebieten fUhren wird. 

Klimaveränderungen werden die 
bestehenden Probleme wie Dürre, das 
Vorrücken der Wüste und Bodenero­
sion noch weiter verschärfen. Sie 
könnten einen Einfluß auf die Häufig­
keit von ökologischen Unglücksfallen 
wie Überschwemmungen, Stürmen, 
Waldbränden und von Seuchen und 
Krankheiten haben. Wenn sich das 
Wener auf der Welt änden, werden 
insbesondere die Drinweltländer dar­
unter zu leiden haben. Schon heute 
werden die don lebenden Menschen 
von einer nach unten gerichteten Spi­
rale der Verarmung und Ungleichheit, 
der Verschlechterung der Umweltbe­
dingungen und des raschen Bevölke­
rungswachsturns erfaßt: alles Fakto­
ren, die zu Bevölkerungsbewegung 
und Konflikten fUhren. 

Arbeiten am Forschungszentrum 
des Roten Kreuzes in Genf, dem Hen­
ry-Dunant-Institut, zeigen auf, daß die 
Katastrophen in den siebziger Jahren 
um 25 Prozent gegenüber den sechzi­
ger Jahren zugenommen haben, und 
abermals um 50 Prozent zwischen den 

siebziger und achtziger Jahren. Noch 
stehen Dürrekatastrophen an erster 
Stelle, doch die stärkste Zunahme war 
bei den Überschwemmungen zu ver­
zeichnen. 

Und auch hier wieder sind die Ar­
men besonders verletzlich. Nach An­
gaben des Instituts forden jede größere 
Katastrophe in Ländern mit einem ge­
ringen Pro-Kopf-Einkommen an die 
3000 Tote, aber weniger als SOO in 
denen mit hohem Pro-Kopf-Ein­
kommen. 

Die Gründerväter der Liga hätten 
solche Ereignisse zweifellos als "Ta­
ten Gottes" bezeichnet. Heutzutage 
müssen wir sie in zunehmendem Maße 
als "Taten des Menschen" sehen -
und insbesondere in der Zerstörung 
der Umwelt, in der Verwendung 
fruchtbaren afrikanischen Bodens, um 
Leckerbissen für den Frühstilckstisch 
der nördlichen Länder heranzuführen, 
im Ruin der Wälder und in der Ver­
schmutzung der Atmosphäre. 

atürlich kann nicht das Rote Kreuz 
diese Probleme lösen. Das ist eine 
Aufgabe für die Regierungen. Aber 
wir können warnen. Und unserer Be­
fürchtung Ausdruck verleihen, daß die 
Katastrophen der letzten Jahre nicht 
isolien dastehen ... 

Seit ihrer Gründung im Jahre 1919 
hat die Liga die internationale Rot­
kreuzhilfe in mehr als 1000 getrennten 
Katastrophenfallen koordinien. Doch 
nie hat es eine Zeit gegeben, in der sich 
jede Woche eine Katastrophe ereigne­
te wie wir das seit August 1988 erlebt 
haben. 

Jeden Tag kann jetzt der Fernschrei­
ber im Sekretariat der Liga wieder 
losklappern, wenn ein neuer Hilferuf 
hereinkommt ... 

Soforthilfen der Europäischen Gemeinschaft 
für Opfer von Sturmschäden 

Die Europäische Gemeinschaft 
hat dem Deutschen Roten Kreuz fUr 
die Opfer der schweren Stürme der 
vergangenen Wochen weitere 
700 000, - DM zur Verfügung ge­
steilt. 

Insgesamt können kurzfristig 1,8 
Mio. DM vorrangig für Hänefalle 
verwendet werden: 
- hinterbliebene Kinder bis 27 Jah-

re und Ehepanner, 
- Verletzte in Krankenhäusern , 
- Obdachlose, ' 
- hilfsbedürftige Geschädigte, die 

Sachleistungen nachweisen, die 

nicht versicherungsmäBig abge­
deckt sind. 

Die Sofonhilfe ist Ausdruck der 
Solidarität gegenüber europäischen 
Bürgern und soll kurzfristig Not lin­
dern helfen. 

Die Hilfen sollen umgehend und 
unbürokratisch zur Auszahlung 
kommen. 

Formlose Anträge sind an das 
Deutsche Rote Kreuz, Generalse­
kretariat, Referat 12, Postfach 1460, 
5300 Bonn I, Stichwon "Sturmop­
fer- Hil fe" zu stellen. Auskünfte un­
ter Telefon 0228/541-343 oder bei 
allen DRK-Landesverbänden. 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 

"Wir wußten, was auf uns zukommen würde" 

Stit den dramatischen Ereigni -
jen in den lIotschaften der Bundes­
republik in Prag und Wa~hau wa­
ren die räumlichen und personellen 
Kapazitäten der Sozialbehörden 
dem Ansturm nicht mehr gewach­
sen_ Ob es darum ging, den grollen 
Besucherstrom zu betreuen oder 
Notunterkünfte und Verpnegung 
rur Tausende ,on Über iedlern be­
reitzustellen, die Unterstützung der 
Hilfsorganisa tionen war gefordert. 
I~r Arbeitcr-Samariter-Bund hat 
vielerorts seine mlfe angeboten und 
Unterkünfte organisiert , so auch in 
Bremen-Nord, 

Die "Schleuse" in Bremen- ord 
liegt muten m einer Siedlung de, 
Stadtteil, Le,um. Hier finden Hunder­
teehemalige DDR-Bürger eine otun­
terkunft. Von morgens 8.00 bis 
abend 23.00 Uhr ist sie an sieben 
Tagen m der Woche be.\ellt. Verpfle­
gung und em Ben reichen ftir den 
Anfang. Dann bekommen die meisten 
entweder einen Plall in einem der 
"Gästehäuser I oder 111" des ASB bzw. 
in den Räumen der Wilhelm-Kaisen­
Kaserne oder werden in andere Über­
gangsv.ohnheime in Bremen 'erteih. 
Dort können ,ie bleiben, bi> sie eine 
eigene Wohnung gefunden haben. Das 
"Gästehaus I" ist aus einem umgebau­
ten Sanitat>mittellager entstanden, so 
daß nun 60 Personen darin Platz fin­
den. Viele Familien mit Säuglingen 
und Kleinkindern treffen hier ein, 
Schwangere und ahe Menschen sind 
dabeI. Sie können nicht ohne soziale 

Gerr G. (29) kommt aus Dmden. Er 
11m mir .seiner Frau find seinen heiden 
Kindern im Alter I'On :ehn und nnder­
halb Jahren am 3. NOl'ember Ielven 
Jallm die DDR wlassen. Der Aus­
reisenmra! , I'or drei Jahren gestellt, 
war endlich bewilligt worden. Die FII­
milie ist dankbttr , daß sie beim ASB 
einen Raam für sich allein IlGben 
kann , Die ersten Kolltakre haben sie 
schon geknüpft: eine Familie aus Bre­
men lädt sie manchmal :u Besuchen 
ein. 

Begleitung Sich selb,t überlassen ~er­
den. Daher baute die Geschäftlftihre­
rin Almuth Stoess mit der Unterstüt­
zung ihrer Mitarbeiterinnen und Zivil­
dienstleistenden in kurzer Zeit ein Be­
treuungsangebot auf: Den Kindern 
wurde eine Spielgruppe angeboten, 
Einzelberatungen, Informationsveran­
stahungen und auch gemeinsame Fe­
ste stehen auf dem Programm. Di­
plompädagogin Beatrire Berkenkopf 
plant darüber hinaus noch eine speziel­
le Verbraucherberatung ftir die Aus­
und Übersiedler. 

Das ASB-Cafe ist ein gemätlicher 
Treffpunkt ftir Neuankömmlinge und 
Bewohner der "Gästehäuse(·. Insge­
samt werden hier 670 Über- und Aus­
siedler betreut. und in einem Monat 
treffen 700 bis 800 Menschen in der 

otunterkunft "Schleuse" ein. 
Der ASB Bremen-Nord ftihrt fur 

das Land Bremen die Erstaufnahme 
durch. 

Am 9. NOl'ember ",gangenen Jah­
res platzten die ,orhandenen Über­
gangswohnheime aus allen ähten. In 
dieser Notsituation sprang die Marine 
ein und stellte die Wilhelm-Kaisen­
Kaserne den Übersiedlern zur Verfu­
gung. 200 Personen konnten - ge­
trennt nach Familien - die Räume 
direkt beziehen, auch hier übernahm 
der ASB die Betreuung. 

Sozialpädagogen und Zivildienst­
leistende beraten die DDR-Übersied­
ler bei Behördengängen, beim Ausftil­
Ien des "Laufzettels" und bei Schulfra­
gen. Aber auch andere Probleme exi­
stieren: Miteinander auf engem Raum 
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"lVir "ußten, wos auf uns :ukommen 
"ürde . .. Viola P. (26) sagt dies ohne 
Bitterkeit . Sie hält ihre Tochter Jenni­
fer (5) auf dem Schoß. Viola P. ist mit 
ihrem Bruder und dessen Freundin in 
die Bundesrtpublik gekommen. Seit 
Mille NOI'ember Ielven Jahres sind sie 
in dem Obergangs\\'ohnheim des ASB 
in Bremen-/..esum. In der DDR lebte 
die junge Frau mit ihm 81jiihrigen 
Großmutter ,usammen; ein 1V0hnan­
trag wurde "Oll den Behörden abge­
leimt. Sie soll seIlOn lange keine Mög­
lichkeit mehr, siell 1'011 ZU entfalten, 
daß heißt für sie, einen Beruf ZU wüh­
len, der ihr Sf'lJß macht, sich lVünsche 
ZU erfülltn. "Einen guten Job bekom 
nur der, der eine Parttizugehörigkeit 

leben bedeutet, sich z. B. über Sauber­
kClt , Lärrnbelästigung usw. einigen zu 
können. In einem ,.Gästehaus" wird 
daher eme EinwohnCllersammlung 
abgehalten. die >crsucht. Probleme 
untereinander zu regeln - demokrati­
sches Verhahen im Alltag. Nicht alle 
kommen hier klar: Arbeitslosigkeit 
und Wohnungsnot fUhren auch bei 
einigen zum Alkoholmißbrauch. 
Nicht SO bei jungen Familien und Paa­
ren, die ,iel auf sich genommen ha­
ben, um sich hier eine neue Existenz 
aufzubauen - gefahrdet sind eher je­
ne, die alleinstehend si nd und mit zu 
hohen Erwartungen mit dem großen 
Ansturn, im olember gekommen 
sind. Die Überorückungshilfe Ion 200 

nachweisen konllle. lVir sindfroh, daß 
,!'ir endlich hier sind . .. 

DM reicht nicht "eit, da entlteht aus 
der anfanglichen Eupborie bei einigen 
bald Enttäuschung und Unzufrieden­
heit. 

Die Wohlfahrtsorganisationen hel­
fen bei den ersten, mühsamen Schrit­
ten in ein neues Leben. Gleichwohl 
müssen die Übersiedler aus der DDR 
ganz Ion vorne anfangen. Sie müssen 
sich in einer neuen Umgebung mit 
neuen Lebensumständen zurechtfin­
den - dies ist nicht immer leicht. Die 
Betreuungsinitiati'e der engagierten 
ASB-Mitarbeiterinnen und Zivil­
dienstleistenden in Bremen-Nord lei­
stet dabei eine wichtige (Start-)Hilfe. 

Rita Huppenz 

Rosemarie G. (59), Frührenltierin, ist 
mit ihren beiden erwafhsenen Töch­
tern wut ihrem Enkel Mike (6) eben 
angekommen. Zufrieden sehen sie 
aus. "Der Kleine hat schon I'ie! ge­
schenAt bekommen, und hier follt dos 
Schlangestehtn wenigstens weg. " Sie 
sind seit drei Tagen in der BRD und 
hoffen, daß es i/men hier besser gehen 
wird. "Die Kinderkleidlillg wurde so 
teuer, daß man mit einem Verdienst 
,'on 600 DM nicht mehr zurechtkam", 
so die junge MUlIer. 



Not, Elend und Unterversorgung 
Harte Kämpfe in Rumänien, Not 

in der Bevölkerung: Als nach dem 
Sturz des Diktators die verheerende 
Notlage der rumänischen Bevölke· 
rung bekannt wurde, reagierte der 
Arbeiter·Samariter·Bund spontan 
und sandte direkt nach den ersten 
Meldungen in den Medien seine 
Hilfsgüterlieferungen in das Krisen· 
gebiet. 

Unter der Leitung des ASB·Bun· 
desverbandes wurde kurz vor Weih· 
nachten ein Konvoi mi t zehn Kran· 
ken·, Rettungs· und Notarztwagen so­
wie Ärzten und Rettungssanitätern zu· 
sammengeste llt und bereits am 25. 
Dezember 1989 in einem Kranken· 
haus in Arad Hilfe geleistet. 20 Stunden war der ASn-Konvoi nach Rum änien unterwegs. 

Zahlreiche Krankenhäuser sind 
nach den blutigen Auseinandersetzun· 
gen zwischen der Bevölkerung und 
dem berüchtigten Sicherheitsdienst 
nicht mehr in der Lage gewesen, die 
mehreren tausend Schwerverletzten 
und Verwundeten zu versorgen. 

Auch durch die jahrelange Unter· 
versorgung ist es in fas t allen Kranken· 
häusern zu Engpässen gekommen. So 
wurden beispielsweise Einmal·(Weg· 
werf· )spritzen ständig bis zu zwanzig· 
mal ausgewaschen und erneut verwen· 
det , weil einfach keine sterilen Sprit· 
zen vorhanden waren. Operationen 
mußten auch ohne Narkose durchge· 
fUhrt werden, da Schmerzmittel 
fehlten. 

Der Arbeiter·Samari.ter·Bund lie· 
ferte daher in seiner Soforthilfeaktion 
Infusionslösungen und Besteck, 
Schmerzmittel, Antibiotika, Wolldek· 
ken sowie medizinisches Gerät zur 
Erstversorgung von Verletzten (insge· 
samt im Umfang von 8,5 Tonnen) im 
Wert von annähernd 180000 Mark. 

Spontan hanen sich freiwill ige Hel· 
fer aus den Orts· und Kreisverbänden 

Hannover·Land/Schaumburg, Lüne· 
burg, Peine, NortheimiOsterrode, Os· 
nabrück, Mannheim und Nürnberg zur 
VerfUgung gestellt. 

Gestartet wurde mit acht ASB· 
Krankemransport- und Rettungswa­
gen in Barsinghausen bei Hannover. 
In Süddeutsch land kamen weitere 
Kraftfahrzeuge aus Mannheim und 
Nürnberg dazu. 

20 Stunden war der Konvoi unter· 
wegs, um die Strecke bis zur unga· 
risch·rumänischen Grenze zu bewälti· 
gen. Geplant war, dann die mitge· 
brachten Medikamente zu der westru· 
mänischen Stadt Temesvar zu liefern. 

Doch 48 Kilometer hinter der rumä· 
nischen Grenze in Arad war fUr den 
Tansport der Hilfsgüter Schluß. Be· 
richte über Angriffe aus Hubschrau· 
bern auf Zivilisten hielten die ASB· 
Helfer von der Weiterfahrt ab. Die 
rumänische Bevölkerung warnte die 
Samariter vor der Fortsetzung des So· 
forthilfeeinsatzes, da immer wieder 
mit Angriffen der "Securi tate" gereeh· 

net wurde. Kurz vor Arad erhielt der 
Hilfsgüterzug des ASB dann offiziel· 
len Schutz von rumänischen Streit· 
kräften. Zwei Fahrzeuge begleiteten 
die Lastkraftwagen der Samariter und 
lotsten sie zum allgemeinen Kranken­
haus in Arad. Die Hilfsgüter wurden 
von der Armee bewacht und vorerst in 
einem Kühlhaus des Schlachthofes 
von Arad untergestellt, wo ein Medi· 
kamenlenlager errichtet wurde. 

Aeisch gab es in dem Kühlhaus 
keines mehr. - "Die Versorgungslage 
mit Nahrungsmitteln ist katastrophal", 
registrierten die Helfer betroffen. 

Trotzdem war die Stimmung der 
Bevölkerung eher positiv. Viele Ru· 
mänen säumten die Straßen, die der 
ASB-Konvoi passierte, und winkten 
den Helfern zu. Die Verständigung 
mit den Rumänen klappte auch ohne 
Sprachkenntnisse gut. Allerdings be­
klagten die ASB·Helfer die schlechte 
Nachrichtenlage in Rumänien. Die 
Telefone funktionierten fast nicht. 
Zeitungen waren nicht zu bekomrren. 

Vor der Weiterfahrt: Kurte Kera- Oie Hilfslieferungdes ASn umfaßte insgesamt über acht Tonnen. 
tung mit dem Begleitkommando. (Fotos: Mackensen) 

In den späten Abendstunden des 
zweiten WeihnaChtsfeiertages kehrten 
die Helfer zurück. "Wir haben deshalb 
unsere Hilfsgüter erfolgreich abliefern 
können, weil der ASB sofort auf die 
ersten Meldungen aus Rumänien rea­
giert hat und schon am 23. Dezember 
mit einer Hilfssendung gestartet ist" -
so lautete die einhellige Meinung der 
Samariter. 

Anfang des Jahres wurden weitere 
Hilfsgüter gesammelt und mehrere 
Lieferungen von ASB-Ortsverbänden 
aus organisiert. In Kooperation mit 
Partnern, z. B. Industrieunternehmen, 
belieferten die Ortsverbände Stormam 
(23,4 Tonnen), Darrrstadt (1,5 Ton­
nen), Karlsruhe (9 Tonnen), Nümberg 
(10,5 Tonnen), Heilbronn und TuttIin­
gen (30 Tonnen) rumänische Kranken­
häuser, Weisenhäuser und Gemeinden 
mit Lebensmitteln, Babynahrung, 
Kleidung, Spielzeug und Medikamen­
ten. Auch der Arbeiter-Samariter­
Bund in Österreich half mit einem 
Soforthilfeeinsatz. Die Samariter aus 
Salzburg belieferten das Rehabilita­
tionskrankenhaus in Klausenburg und 
brachten Lebensmittel und Beklei­
dung nach Turda, ca. 40 km weiter im 
Landesinneren. 

Die Not der Bevölkerung dauert 
immer noch an. Weiterhin werden 
Medikamente, Verbandsmaterial, 
aber auch Nahrungsmittel dringend 
benötigt. Doch sollte nach den Erfah­
rungen der Samariter die Hilfe gezielt 
an bestimmte Adressaten (z. B. Kir· 
chengemeinde, Krankenhäuser oder 
Zivilbevölkerung) gegeben werden, 
um Verteilungsprobleme zu vermei­
den. R. S./J. H. R./RH 

ISEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 4/901 55 



I Johanni .... Unlall·Hille ~ I 
Erster Johanniter-Verband gegründet 

Erslmals wird in der DDR die Ar­
bei! chrisilicher Hilfsorganisalionen 
möglich_ Die Johanniler-Unfall-Hilfe 
hai sich dieser Herausforderung ge­
sIellI: In der mecklenburgischen 
Hansesilldl Wismar gründelen die Jo­
hanniler ihren erslen Kreisverband in 
der DDR_ 

Der neue Kreisverband soll Ersle­
Hilfe-Kurse anbielen sowie in der 
Aus- und Fonbildung des Personals 
des Bezirkskrankenhauses in Wismar 
milwirken_ Ferner haben sich die Jo­
hanniler die UmerslülZung des Rel­
IUngsdiensles und die DurchfUhrung 
zahlreicher DiensIe zur Aufgabe ge­
machl. 

Der neue Kreis' erband iSI dem Lan­
desverband Schleswig-HolSiein zuge­
ordnel, dessen LandesgeschäflsfUhrer 
Wolf-Friedrich Graf Finkenslein in 
Komala mil Prcf. Heinz H_ Büllner, 
Direklor des Bezirkskrankenhauses in 
Wismar, die Inilialive fUr die Johanni­
lerergriffen halle. So iSI aucb der neue 
Kreisbeaufl11lgle der Johanniler in 
Wismar, der An! Dr. Peler Dinmer, 
Ableilungsleiler im Bezirkskranken­
haus. 

Zur Gründung in der Nikolaikirche 
zu Wismar am 9. März waren unler 
anderem Wilhelm Gral von Schwerin, 
Präsidem der Johanniler-Unfall-Hilfe, 
Andreas von Block-Schlesier, Bun­
desge>chäfl>fUhrer der Johanniler, Ti-
10 Erfunh, Landesbeaufl11lgler von 
Schleswig-Holslein, Prcf. Heinz H. 
Büllner vom Bezirkskrankenhaus in 
Wismar, Landesgeschäfl>fUhrer Gral 
Finkenstein M>wie Lande~uperinten· 
denl PenlZ von der evangelischen Kir­
che .nwe<;tnd. 

Der Präsidem der Joh.nniler, Wil­
helm Graf von Schwerin, gab der 
Hoffnung Ausdruck, daß sich auch in 
der DDR ein "Pluralismus" der Hilfs­
organisalionen berausbilden werde, 
wie er sich bei uns bewährt haI. Dies 
geile fUr den Renungsdiensl ebenso 
wie fUr viele "eilere soziale Auf­
gaben. 

Weiler sagle Wilhelm Graf von 
Schwerin: "Ich habe so manche Grün­
dung von Johanniler-Verbänden in der 
Bundesrepublik erlebl und kann es 
eigentlich noch immer kaum glauben, 

daß es inzwischen eine große Anzahl 
gemeinsamer Initiativen von Men­
schen aus der DDR und der Bundesre­
publik gibl, mil dem Ziel, die Gegen­
wan und die Arbeil der Johanniler 
auch in der DDR wieder emslehen zu 
lassen. Die Lisle der konkrelen Pro­
jekle iSI schon erslaunlich lang. Täg­
lich erreichen uns Briefe von Bürgern 
aus allen Teilen der DDR, die an der 
Arbeil der Johanniler-Unfall-Hilfe, ih­
rer Übemagung in die DDR und insbe­
sondere auch an der Mi!gliedschafl in 
der JUH imeres ien sind. 

Unser Engagemem veneiil ich in­
zwischen auf das gesamle Gebiel der 
DDR. Die Enlwicldung von Johanni­
ler-Slrukluren mil Hilfe von Palen­
schallen aus der Bundesrepublik 
DeUischland, aber insbesondere mil 
Hilfe vieler engagiener Menschen aus 
den Slädlen und Regionen der DDR, 
wird wohl tiber eine lange Zeil viel 
Krafl kOSien. Aber. das Geruhl, Hilfe 
leislen zu können, und der Erfolg, der 
einuelen wird, dessen bin ich mir 
sicher, wird ein großer Amrieb fUr uns 
alle sein. Gemessen an der SOOjähri­
gen Ordensgeschichle iSI die Zeil seil 
dem Ende des Zweilen Weilkrieges bis 
heUle kurz. Trolzdem habe ich das 
GefUhl , den Beweis fUr die UnI er­
gänglichkeil der Idee konkrei zu spü­
ren, der mil dieser Gründung hier jelZl 
erbrachi wird. Deswegen haben wir 
allen Grund froh und dankbar zu sein 
und zu hoffen, daß schon bald ein 
erfolgreiches Wirken dieser ehnsdi­
ehen Hilfsorganisalion in Wismar fesl­
geslelh werden lann. 

Es iSI wohl kein Geheimnis, "enn 
ich sage, daß die rur un wichligen 
Begriffe wie "Subsidiariläl" und "Plu­
ralismus· in der DDR in der Bevölke­
rung unbekanm sind. Wir benulZen 
diese Begriffe immer wieder, um un­
sere eigene Regierung auf unseren Sill­
lOS in der Gesellschafl hinzuweisen 
und unsere Ansprüche gegenüber der 
eigenen Regierung zu umerslreiehen. 

Umer dem GrundsalZ der Subsidia­
riläl verslehen wir das Prinzip, daß der 
Slaal ersl in zweiler Linie, also "subsi­
diär" läIig werden soll. In ersler Linie 
sind es die Menschen mil ihren eige­
nen Kräflen, die den Diensi arn äch-
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\\ ilhelm Gral von Schwerin , Präsident der Johanniler-Unfnll-Hilre. horn 
auf einen P1uralismus der Hilrsorganisutionen In der DDR. 

slen, den Kampf gegen die 01 , 1111-
gen. Dies erfolgl in der Familie wie in 
der Gesellschafl insgesamI. Diese ln­
ilialiven zu uOlerslülZen, und wenn sie 
nichl ausreichen, mil eigenen Millel 
zu helfen. iSI die Aufgabe des Slaales. 

Ein HilfeleislUngsmonopol darf we­
derein Slaal noch eineeinzige von ihm 
beauflragle oder selbslemannle gesell­
scbaliliche Krall haben. Und darum 
hai der "Pluralismus" eine so wichlige 
Funklion. Wir glauben, daß wir es der 

Tllo Erfurth . LandestM!auflragler der Johunnitcr in ~h l('Sw ig-Hol.'i ICin 
(links), ütM!rrckbl Dr. Pcter Ditlmer. dem neuen Kreisbeuuflragten in 
\\ ismar, St'.ine Ernennungsurkunde. 



Vielfalt der unte~hiedlich motivier­
ten Menschen und Organisationen ver­
danken, daß es in der Bundesrepublik 
Deutschland ein so großes und auch 
funktionierendes Hilfeleistungspoten­
tial gibt. Als Christen und als Mit­
glieds verband im Diakonischen Werk 
der Evangelischen Kirche halten wir 
es auch ftir unverziehtbar, daß christli­
che Hilfsorganisationen gleichberech­
tigt mitarbeiten können im sozialen 
Geftige der Gesellschaft. 

Wir sind deswegen heute konkret 
hier in Wismar sehr froh darüber, daß 
diese Vielfalt durch die heutige Grün­
dung geschaffen und bestätigt wird 
und hoffen insbesondere, daß die ver­
schiedenen Organisationen auch hier 
so kameradschaftlich zusammenarbei­
ten werden, wie das im großen und 
ganzen in der Bundesrepublik der Fall 
ist. 

Ich würde es besonders begrüßen, 
wenn die ehrenamtliche Arbeit überall 
don, wo lohanniter-Verbände entste­
hen, wie in den Anfangsjahren der 
lohanniter-Unfall-Hilfe in der Bun­
desrepublik, mit der Ausbildung be­
ginnen würden. Die sogenannte Brei­
tenausbildung in Erste Hilfe wie auch 
die Ausbildung von Ausbildern ftir 
diesen Zweck. hat den Aufbau der 
lUH möglich gemacht. Auch in der 
Zukunft werden unscre Ausbildungs­
leistungen und auch die Ausbilder, 
über die wir verfügen, das Rückgrat 
der lohanniter-Unfall-Hilfe sein. Un­
scr "ABC' beginnt daher mit dem "A" 
wie Ausbildung, welches der Ausbil­
der als äußeres Zeichen auf dem Ännel 
seiner Dienstbekleidung trägt. Vor 
diesem Zeichen habe ich höchsten Re­
spekt. Ausbildung umfaßt heute ein 
weites Spektrum und reicht über die 
Erste Hilfe bis zur Altenpflege, vom 
Sanitätshelfer bis zum Rettungsassi-

stenten, bis hinein in die heute so 
wichtig geworoenen mobilen sozialen 
Dienste. 

Nach dem "A" folgt das "B" ftir 
Bereitschaft. Es ist unser Auftrag, be­
reit zu sein. Bereit zu sein, anderen 
Menschen nach besten Kräften unter 
Anwendung des Erlernten zu helfen 
und beizustehen. Die Bereitschaft zu 
helfen und Verantwonung zu überneh­
men, ist ftir mich ein ganz zentraler 
Punkt unseres Selbstverständnisses. 
Hier komme ich auch zurück auf den 
Subsidiaritätsbegriff. Bereitschaft 
heißt nämlich auch, nach unscrer Auf­
fassung, nicht immer gleich nach dem 
Staat zu rufen, sondern bereit zu sein. 
die Aufgaben selb,t und tatkräftig in 
die Hand zu nehmen. 

Schließlich und nicht zuletzt spielt 
das "C" für uns eine zentrale Rolle. 
"C' steht ftir christliche Grundhal­
tung! Das Kreuz mit seinen acht Spil­
zen, meine Damen und Herren, tragen 
wir auf unserer Dienstbekleidung und 
auf unseren Fahrzeugen. Die Bedeu­
Jung und Aussage dieses Kreuzes müs­
sen wir uns als Maßstab und Richt­
schnur unseres Handeins vor Augen 
halten. Als christliche Hilfsorganisa­
tion verteidigen wir diese Position in 
unserem Tun, unserem Denken und 
unserem Selbstverständnis. Die Kir­
che braucht uns als Gemeinde und wir 
brauchen unsere Kirche. Diese Gegen­
seitigkeit ist das stärkste Fundament 
ftir unser Handeln als Christen. 

ieh wünsche mir, daß dieses "ABC" 
im Kreisverband Wismar und allen 
anderen Verbänden und Einrichtungen 
der lohanniter, die es hoffentlich 
schon bald von Mecklenburg bis Sach­
sen wieder geben wiro, berücksichtigt 
wiro. Es ist das Motto ,Helfen macht 
Freu(n)de', das uns landauf landab 
motiviert, .. 

ReHungshubschrauber nach Magdeburg 

Der von der Johanniter-Unfall­
Hilfe betriebene Rettungshub­
schrauber "Christoph vier" flog zu 
einem ersten deutsch-deutschen 
Rettungs-Einsatz nach Magdeburg 
und von dort zurück ins Oststadt­
Krankenhaus nach Hannover. 

Ärzte des donigen Akademie-Kran­
kenhauses hatten ihre Kollegen im 
Oststadt-Krankenhaus telefonisch um 
Hilfe gebeten. Ein 22 Jahre alter Mann 
war am Nachmittag in Magdeburg mit 
seinem Auto gegen eine Diesellok ge-

praUt. Dabei lief Sprit aus, entzündete 
sich. Über 70 Prozent der Haut des 
jungen Fahrers verbrannten. Einzige 
Rettungschance: Behandlung in der 
Intensivstation der von Professor Dr. 
Alfred Berger geleiteten Klinik ftir 
Schwerbrandverletzte im Kranken­
haus Oststadt. Berger-Stellvenreter 
Privatdozent Dr. Wolfgang Schneider: 
"Es besteht akute Lebensgefahr ftir 
den Patienten . Aber wir weroen alle 
möglichen Methoden anwenden, um 
ihn zu retten." 

Bundesgeschäftsführer in Mecklenburg 
Auf Einladung der Medizinischen 

Gesellschaft der Hansestadt Wismar 
hielt «m 25. lanuar 1990 der Bundes­
geschäftsftihrer der lohanniter-Unfall­
hilfe e. V., Andreas von Block-Schle­
sier. einen Vonrag über das Thema 
"Die sozialen Aufgaben der lohanniter 
in der Bundesrepublik Deutschland". 
Nach einem Blick auf die Entstehung 
der lohanniter-Unfall-Hilfe als Werk 
des lohanniter-Oroens, die Aufgaben 
und Ziele. erläutene Andreas von 
Block-Schlesier den Pluralismus der 
Hilfsorganisation in der Bunde<repu­
blik Deutschland. Das in allen Organi­
sationen vorherrschende Prinzip frei­
williger sozialer Hilfeleistungen auf­
grund unterschiedlicher Motivationen 

Ein ReUungswagen in der DDR. 

funktionien in unserem Staat wie auch 
in anderen westlichen Demokratien 
vorwiegend durch Privatinitiativen 
und entlastet den Staat von der teuren 
und schwerfalligen Gewährleistung 
sozialer Hilfen mit eigenem Personal. 

Daß Hilfe nicht nur theoretisch son­
dern auch praktisch von den lohanni­
tern geleistet wird, kam ftir Ärzte, 
Pflegepersonal und Patienten gleicher­
maßen zum Ausdruck, als ein Lkw des 
Onsverbandes Plön mit 50 Kranken­
hausbetten sowie dringend benötigtem 
medizinischen Gerät am 25. Januar in 
Wismar eintraf. Andere Landes,er­
bände betreuen patenschaftlieh Kran­
kenhäuser, Alten- und Kinderheime in 
allen Teilen der DDR. 

Aktivitäten des Landesverbandes 
NiedersachseniBremen In der DDR 

Durchgeführte Transpor­
te des KV-Hannover-Sladt: 
22. -24. 12. 1989 
nach Erfun. Saalfeld. Cottbus, 
Nordhausen. Jena 
28.-29.12. 1989 
Nachversorgung der Stellen in Er-

fun und Saalfeld mit med. Ver­
brauchsmaterial 
8.-9. l. 1990 
Transpon von Gerätespeooen nach 
einem Aufruf nach Leipzig. Außer­
dem wurden noch Lebensmittel­
spenden mitgenommen. 

ISEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 4/901 57 



Italceser-Hillscliensc " ' 
(0221) 341011 -

Eine (be)merkenswerte Telefonnummer 

Hand aufs Herz, wissen ie was 
Tinnilus ill, oder OSleoporose und 
Narkolep,ie' "Allenfalls mein Arz!", 
"erden Sie mll Rechl sagen. 

Aber die 16 ~IJlarbeilerinnen und 
Milarbeiler am Maheser-Telefon, die 
wissen Bescheid. Sie wissen, das Tin­
nilus Ohren'ausen, OSleoporOle Kno­
chenschwund und arkolepsie Schlaf­
zwang ist. Sie wis~n vor allem. wcr 
wo helfen kann. Gebrnuehl wird es 
wlltlich, da, Maheser-Telefon. Von 
eIner Frau, dIe für ihren Mann eine 
Gruppe der Anonymen Alkoholiker 
SUChl, von dem Sohn, der rur seine 
ähere allein lebende MUller einen m0-

bIlen Mlllagsli>eh brnuchl oder auch 
'on den Ehern, die \erzl<eifell eine 
Selbslhilfegruppe ftir die vehene 
KranlheJl ihre, Kindes suehlen. 

Genuizi ",rd das Mallever-Telefon 
inzwischen von vielen hilfsbedürfli­
gen MenlChen , umer ihnen auch Blin­
de, und dank eines Schreiblelefons, 
Gehörlose, die so den An>ehluß an das 
soziale Nelz In der Bundesrepublik 
finden. 

Anruf genügt 

Ziel und Z.eck des Mahever-Tele­
fons sind IChneIl beschrieben: Es bie­
lei ein bIslang einmaliges SoZlalinfor­
malionssy,lem, das das gesamle An­
gebol sozialer Hilfeleislungen in der 
BundesrepublIk erfaßI. Mil Hilfe eines 
riesigen Adressenpools und einer 
EDV-Anlage smd die MJlarbeJler des 
Telefons innerhalb kürzesler Zeil in 
der Lage, Hrlfesuchenden die Adres­
sen der nachgefragien DiensIe aus al­
len Teilen der BundesrepublIk zu ver­
milleln. 

Die Zahl der Anrufe variien slark, 
J'! nach Medien-"Highlighl;". So sind 
beisp,els"e,se am Tag nach der ZDF­
Sendung GesundheilSmagazin Pra,is 
vom 7_ Dezember 1989, 10 der das 
Maheser-Telefon als kompelenler An­
spreehpanner ftir medizinische Selbsl­
hilfegruppen vorgeslelll wurde, über 
1000 Anrufe eingegangen_ während 
die Frequenz an "nonnalen" Tagen bei 
30 bis 40 Anrufen liegl. 

Die Milarbeilerinnen und Milarbei­
ler, neun von ihnen SludenlCn, aber 
auch Hausfrauen und "Wiedereinslei­
gennnen" mel<1 aus sozialen Berufen, 
haben sich voll mil dem Anliegen des 
Malleser-Telefons Idemifizien. Hel­
fen und helfen können iSI ihre vorherr­
schende MOIivalion. 

Zu den derzeJl 45 000 Adressen 
zählen u. a. die ~ommunalen Träger 
sozialer DiensIe, die Verbände der 
Wohlfahrl>pnege, die HiIf>organisa­
tionen sowie eine Vielzahl 'on Selbsl­
hilfegruppcn und Fachmbänden. In­
hahlich reiehl das Spcklrum 'on A wie 
AidsberalUng und Alkoholsuchl über 
F .ie Frauenhau,. K .ie Kinder­
schUlzbund, S wie Seniorenselbslhi lfe 
und Z • ie Zudcrkrankheil. 

Von Abis Z 

Syslemalisch läßI sich die Spann­
breile aufleilen in Gruppen wie .An­
gebole ftir ahe Menschen'- (Ahenhei­
me. AhemagesSlällen, BeralUngsSlel­
len ftir Senioren eie.). "Angeboie ftir 
Behindene" (FrühfOrderung>slellen, 
BehindenenberalUng , Behindenen­
selbslhilfegruppcn eie.), "Ambulame 
DiensIe" (Sozialslalionen, Mobile So­
ziale HilfsdienSle_ Essen auf Rädern 
eie.), "Beralung'slellen" (Erziehungs­
beralUng, SCh",nger'iChaflSberalUng, 
SozialberalUng ele.) u.a.m .. 

.. Bei uns wird keiner abgefenigl. 
Keiner legl enlläuschl den Hörer auf' 
so Y,onne Klein, eine der Telefoni­
Slinnen. die 'on Anfang an dabei isl. 

Immer kann irgend. ie geholfen 
werden. der drängenden NOI de; An­
rufers elw", an Dramalik genommen 
werden, der Weg zu einer Therapie 
behulsam aufgezeigl\\-erden. Für vie­
le Menschen in '01 iSI gerade die 
Anonymiläl und Unverbindlichkeil 
des Malleser-Telefons ein geeigneler 
EinSlieg in die Kelle Iherapculischer 
Maßnahmen. 

Alle soillen es weilersagen: (0221) 
341011 iSI die Telefonnummer, die 
HIlfesuchende und Helfende zusam­
menbringl. 
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Mit modernster T«hnik können in SckundclI"iChnclle KontaktadrCSSCIi im 
~U lIl.cn lIundesJ:cbict ,ermittelt ,\ erden. 

- 1Maltcser 
~) Hilfsdienst 

.• Uei uns " ird keiner abgererligt·'. so lau tel die Oe, ise der Telcfonistinnen 
und Teleronisten . 



DeucscherFeuerwehrverband BI 
Wer fährt wann um welche Uhrzeit? 

Bundesbahn als Reisemittel nach Friedrichshafen 

Die mehrfachen Aufrufe rur den suchern ein sehr positives Echo gefun-
Besuch des DeUischen Feuerwehna- den, da hiervon rd. 17000 die Bahn 
ges in Friedrichshafen, möglichst die (Regelzug und Sonderzüge) benutzen. 
Bundesbahn zu benUizen, haben unter Diese Zahl ergibt sich aus den uns in 
den derzeit rd. 50000 gemeldeten Be- der Teilnehmermeldung gemachten 

Angaben. Der Deutschen Bundesbahn 
sind derzeit elf verbindlich bestellte 
Sonderzüge mit rd. 8000 Besuchern 
bekannt. Demnach reisen die restli­
chen rd. 9000 Bahnreisenden an ver­
schiedenen Tagen mit Regelzügen an 
und ab. 

Nach den uns in der Teilnehmer­
meldung gemachten Angaben werden 
am Samstag, dem 16. 6. rd. 5500 
Besucher mit Regelzügen an- und ab­
reisen. 

Da nun aber der Deutschen Bundes­
bahn außer unseren Zahlen nicht be­
kannt ist, mit welchen Regelzügen 
(Bahnlinie und Uhrzeit) diese Besu­
cher nach Friedrichshafen an- und ab­
fahren, hat uns die Bahn in diesen 
Tagen um rasche Hilfestellung ge­
beten. 

I. Bei diesem zusätzlichen Auf­
kommen an Reisenden müssen minde· 
stens auf der Strecke Ulm - Friedrichs­
hafen zahlreiche Verstärkungszüge 
eingesetzt werden, da mit den fahr­
planmäßigen Zügen ohne Verstärkung 
diese Zahlen verständlicherweise 
nicht zusätzlich transponien werden 
können. 

2. Die Deutsche Bundesbahn hat 
uns gebeten, mit einem Rundschrei­
ben den Feuerwehren die dringende 
Bitte bekanntzugeben, sich 

umgehend die Fahrkarten 
zu besorgen 

und dabei 
gleichzeitig eine Platzreservierung 

zu buchen. 

Nur über die Buchung einer Platz­
kane hat die Bundesbahn eine Mög­
lichkeit, festzustellen, zu welchen 
Uhrzeiten welche Zahl Reisende a) bei 
der Anfahn ab Ulm und b) bei der 
Rückreise ab Friedrichshafen zusätz­
lich transponien werden muß (dieses 
gilt nicht ftir die Sonderzüge, da diese 
von der Planung her bekannt sind). 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
ruft die Feuerwehren auf, diese Hin­
weise zu beachten, damit die Deutsche 
Bundesbahn schnellstens Planungshil­
fen bekomml. Im Interesse einer ange­
nehmen Reise sollte jeder Bahnreisen­
de in dieser Angelegenheit schnell 
handeln. 

Deutscher Feuerwehrverband 
- Bundesgeschäftsstelle -

26. Deutscher Feuerwehrtag 
mit Internationaler FachaussteUung 
für Brandschutz, Rettungswesen, 
Katastrophenhilfe 
14.-19. Juni 1990, Friedrichshafen, 
Bodensee 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

. boot '90" In Düsseldorf 

DLRG ist ein bewährter Partner 
der größten Wassersportshow der Welt 

Zum Abschluß einer feierlichen 
Eröffnung läutete Pieter I'an Vollen­
hOl'en, Sch~ ager der niederländi­
schen Königin Beatrix, die 21, 
"boot" in Düsseldorf ein, In 16 Mes­
sehallen belegten insgesamt 1537 
Aussteller gut 87000 qm Nettonä­
ehe, Als am letzten Messetag die 
"boot '90" ihre Flaggen einholte, 
registrierte die Messeleitung 396000 
Besucher aus 5~ Ländern. 

T mdil10nell prillentiene sich der 
DLRG-Landölerband Nordrhein In 

der Aktloß>halie II auf einer Standflä­
ehe ,on I JO qm. Zahlreiche Intere,­
senlen fanden sich bei der Slandcrew 
ein und hollen Infonnalionen vom An­
fange~hwimmen über Renungs­
schWimmen bis hin zum Renungs­
lauch- und BoobfUhren.chein. Viele 
DDR-Be>ucher wolilen Konlakle zu 
hiesigen Onsgruppen knüpfen und 
waren über Informalionsmalerial 
dankbar. Die Kaffeebar war wieder 
einmal der Minelpunkl der Kommuni­
kalion . Ober Luftballons und Fähn­
chen freulen ,ich die Kleinen. und 
Wasserbälle waren auch bei den Älte­
ren begehn. Die Losbrieflonerie zog 
so manchen .. GIÜcksrine(· an. Beson­
ders slrahlle ein kleiner Junge. der 
seine lelzle Mark aufs Spiel seilte und 
prompl einen Gewinn von 100. - DM 
mil nach Hause nehmen konnle. 

"Vier Verbände in einem Bool" 
Ein bunte, Gemeinschaftspro-

gmmm an beiden Wochenenden prä­
senlienen auf, neue der Ruderer- und 
Kanuleßlerband sowie DLRG und 
DRK-Wasse~acht. Das Speklrum 
der Vorführungen reichle vom Was­
serballen über Renungsübungen mil 
einem Speklakulären "Boolsbmnd" bis 
hin zu Kanuballen. All dies wurde in 
einem dreivienelllündigen Programm 
verpackl und fand Anklang beim Pub­
likum. 

Der lägliche maritime Fünfkampf 
mil den Marine-Kampfschwimmern 
machle den DLRG-Renungsschwim-

mern und den Zuschauern mehr Freu­
de als den Marineschwimmern. die 
mehrmals zweiler Sieger blieben und 
Sich bei ihrem Korvenenkapilän die 
Verliererschelte abholen konnten. 

OLRG gut im Bild beim ,,Aktuellen 
Sportstudio" und .,Pfifr' 

Als Zuschauer konnte man fasl den 
Eindruck gewinnen. als ob ohne die 
Helfer der DLRG nichis liefe. Zehn 
Renungsschwimmer sorglen 'or und 
hinler den Kulissen neben ihren ei­
gentlichen Sicherungsaufgaben auch 
für einen reibung,losen Ablauf beider 
Sendungen. Ob es darum ging. Mode­
ralor Karl Senne dulth das Aktions­
becken zu rudern. für Tischlennis­
Weltmeisler im Doppel Sieffen FeIZ­
ner eine Tischlennisplane minen im 
Becken aufzuslellen oder pfiff-Mode­
ralorin Sabine oelhen ins Wasser 
plumpsen zu lassen - die DLRG­
Helfer machlen all dieses so flon und 
roulinien. daS der Regisseur ihnen 
hinlerher ein dickes Lob aussprach. 
Während der Sendung liefen dann auf 
dem DLRG-Stand lelefonisch schon 
die erslen AUlogrammwünsche da­
heimgebliebener Kameraden auf. 

Bootstaufe auf der RTL-Bilhne 
Wo sonSI SIar; und Slemchen bei 

der läglichen Lifesendung .. 12 Uhr 
mmag," auf den Brenern bei RTL 
ganden. splelle sich einmal elwas 
ganz anderes ab: Eine DLRG-BoolS­
taufe auf besondere An. 

Männer in Schl<arz gelten als 
GlÜCksbringer. DaS dies nichl nur für 
Schornsleinfeger gilt. wolile Bunde,­
liga- und AFA-Schiedsrichler Dieler 
Pauli beweisen. Als Taufpate slellle 
der Unpaneiische ein neues DLRG­
MOlorrenungsbool in Dienst. Der 
wassersponbegeislene Mann in 
Schwarz taufle das 70000, - DM leu­
re. 'on dem Hamburger Unternehmer 
Beiersdorf gesponsone Bool auf den 
namen .. NIVEA I". 

U.e Zierau. Leiler der Ableilung 
AbsalzfOrderung Cosmed der Firma 
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Lhe aus Dü.sseldorf. Das . .Aktuelle SporlSludio". Torwündschießen einmal 
anders. 

l}oolSlnufe durch FIFA-Schiedsrichter Dieter Pauli auf den Namen 
• .NIVEA I" . 

I>LRC-Rcltung"ischwimmer hallen .. ein Auge" auf Moderatorin Sabine 
NOC!lhen nähre nd der ZDf-Sendung .. Jl1irr', 



Der DLRG-Stand auf der "boot '90" \or dem großen Ansturm. 

Beiersdorf, hatte zuvor das mit zwei 
Außenbordern zu je 3{) PS motorisiene 
Schlauchboot mit GFK -Schale an den 
Präsidenten Hans-Joach im Banholdt 
übergeben. Das Geld hatten die Kur­
direktoren zahlreicher Nord- und Ost­
seebäder während der gemeinsam ron 
DLRG und Beiersdorf veranstalteten 
Strandfest-Tournee auf einem Trimm­
fahrrad .,erstrampelt". 

Geleitschutz rur Dieter Pauli bei der 
Taufzeremonie gaben einige Strand­
fest-Animateure, die mit dem Spiel-, 
Fitneß- und Breitensponprogramm 

wesentlich zur Beschaffung des Boo­
tes beigetragen hauen. 

Fazit: Die 21 . .. boot" war nicht nur 
ein Erfolg der Messegesellschaft und 
der Aussteller, sondern ganz beson­
ders rur die DLRG - darüber sind sich 
alle Beteiligten einig. 1991 wird es 
dann "Bevenuto bella Italia" !reißen, 
wenn die .. boot" ihr Pannerland Italien 
begrüBt. 

Präsident H. J. ßarthold trägt sich 
ins .,boot-Giistebuch" ein. 

(Fo' .. : S. Mey) 

Fünfkampf "DLRG gegen Marinesch\\'immer": Action fürs Publikum. 
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Bezirk Göttingen beschließt Partnerschaften 
mit Wasserrettungsdienst in der DDR 

Der Bemk GÖltlngen wird Panner­
schaften mit den in Obereichsfeld 
(DDR) gelegenen SlülZpunklen des 
DRK-Wasserrettungsdienstes schlie­
ßen. Das beschloß der Vorstand letz­
tens auf seiner Silzung in Einbe<:k. 
Spoman war sich das Gremium einig. 
die nach Öffnung der Grenzen beste­
henden Möghchkeilen zu nutzen und 
nach Kräften zu helfen, wenn mate­
rielle oder auch personelle Engpäs" 
den Gedanken der Verbreitung unserer 
gemein!><!men Idee zu vereiteln 
drohen. 

Erste Kontakte zu den Aktiven in 
den beiden Eichsfeld-Kreisen Worbis 
und Heiligenltadt (beide im DDR-

Bezirk Erfun gelegen) zeigten rasch 
die großen Gemeinsamkeiten der Ak­
tiven der W~rrenung hüben wie 
dniben. SlruklUrell geht es dem WRD 
der DDR don jedenfalls noch schlech­
ter, als das bislang zu vennuten war. 
Nalürlich fehlen Hallenzeiten in unge­
eigneten Bädern. machen die (halb­
staatlichenl Tralningszemren 
.. Schwimmen" viel imestierte Zeit 
und Mühe in die Nachwuchsschulung 
zunichte, <chließlich - und das 
scheint da wir hier nichl anders - fehh 
" an der ausreichenden Finanzdecke. 

In LeInefelde, einer 161XXl-Ein­
wohner- tadt und industrielles Zen­
trum des DDR-Eichsfeldes, billigt 

man dem Wa~serrettungMiieml ganze 
zwei Bahnen pro Woche zu. Wal 
Wunder. daß <chon die er'ten Aktiven 
von don ihre AUlbildung im 12 Kilo­
meteremfernten Duderstadt in Nieder­
sach\Cn mitmachen I Diese Orugruppe 
wird im übrigen als näch)tes einen 
kompletten Rettungsschwimmlehr­
gang in Heiligenstadt lernnIlalten -
sclbll die Plakatierung besorgen die 
Duder.tädter DLRG-Akliven vor On. 

Späteste", im Sommer WIrd man 
sich In Heiligenltadl zum "I. Eichs­
feld-Pokal" treffen. der im Freibad 
unter den Rcnungss.chwimmem der 
schon immer besonders eng zusam-

menhahenden RegIon ,",an,tahet 
werden wird. 

Im Marz .. rden Venreter deI Be­
zirks Gomngen bei den Erfuner Be­
zirksentscheiden im RettungsschwIm­
men teilnehmen und im April stanen 
WRD-Aktive aus der DDR bei einem 
Wasserball-Pokal-Turnier der DLRG 
Duderstadt 

Insge..amt freuen sich alle Beteilig­
ten über dIe" Entwicklung. die hof­
fentlich schon sehr bald den Ruf des 
Außergewöhnlichen verlieren und ein 
ganz nonnaler Beltandteil der tägli­
chen Arbeit im Bezirk Göttingen und 
seinen Gliederungen werden wird. 

Dieter Arend 

Wasserrettungsdienst verbessert 
Mit Beginn des Jahre> 1990 ging rur 

die DLRG In Bamberg (LV Bayerni 
ein seil vielen Jahren bestehender 
WUDsch In Erfüllung: die Übernahme 
ihres mten Tmnsponfahrzeuge" ein 
9-Sitzer Mazda-Bus E 21XXl mit Alu­
Anhänger. 

Um eine effektile Wasserrettung 
betreiben zu können, war schon vor 
Jahren vielen Milgliedern klar, daß die 
AlbChaffung Clnes Busses dringend 
notwendIg ist. 

Auf Grund der geringen Mittel des 
OV Bamberg, blieb die"s Vorhaben 
jedoch lange Zeil ein Wunschlraum. 

1988 jedoch wagte die DLRG in Das neue Ma nnschaftstranSI>ort-

Bamberg den ersten Schritt zur Ver- fahrzeug aus Unmberg. 

Die letzten Meter 
zu Fuß 

Unter ungünsligen Vorzeichen 
sland das 14. Imernallonale Rhein­
,tromschw immen in Oppenheim. Bei 
heftigen Winden und Lufttemperatu­
ren von 5 Grad Cellius begaben sich 
167 Teilnehmer in Taucheranzügen 
auf dte 7,2 Kilometer lange Strecke. 

Der außergewöhnlich niedrige 
Wasser.,.nd machte den Schwimmern 

,m meisten zu schaffen. Die gewohnte 
Strömung war kaum wahrnehmbar. so 
daß der Vortrieb nur mit Muskelkrafl 
möglich war. Auf den Ielzten 100 m 
war an Schwimmen gar nicht'mehr zu 
denken. Das Wasser war so seichl. daß 
die Teilnehmer "zu Fuß" das Ziel er­
reichten. 
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wtrllichung die",s Vorhabens. Mil 
knappen Ersparnilsen von 7500 Mark 
wurde ein Amrag auf einen Zuschuß 
aus Mitteln des Ba)'erischen Rellungs­
dienl'ge,,'ze> bei der landesregie­
rung in München gestell I. 

Im Fnihjahr 1989 erhielt der OV 
dann Bescheid. daß ein Zuschuß in der 
Höhe des Eigenkapitals bewilligl sei. 
Doch auch mil diesen Milleln war die 
Anschaffung einel Fahrzeugel leider 
noch immer nicht möglich. 

So begann die Suche nach einem 
AUlohaus. das die Restfinanzierung 
die"'l Vorhabens übernehmen würde. 
Nach vielen erfolglosen Bemühungen 
fand man diesen großzügigen Spender 

f\euJahrsschwim men in 0 PllCnhe.i m. 

in Herrn Thümling, dem Chef des 
IMA-Autohau"s In Bamberg. Er war 
bereit, mit dem lorhandenen Kapital 
und einer pende Ion über IOIXXl 
Mark einen gceignelCn Bus zur Verfü­
gung zu lIelien. 

Die Übergabe dieses Fahrzeuges er­
folglC nun in offiztellem Rahmen arn 
13. Januar 1990 Im IMA-Autohaus. 
Neben zahlreichen Mitgliedern des 
DLRG-OV Bamberg waren auch 
Bamberg, BürgermCllter Gralberger 
und Venreter des Stadtrates sowie der 
Stadtverwaltung der Einladung ge­
folgl. Harunut Tresselt 



Kettensäge mit 
Druckluftantrieb für den 

Unterwassereinsatz 

Die bereits seit einiger Zeit im Steinkoh­
lenbergbau UT bewährte Holzkettensäge mit 
Druckluftantrieb hat ein weiteres Anwen­
dungsgebiet gefunden. Für alle Sägearbeiten 
unter Wasser hat die amerikanische Armee, 
insbesondere die Navy, dieses Werkzeug 
nach erfolgreicher Erprobung eingeführt. So 
wie der Antrieb für den Bergbau eine gefahr­
lose - weil nicht funkende - Mernative 
darstellt, so sind auch beim Einsatz unter 
Wasser alle Gefahrenmomente hinsichtlich 
Stromstoßes ausgeschlossen. 

Die komplette Säge braucht nicht einmal 
besonders gegen eindringendes Wasser ab­
gedichtet werden, da das Antriebsmedium 
Druckluft eingedrungenes Wasser durch den 
bestehenden Überdruck wieder aus den Ge­
häusen herausdrückt. Lediglich gegen Korro­
sion sind die Innenteile der Maschine speziell 
behandelt. 

Zur Vermeidung von Sichtbehinderungen 
durch starke Luftblasenbildung wird die Aus­
puffluft über einen Schlauch, eventuell ' mit 
Schwimmer, vom Arbeitsbereich weg ge­
führt. 

Eine besondere Kettenschmierung erüb­
rigt sich, da diese Aufgabe voll und ganz vom 
Wasser übernommen wird. 

Die Säge ist mit einem 63 cm langen 
Sägeschwert ausgerüstet. Dickste Balken 
und Pfähle können somit zerschnitten wer­
den. Die angebaute Zackenleiste als An­
schlag an das zu sägende Material verhindert 
ein Abrutschen der Säge. (Foto: Spitznas) 

Neues Katastrophenset 

Eine Versorgungslücke für den Rettungs­
dienst schließt ein neues Katastrophen­
Schnell-Einsatz-Set. Das KSE-Set ist auf den 
Massenanfall von Verletzten vorbereitet, wo­
mit ein ruhiger und geordneter Einsatzablauf 
gewährleistet wird. Das Set ist in Transport­
kisten aus Aluminium (800 x 600 x 610 mm, 
anscharnierter Deckel mrt Gurtbändern, um­
laufende Gummidichtung, Sicherung durch 
Plombierung, palettierbar) für die Funktions­
bereiche Beatmung, Diagnostik, Medika­
mente, Verbrennungen, Schock, Verband­
stoffe, Chirurgie, Decken und Rettungsgeräte 
aufgebaut. 

Jeder Funktionbereich ist so zusammen­
gestellt, daß eine bestimmte Anzahl von 
Verletzten damit versorgt werden kann. 

(Foto: Söhngen) 

Maskenaufbewahrungs­
schrank 

Mit dem verbesserten Maskenaufbewah­
rungsschrank ist das Problem der unsachge­
mäßen Lagerung von Atemschutzmasken 
(Vollmasken oder Halbmasken) und Atem­
schutzfiltern leicht zu beseitigen. Der 
Schrank eignet sich zur Aufbewahrung einer 
Atemschutz-Vollmaske mit zwei Filtern. Der 
Maskenaufbewahrungsschrank ist ab­
schließbar und durch bereits vorhandene 
Lochung auf der Rückseite zur leichten 
Wandrnontage geeignet. Die Atemschutz­
masken und Filter sind darin staubfrei unter­
gebracht und somit vor Ort jederzeit schnell 
griffbereit zur Hand. (Foto: Interspiro) 

Neues 
Preßluft-Einsteigegerät 

Unter der Bezeichnung MAS-P4E werden 
völlig neuentwickelte Preßluft-Einsteigege­
räte angeboten. Diese sind wahlweise mit 
einer 4 1/200 bar oder einer 4 1/300 bar 
Flasche ausgerüstet und bieten ca. 20 bzw. 
27 Minuten Gebrauchsdauer. Die Rückzug­
zeit beträgt ca. 5 Minuten. Sie wird durch 
eine akustische Warneinrichtung signalisiert. 

Alle Funktionsteile sind in der bewährten 
Stecktechnik ausgeführt und extrem war­
tungsfreundlich. Beim Einsteigegerät MAS­
P4E wird der Überdrucklungenautomat MAS­
P mit der Überdruckvollmaske RIVA-P ver­
wendet. Das Gerät kann z. B. über die 
Schulter, Quer über den Rücken, oder über 
die Brust getragen werden. (Foto: Interspiro) 
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Fragebogenkatalog für 
die Feuerwehr 

Von Dipl.-Ing. Wilhelm Gerk, 
Richard Boorberg Verlag, 

7000 Stuttgart 80 

Der ,Fragebogenkatalog für die Feuer­
wehr" ist eine umfangreiche Sammlung von 
Fragen zur Aus- und Weiterbildung für die 
Feuerwehren. Die Fragen sind unter dem 
Gesichtspunkt größtmöglicher Praxisnähe 
zusammengestellt. Antwortbogen und ein 
Lösungsschlüssel ertauben eine rationelle 
Bearbeitung der Fragen und eine einfache 
Kontrolle der abgegebenen Antworten. 

Das nun schon in 3. Auflage vortlegende 
Heft ist eine Ausbildungsuntertage, die den 
vielen Feuerwehren die notwendige Überprü­
fung ihres Leistungs- und Wissensstandes 
ermöglicht. Hier wie auch im Einsatz und bei 
Wettbewerben ist der Fragebogenkatalog ei­
ne wertvolle Hilfe sowohl zur Arbeitserteich­
terung als auch zur Lemzielkontrolle. 

Die einzelnen Kapitel sind für die 3. Aufla­
ge gründlich uberarbeitet und auf den neue­
sten Stand gebracht worden. Die aktuelle 
Ausrichtung zeigt sich auch in den beiden 
neu hinzugekommenen Kapiteln über den 
Strahlen- und über den Katastrophenschutz. 

Sicherheit und 
Rettung in der 

Luftfahrt 
Reihe: Die deutsche Luftfahrt, Band 13, 

Gerhard Sedlmeyer, Sieglried Ruft, 
Martin Ruck, 

Bernard u. Graele Verlag GmbH, 
5400 Koblenz 

Sicherheit und Rettung in der Luftfahrt 
sind so alt wie die Luftfahrt selbst. Schon die 
Gebrüder Montgolfier führten bei ihrem er­
sten Heißluttbalionaufstieg im Jahre 1783 
einen Fallschirm mit. 

Das vortiegende Werk dokumentiert auf 
246 Seiten, 295 Fotos, 180 Skizzen, Dia­
grammen, Faksimiles und 11 Tabellen erst­
mals zusammenfassend die Entwicklung der 
Sicherheits- und Rettungssysteme in 
Deutschland von den Anfängen der Luftfahrt 
bis zur Gegenwart. Es behandelt zum einen 
alle Maßnahmen zum Schutz von Besatzung 
und Passagieren im Flugzeug z. B. gegen 
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Sauerstoffmangel, Kälte, Beschleunigungs­
kräfte oder Feuer, zum anderen die techni­
schen Mittel, um bei einem Notfall das 
Flugzeug sicher vertassen und unvertetz1 zur 
Erde zurückkehren zu können. 

Umfassend und detailliert werden u. a. 
Schutzmaßnahmen für den HÖhenflug, die 
Entwicklung von Fallschirmen, Schleudersit­
zen und sonstiger Absprunghilfen bis hin zu 
den Rettungsausrüstungen für die Piloten zu 
Land und zu Wasser beschrieben. 

Die Autoren - selbst entscheidend bei der 
Entwicklung dieser Systeme beteiligt - ha­
ben das gesamte noch vorhandene Archiv­
material ausgewertet und ihre umfassende 
Erfahrung in diesen Band eingebracht. 

Der Band schließt mit der Darstellung der 
umfangreichen Sicherheilsausrüstung, die 
heute in modemen Verkehrsflugzeugen mit­
geführt wird und an deren Entwicklung die 
militärische Luftfahrt großen Anteil hat. 

Ausgestattet ist das Werk mit zahlreichen 
Zeichnungen und Skizzen sowie vielen, bis­
lang unveröffentlichten Bilddokumenten. 

Großunfall 
Interdisziplinäre Überlegungen und 

Einsatzberichte 
Hg. von Dr. Johann W. Weidringer, 

Johann leichtle, Rene Stern, 
Werner WolfsIeiner Medizinverlag, 

BOOO München 12 

Der Massenanfall von Notfallpatienten ist 
ähnlich wie im Katastrophenfall gekenn­
zeichnet durch ein krasses Mißverhä~nis 

zwischen der Zahl der HIlfebedürftigen und 
der Hilfeleistungsmöglichkeiten. Die Folgen 
eines Massenanfalls von Vertetz1en sind mit 
örtlich oder regional frühzeitig verlügbaren 
Kräften und Mitteln in angemessener Zeit zu 
behenrschen und können von diesen über­
wunden werden, wenn sie sich vorher mit der 
Problematik auseinandergesetz1 haben. 

Aus diesem Grunde wurde der Kongreß­
band des erfolgreichen, intemationalen Sym­
poSiums "Großunfall" , veranstaltet vom ASB­
Illertissen, aufgelegt. 

Die Referate beziehen sich sowohl auf das 
Thema Großunfall wie auch rettungsdienst­
einsatztaktische, ausbildungsmäßige und 
psychologische Problemkreise. Bemerkens­
wert ist das erstmals veröffentlichte detail­
lierte Bildmaterial über den Flugzeugabsturz 
in Leicester, Großbritannien. 

Ergänzungs­
lieferungen zu 
Sammelwerken 

Krankentransport und Rettungswesen 
Ergänzbares Handbuch der 

Rechtsvorschriften, Gebührenregelungen, 
Rechtssprechung und organisatorischen 

Bestimmungen, 
44. und 45. Ergänzungslielerung, 

Herausgeber: Dr. Werner Gerdelmann, 
Heinz Korbmann, Stelan Erich Kutter, 

Erich Schmidt Verlag, Berlin - Bieleleld -
München 

Das vorliegende Handbuch ist für den 
betroffenen Personenkreis, der mit dem 
Krankentransport und dem Rettungswesen 
zu tun hat, eine unentbehrtiche Arbeitsgrund­
lage, wenn es darum geht, den für die Praxis 
erfordertichen Überblick zu erha~en. 

Hierbei liegt die Stärke des Werkes darin, 
daß in ihm Gesetze, Verordnungen und Ertas­
se des Bundes, der Länder, der Landkreise 
und Städ1e nicht nur gesammelt, sondem 
auch systematisch aufbereitet werden. 

~inen breiten Raum nehmen darüber hin­
aus die Beförderungsentgelte ein. Es werden 
nicht nur die Tarife und Gebühren der einzel­
nen Landkreise, Städ1e und Gemeinden wie­
dergegeben, sondem z. B. auch die Preise, 
die zwischen den Kostenträgern und Hilfsor­
ganisationen oder Krankentransport- und 
Mietwagen-Untemehmen vereinbart sind. 

Die 44. und 45. Lieferung berücksichtigen 
durch Ergänzungen und Aktualisierungen 
neue Rechtsprechungen sowie ergangene 
Verordnungen und Ertasse auf Bundes- und 
Länderebene. 

Gesetze der Bundesrepublik Deutschland 
loseblattsammlung in 13 Abschnitten, 
Beartbeitet von Regierungsdirektor a. D. 

Friedrich Steinkamp, 
Walhalla und Praetoria Verlag, 

B4DD Regensburg 

Die jüngste Ergänzungslieferung von Juli 
1989, mit einem Umfang von 464 Seiten, 
aktualisiert die Gesetzessammlung mit den 
wichtigsten Gesetzen für die tägliche Praxis. 

Besonders hervorzuheben sind in Ab­
schnitt VIII die Bußgeldkatalog-Verordnung 
und die neugefaßten Verwaltungsvorschrif­
ten sowie das überarbeitete Stichwortver­
zeichnis zum Straßenverkehrsgesetz. Diese 
neuen Vorschriften traten am 1. Januar 1990 
in Kraft. 



Wollgang Jendsch 

MINIMAGAZIN 

Mannschaftskraftwagen 
(MKW) 
des Technischen Hilfswerks 

In der Ausgabe 9/89 unseres "Minimaga­
zins" hatten wir bereits ein Fahrzeug des 
THW-Bergungszuges vorgestellt (GKW), ein 
zweites Fahrzeug (Radlader) in der Ausgabe 
12/89. Nunmehr wird der Mannschaftskraft­
wagen (MKW) zum Thema des Modellbaues, 
der je einmal den zwei Bergungsgruppen des 
Bergungszuges (BZ) zugeordnet ist. In der 
Regel untersteht der Bergungsdienst dem 
Technischen Hilfswerk (THW), in wenigen 
Fällen der Feuerwehr. 

Mannschaftskraftwagen wurden bisher 
ausgeliefert auf Fahrgestellen des Merce­
des-Benz LA 911 , auf Iveco-Magirus 130 0 9 
und auf Iveco-Magirus 90-16. Die Fahrzeuge 
sind in Blau (RAL 5002) lackiert, soweit sie 
dem THW angehören; Feuerwehr-MKW er­
halten die rote Farbgebung (RAL 3000). 

Die Doppelkabine des MKW ist vorgese­
hen für eine Besatzung von maximal zwölf 
Personen. Dadurch kommt es - im Vergleich 
zum GKW - zu einer Verkürzung des Geräte­
aufbaus. In bestimmten Fällen, je nach Aus­
stattung des BZ, kann der MKW zum Zug­
fahrzeug für das Mehrzweckboot (MZB) 
werden. 

Das Modell 

Von den drei ausgelieferten Vorbildfahr­
zeugen kann aufgrund der vorliegenden 
Grundmodelle nur der Mercedes-Benz 911 
im Maßstab 1 :87/HO gebaut werden. Dazu 
liefert die Firma Preiser unter der Bestell­
nummer 1168 einen gut detai ll ierten und 
vorbildgerechten Bausatz (unter der Nummer 
37000 wird das Fahrzeug künftig auch als 
Fertigmodell gelieferti). Hier gilt es nun, 
durch exakte Detaillierung ein möglichst vor­
bildgerechtes Modell zu schaffen. 

Obwohl die Farbgebung des Grundmodells 
im wesentlichen dem THW-Blau entspricht, 
empfiehlt sich generell ein Nachlackieren. 
Hier wird zunächst mit blau-matt grundiert, 
anschließend mit "Humbrol Authentie co­
lour" (RAL 5002) lackiert und später mit 
farblosem Lack glanz lackiert. Für die Auf­
bau-Rollos und die Dachfläche nutzt man die 
Farbe "Alu" (Humbrol oder ReveII). 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

-

Unser Vorbildfahrzeug: der MKW des THW·Ortsverbandes Bremen-Vegesack, eine Fahrzeugausführung mit 
orange-farbenem Seitenstreifen und Dachblauticht. Interessant auch die zusätzlichen Reflektoren an den 
Fahrzeugseiten. Die zwei Peilstangen auf der Motorhaube müssen beim Modell ergänzt werden - sie sind im 
Bausatz nicht enthalten (siehe auch "Detaillierung"!), 

Was nun die grundsätzlichen Unterschiede 
bei den Vorbildfahrzeugen angeht, so sind 
hier drei Dinge zu nennen: Fahrzeug-Aufbau 
und Fahrerhaus können mit einem orange­
farbenen Streifen an der Unterkante verse­
hen sein . Ein solcher Streifen befindet sich 
als Naßschieber auf dem Preiser-Beschrif­
tungsset, das dem Modellbausatz beigefügt 
ist. Dann können die Fahrzeuge mit zwei 
unterschiedlichen Blaulicht-Varianten aus­
gestattet sein: zum einen das Steckblaulicht 
auf der Mitte des Fahrerhaus-Daches (in 
Höhe des Fahrer-Fensters), zum anderen das 
auf eine Stange gesetzte Steckblaulieh zwi­
schen Fahrerhaus und Aufbau (in Fahrtrich­
tung links). In diesem Fall muß das Einsteck­
loch für das Dachblaulich am Modell zuge­
spachtelt werden . Die Blaulicht-Stange ent­
nimmt man entweder aus den Preiser-Bau­
sätzen Nr. 1226 oder 1238 - oder man nutzt 
ein Teil aus der möglicherweise vorhandenen 
Ersatzteilkiste (z. B. Radachse). Die Blaulicht­
stange aus den vorgenannten Preiser-Bau­
sätzen hat jedoch den Vorteil , daß dort 
bereits ein Blaulichtsockel vorhanden ist, der 

z. B. bei Nutzung eines Ersatzteiles ange­
bracht werden müßte. 

Zum dritten: eine weitere mögliche Va­
riante besteht in der Dachbeschriftung. Hier 
kann die dem 8ausatz beigefügte "Heros"­
Beschriftung gewählt werden, oder - mit 
Hilfe von Beschriftungssätzen der Firma Mül­
ler/Siegen (Modellfachgeschäfte) - die ent­
sprechend den eigenen Fahrzeugen vorbild­
gerechte Beschriftung. Fahrzeuge ohne 
Dachkennung sind jedoch genauso vorbild­
gerecht. 

Abschließend geht es - wie bei dem in 
Ausgabe 9/89 beschriebenen GKW - um die 
Detaillierung des Modells. Hier sollte auf 
Kleinigkeiten durchaus geachtet werden, sie 
machen letztendlich die optische Schönheit 
des Modells aus. Da die einzelnen Arbeits­
schritte bereits in den Beiträgen des "Mini­
magazins" mehrfach beschrieben wurden, 
sollen sie hier nicht wiederholt werden. Vor­
bild- und Modellfoto geben dazu Anre­
gungen. 

Zwei Fahrzeugversionen zeigt unser Modellfoto: einmal das mit Seitenstreifen und "Stangen-Blaulicht" 
versehene Modell, zum andern das Modell mit Dachblaulicht und Dachkennung. Ergänzt werden müssen hier 
in belden Fällen noch die Peilstangen! 



POSlVer [f leDSSIUCK - Geuunruezamr 
Vertrieb: Druckhaus Neue Presse 
Postfach 2563, 8630 Coburg 
Vertriebs kennzahl Z 2766 E 

Tau,hdlenst - eine s'hwlerl,e Aul,abe 

Die Berulsfeuerwehr Köln verfügt seit 
Anfang der siebziger Jahre über einen 
Tauchdienst, der sich inzwischen in vielen 
Einsätzen bewährt haI. Rund dreißig Feuer­
wehrmänner haben sich im Laufe der Jahre 
freiwillig zu Tauchern ausbilden lassen. Sie 
stehen neben ihren Aufgaben im Löschzug 
rund um die Uhr für die Rettung oder Bergung 
untergegangener Personen sowie für beson­
dere technische Hilfeleistung über und unter 
Wasser zur Verfügung. 

Stationiert sind die Feuerwehrtaucher 
zentral auf der Feuerwache 1 im Zentrum von 
Köln. Hier steht auch ein Gerätewagen "Was­
serrettung" bereit, bestückt mit der persönli-
chen Ausrüstung der Taucher wie Trocken-
und Naßtauchanzüge, Leichttauchgeräte mit 
Preßluft, Schwimmflossen, Signalleinen etc. sowie umfangreichen Geräten für die 
technische Hilfe. 

Unser Titelbild zeigt einen Feuerwehrtaucher In einem Naßtauchanzug. Die Fotos auf 
dieser Seite zeigen links oben die notwendige Hilfe der Signalmänner beim Anz iehen der 
Einsatzkräfte, rechts einen simulierten Notaustauch mit Hilfe des Reservetauchers und 
unten das Bergen eines Schiffes im Rheinauhafen, an dem Taucher beteiligt waren (siehe 
auch Beitrag im Innern des Heftes). 


